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| 
Verhandelt zu Königsberg am 3. Dezember 1846. | 
| 
Die zur Ermittelung der Urſachen des in der Provinz Preußen öfter wieder: 

kehrenden Nothſtandes ernannte Commiſſion verſammelte ſich heute hierſelbſt im 

Königl. Schloſſe unter dem Vorſitze des Ober⸗Präſidenten von Preußen Herrn 
Dr. Bötticher. | 
Derfelbe eröffnete die Verſammlung, indem er an die Veranlaſſung der | 
Ernennung dieſer Commiſſion durch Mittheilung der bezüglichen Verhandlungen des | 
9. Provinzial Landtages des Königreichs Preußen ‚erinnerte. | 
Der Antrag auf Ernennung der Commiſſion iſt in der Plenar⸗Verhandlung 
d. d. Danzig, den 25. Februar 1845 (Fol. 84. der gedruckten Verhandlungen) | 
geſtellt und zur Begründung deſſelben angeführt: 
„nach einem 30 jährigen Frieden und unter dem Schutze einer vorſorgenden | 
landesväterlichen Regierung ſei es noch nicht gelungen, die Bewohner der ö 

Provinz Preußen zu einem geſicherten Wohlſtande zu erheben. Die Landes⸗ 

eultur mache keine weſentlichen Fortſchritte, die Verſchuldung des Grundbeſitzes 
Mh ei in fortwährendem Anwachſen; die Creditloſigkeit zur Zeit fo allgemein, daß | 
* es ſelbſt anerkannt wohlhabenden Grundbeſitzern äußerſt ſchwer fällt, die erfor- | 


derlichen Mittel zur Uebertragung des vorjährigen Erndte-Ausfalls zu erlangen, 
| und die Regierungen feien deshalb genöthigt, durch Gewährung von Vorſchüſſen, 
Arbeitsverdienſt und Saatgetreide, vermittelnd einzuſchreiten. Der Grund⸗ 
beſitz unterliege ſo häufigem Wechſel, daß er bald nur ausnahmsweiſe eine 


| Generation in derſelben Familie überdauern werde; das gewerbliche Leben 
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ſchlummere vollſtändig, und ein Gefühl der Eriftenz = Unficherheit habe ſich 
aller Klaſſen der Bevölkerung bemächtigt. Man dürfe nicht annehmen, daß 
dieſe Mißſtände aus vereinzelten Mängeln in unſern ſozialen Verhältniſſen 
hervorgegangen ſeien; es müſſe vielmehr angenommen werden, daß die mit 
dem 9. Oktober 1807 beginnende Geſetzgebung noch wichtiger Ergänzungen 
und Reformen bedürfe, um die von derſelben gehofften Zuſtände herbeizuführen. 
Bevor die Geſetzgebung hier indeſſen mit Zuverſicht einzuſchreiten vermöge, 
bedürfe es der gründlichſten Erwägungen; es ſeien vielfache ſtatiſtiſche und 
adminiſtrative Nachrichten nothwendig, zu deren Beſchaffung der Landtag ſich 
außer Stande befindet. 


Der Ausſchuß hatte ſich nach einer umfaſſenden Debatte einſtimmig zu 
Gunſten der vorgeſchlagenen Maaßregel ausgeſprochen. In der Plenar⸗Ver⸗ 
ſammlung wird zuvörderſt in Abrede geſtellt, daß die geſchilderten Mißſtände 
in der Provinz ganz allgemein ſind, da in mehren Theilen derſelben ein 
ſichtbares Vorſchreiten der Landes-Cultur ſich nicht verkennen laſſe. Die 
Schwierigkeiten, mit denen die Provinz zu kämpfen habe, gehen einerſeits aus 
ihrer iſolirten Lage hervor, indem ein Küſtenſtrich ohne Hinterland nothwen⸗ 
dig der wichtigſten Elemente des Gedeihens entbehrt; andrerſeits ſei aber der 
Mangel an geſicherten Communications = Mitteln noch fo groß, und insbeſon⸗ 
dere der Zuſtand der Grenz = Diſtricte, welche von der einen Seite durch die 
Grenzſperre abgeſchloſſen, von der anderen Seite durch unfahrbare Wege von 
der Küſte und von den Handels-Plätzen getrennt find, ein fo abnormer, daß 
daraus allein ſchon der öfters wiederkehrende Nothſtand feine genügende Er— 
klärung finde. Die Sorge müſſe ſich demnach auf Chauſſeebauten in großar⸗ 
tigem Maaßſtabe beſchränken, und ſobald alle Kreiſe der Provinz durch 
Chauſſeen verbunden ſeien, werde die Provinz auch den Grad von Wohlſtand 
erlangen, zu dem fie vermöge ihrer eigenthümlichen Lage überhaupt befähigt iſt. 


Dagegen erheben ſich indeſſen zahlreiche Stimmen, welche ſowohl die 
Herſtellung geſicherter Communications » Mittel, wenngleich von ihrer großen 
Wichtigkeit durchdrungen, für ungenügend erklären, als auch die Thätigkeit 
einer aus Ständen und Staats-Beamten zuſammengeſetzten Commiſſion ſowohl 
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zur Beſeitigung dieſes Mangels, wie der andern Mißverhältniſſe für noth⸗ 
wendig halten. 

Es handle ſich vor allen Dingen um Begründung eines ſelbſtſtändigen 
Lebens in der Provinz. Eine Landesgebiet von nahe an 1200 D Meilen, 
welches zum großen Theile mit reicher Bodenkraft ausgeſtattet iſt, beſitze ge— 
nügende Grundlagen zur Herſtellung deſſelben. 

Die neuere Agrar⸗Geſetzgebung müſſe als ein großartiges Experiment 
angeſehen werden, deſſen Gelingen vorausſichtlich nur bei gleichzeitiger Ent» 
wickelung des induſtriellen und merkantilen Lebens, insbeſondere aber mittelſt 
eines wohlgeordneten, die Hypotheken⸗Verhältniſſe gleichzeitig ins Auge faſ— 
ſenden Bankſyſtems, gelingen könne. Vermöge eines ſolchen werde es allein 
möglich fein, die erforderlichen Fonds zu umfaſſenden Chauſſeebauten zu erlan- 
gen, da die Allerhoͤchſt proponirte Verwendung von jährlich 120,000 Thlr. 
nur einen Erfolg haben können, wenn das durch dieſe Summe repräſentirte 
Kapital zur Anwendung komme. Nachdem die neuere Geſetzgebung länger als 
30 Jahre gewirkt, ſei es an der Zeit ſich Rechenſchaft über deren Erfolg zu 
geben; jeder verſtändige Hausvater ziehe von Zeit zu Zeit die Balance über 
die Erfolge ſeiner Geſchäftsthätigkeit, und es ſtehe dem Staate und den 
Ständen wohl an, in gleicher Weiſe zu verfahren; die Staatsbehörden ſind 
mit Geſchäften ſo überladen, daß ihnen keine Zeit zu gründlichen Erörterungen 
verbleibt, und die ſtatiſtiſchen Tabellen haben nur einen Werth, wenn ſie zu 
Vergleichungen benutzt und daraus die Maaßregeln abgeleitet werden, welche 
zur Beſeitigung von Hemmniſſen und zur Förderung des öffentlichen Wohles 
nothwendig ſind. 

Bei den Landtags = Verhandlungen hat ſich der Mangel zuverläſſiger 
Nachrichten über den Zuſtand des Landes vielfach zu erkennen gegeben, und 
die Stände ſind genöthigt geweſen, öfters Anträge zur Förderung des mate— 
riellen Wohles zurückzuweiſen, weil ihnen die Ueberſicht der dabei in Betracht 
kommenden Verhältniſſe mangelte, und der Landtag vermöge ſeiner Verfaſſung 
nicht im Stande war, durch unmittelbare Verhandlung mit den Behörden 
und mit den kenntnißreichen Männern des Landes, ſich die erforderliche Auf⸗ 
klärung zu ſchaffen. Eine für längere Dauer in Thätigkeit befindliche, aus 
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Ständen und Staatsbeamten beftehende Commiſſion werde indeſſen im Stande 
fein, dieſe Lücke auszufüllen, und den Beſchlüſſen des Landtages die erfor⸗ 
derliche Grundlage zu verſchaffen. 


Viele Petitionen über Landes⸗Cultur⸗Verhältniſſe, Trockenlegung der durch 
Waſſerſchäden öfters heimgeſuchten Niederungs-Diſtrikte, Entwerfung einer 
Landgemeinde» Ordnung, Aufhilfe der kleinen Städte u. |. w. ſehen der Erle⸗ 
digung entgegen, und der Landtag werde darüber nur zu beſchließen im Stande 
fein, nachdem die zur Beurtheilung erforderlichen Data beſchafft worden. Weber- 
haupt werde es den Bewohnern der Provinz anheim zu geben ſein, der vor⸗ 
bereitenden Commiſſion Vorſchläge zur Förderung des materiellen Wohles zu 
machen, welche dieſe demnächſt dem Landtage zur weitern Beſchlußnahme mit⸗ 
zutheilen habe. Wenn der Bericht derſelben ſich längere Zeit vor Zuſammen⸗ 
tritt des Landtages in den Händen der Abgeordneten befinde, werden ſich 
darauf gereiftere Beſchlüſſe baſiren laſſen. — Die Plenarverſammlung ent⸗ 
ſcheidet ſich mit 90 gegen 1 Stimme zu Gunſten des vorliegenden Antrages 
und beſchließt, daß des Königs Majeſtät mittelſt Denkſchrift allerunterthaͤnigſt 
gebeten werde: „in Berückſichtigung des in der Provinz Preußen öfters her; 
vortretenden Nothſtandes die Ernennung einer aus Ständen und Staats⸗ 
beamten beſtehenden Commiſſion Allerhöchſt anzubefehlen, deren Aufgabe es 
ſein würde, die Urſachen deſſelben zu ermitteln und dem nächſten Provinzial⸗ 
Landtage Vorſchläge zur Abhilfe zu machen, ſowohl um dadurch die Landes- 
Wohlfahrt zu fördern, als auch zur Beruhigung des Landes, welches dadurch 
zur klaren Einſicht gelangen werde, in wie weit die beſtehenden Verhältniſſe 
aus der eigenthümlichen Lage der Provinz hervorgehen und in wie weit Ab— 
hilfe durch die Vorſorge des Staats überhaupt möglich iſt.“ ꝛc. 


Die im Sinne dieſes Beſchluſſes abgefaßte Denkſchrift war demnächſt unter 
dem 28 Febr. pr. entworfen und befördert worden, worauf bereits unter dem k4ten 
März ejusd. die Allerhöchſte Genehmigung des ſtändiſchen Antrages erfolgte. In 
Gemäßheit derſelben einigte ſich der Landtag in der Verſammlung vom 22. März 
ejusd. durch vollgültigen Beſchluß dahin, daß die Mitglieder und Stellvertreter 
zwar aus verſchiedenen Theilen der Provinz, nicht aber nach Maaßgabe der Regie— 
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rungsbezirke und der einzelnen Stände zu ernennen ſei; daß man ſich nicht auf die 
Mitglieder des Landtages beſchränken wolle und erwählte demnächſt 

zu Mitgliedern die Abgeordneten v. Peguilhen, v. Auerswald, Baron 
v. Sanden, v. Platen, Hennig, den Gutsbeſitzer Arnold zu Hochſtries, den Fabri⸗ 
kanten E. W. Hertel zu Elbing, den Kaufmann Ludwig Funke zu Königsberg; 

zu Stellvertretern: den Abgeordneten v. Sauken⸗Julienfelde, Peiffer, 
Baron v. Hoverbeck, Graf Dohna-Weſſelshöfen, Riebold, den Gutsbeſitzer Geismer 
auf Terranowa, Siegfried auf Carben, Kommerzienrath Grunau zu Elbing. 

Zu Commiſſionsmitgliedern aus der Zahl der Beamten waren Sei: 
tens des Königl. Herrn Commiſſarius vorgeſchlagen: 

der Regierungs-Präſident Freiherr v. Nordenflycht zu Marienwerder, der 

Regierungs⸗Präſident v. Blumenthal zu Danzig, der Ober- und Geh. Regierungs- 

rath Schirrmeiſter zu Gumbinnen, der Ober- und Geh. Regierungsrath Siehr zu 

Königsberg, der Landrath Schlenther zu Tilſit, der Landrath v. Negelein zu 

Labiau, der Landrath Brauns zu Graudenz, der Landrath Klein zu Goldapp, 

deren Beſtätigung Allerhöchſten Orts mit der Beſtimmung erfolgte, daß den Be⸗ 
amten gleiches Stimmrecht mit den ſtändiſchen Mitgliedern zuſtehe. Von dieſen 
Commiſſions⸗ Mitgliedern und Stellvertretern find die, in der dieſer Verhandlung 
vorgedruckten Lifte, verzeichneten Mitglieder erſchienen und haben an den Berathun- 
gen Theil genommen, während die Herren v. Howerbeck und Riebold noch er— 
wartet werden. 

Der Vorſitzende ernannte den Landrath v. Platen zum Referenten und den 
Landrath von Peguilhen zum Secretair der Verſammlung. 

Zur Erledigung der vorliegenden Aufgabe ſchien es nothwendig, zunaͤchſt die 
in der Provinz Preußen thatſächlich beſtehenden Zuſtände möglichſt genau feſtzu⸗ 
ſtellen, um daraus die Urſachen der obwaltenden Mißverhältniſſe ſowohl, als die 
zur Beſeitigung derſelben geeigneten Maaßregeln ableiten zu können. 

Es hatte demnach der Vorſitzende an ſämmtliche Commiſſions-Mitglieder 
nd deren Stellvertreter die Aufforderung ergehen laſſen, ſich über die Urſachen der 
beſtehenden Mißverhältniſſe und über die Maaßregeln zur Beſeitigung derſelben gut⸗ 
achtlich auszuſprechen. Dieſe Gutachten ſind ſämmtlich eingegangen, und es iſt 
darauseine nach Gegenſtänden geordnete Zuſammenſtellung gefertigt und demnächſt 


Urſachen des Nothſtandes. 
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ſämmtlichen Commiſſions⸗ Mitgliedern zur Kenntnißnahme mitgetheilt worden. Ueber⸗ 
dies haben die Regierungs⸗Collegien der Provinz ſich in ausführlichen Berichten 
über die bisher ſtattgehabten Nothſtands⸗Verhältniſſe, über die Maaßregeln, welche 
zur augenblicklichen Abhilfe derſelben Seitens des Gouvernements ergriffen worden, 
über die Urſachen der beſtehenden Mißverhältniſſe und über die Mittel zur Beſei⸗ 
tigung derſelben, ausgeſprochen. Endlich hatte ein Mitglied der Commiſſion, von 
der Anſicht ausgehend, daß es angemeſſen ſei, durch Aufnahme einer ſpeciellen Sta⸗ 
tiſtik der beſtehenden Agrar-, Gewerbe, Kultur⸗ und Bevölkerungs⸗Verhältniſſe, Ver⸗ 
gleichung derſelben mit den vor 1806 beſtandenen und in andern Provinzen noch 
beſtehenden entſprechenden Verhältniſſen, Vernehmung practiſch erfahrener Männer 
in allen Theilen der Provinz; über die Erfolge, welche die Auflöſung der 
mittelalterlichen Verfaſſung und die Einführung der Geldwirthſchafts Form beim 
Landbau in andern Ländern gehabt; und über die Bedingungen, unter denen dieſe 
erzielt worden ꝛc, ſich Aufſchluß zu verſchaffen, auf Veranlaſſung des Vorſitzenden 
eine Reihe dahin einſchlagender Fragen aufgeſtellt und den andern Commiſſions⸗ 
Mitgliedern zur Beachtung, resp. Beantwortung, mitgetheilt. 

Die eingegangenen Berichte und Gutachten ſtimmen darin überein, daß die 
klimatiſchen Verhältniſſe und die kommerzielle Lage der Provinz nicht die) alleinigen 
Urſachen der obwaltenden Mißſtände find, daß es vielmehr thatſächlich Mipftände 
in der Provinz Preußen giebt, die als mitwirkende Urſache des ſich wiederholenden 
Nothſtandes anerkannt werden müſſen und in den ſozialen und geſetzlichen Ver⸗ 
hältniſſen derſelben überwiegend ihre Begründung finden. In der ſpeciellen Dar⸗ 
legung dieſer Mißſtände, in Bezeichnung der Veranlaſſungen und Vorbeugungsmittel 
derſelben weichen dieſe Gutachten und Berichte indeſſen bei vielen wichtigen Punk⸗ 
ten weſentlich von einander ab. Die Verſammlung beſchließt, die aus den einzelnen 
Berichten gefertigte Zuſammenſtellung in der Hauptſache ihren Berathungen zum 
Grunde zu legen, mit der Vorausſetzung, daß nicht nur jede geeignete Vervollſtän⸗ 
digung durch die Mitglieder der Commiſſion, ſondern auch durch Vernehmung ſach⸗ 
verſtändiger Mitglieder, namentlich des Handel- und Gewerbeſtandes vorbehalten 
bleibe, um die ſich darbietenden Lücken auszufüllen. 

Zur Erwägung der Urſachen des in der Provinz Preußen öfter wieder⸗ 
kehrenden Nothſtandes übergehend, wird zunächſt der aus der geographiſchen Lage 
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und den Witterungs⸗Verhältniſſen der Provinz Preußen hervorgehende Einfluß 
auf die landwirthſchaftlichen Erträge, zur Erörterung gezogen. 

Die Verſammlung iſt darin cinverftanden, daß die klimatiſchen Verhältniſſe 
der Provinz Preußen allerdings dazu beitragen, die wirthſchaftlichen Eeträge ſchwie— 
riger, unſicherer und koſtſpieliger als in anderen Provinzen des Preuß. Staats 
zu machen. Es iſt weniger die Strenge des Winters, als die längere Dauer des⸗ 
ſelben, wodurch der Netto-Ertrag der Landwirthſchaft weſentlich gefchmälert wird. 
Es darf im Durchſchnitt angenommen werden, daß die Arbeits- und Vegetations⸗ 
Zeit nur etwa 5 — 6 Monate jährlich dauert, und daß faſt 7 Monate lang das 
um fo kräftiger nothwendige Betriebs-Inventarium ohne entſprechende Leiſtungen 
erhalten werden muß. 

Wenngleich vermöge einer außerordentlich raſchen Vegetation die Nachtheile 
des ſpäten Eintritts derſelben einigermaßen ausgeglichen zu werden pflegen, ſo liegt 
es doch in der Natur der Dinge, daß die kürzere Arbeitsperiode zur Vertheuerung 
der Wirthſchaftserträge weſentlich beitragen muß. Dazu kommt, daß ſtarke Nacht⸗ 
fröfte öfter als in andern Provinzen im Spät⸗Frühjahr eintreten, welche die be— 
reits in der Vegetation begriffenen Kulturpflanzen beſchädigen, auch wohl gänzlich 
vernichten, ein Nachtheil, der überdies durch die in der Frühjahrszeit ſich regelmäßig 
einſtellenden und längere Zeit anhaltenden Nordoſt-Winde geſteigert wird. Es iſt 
endlich ein den nördlicher gelegenen Gegenden eigenthümlicher Uebelſtand, daß die 
Zahl der mit Sicherheit zu bauenden Pflanzen-Gattungen geringer iſt, als in gün⸗ 
ſtigern Klimaten, und daß demnach diejenige Sicherheit der landwirthſchaftlichen 
Erträge ſich mindert, welche aus der Mannigfaltigkeit des Anbaus der Feldfrüchte 
hervorgeht. 

Ob das Klima Preußens ſich verändert und der Produktion hinderlicher 
geworden, darüber hat man ſich nicht zu verſtändigen vermocht. Der zu den Ritter: 
zeiten ſtattgehabte Weinbau hat ſich vorausſetzlich nur auf die ſchlechteren Gattun⸗ 
gen beſchränkt. Allerdings iſt die Wirkſamkeit der Nordoſt-Winde durch das Lichten 
der Wälder und insbeſondere durch Vernichtung der vormals auf den Nehrungen 
beſtandenen Pflanzungen weſentlich geſteigert worden. 

Darin iſt die Verſammlung indeſſen einſtimmig, daß das Klima Preußens 
im Allgemeinen dem Getreidebau nicht entgegen iſt, daß die klimatiſchen Schwierig⸗ 
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1. Klima. 
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keiten zum großen Theil durch eine günſtige Bodenmiſchung ausgeglichen werden, 
und daß ein kräftiger und rationeller Wirthſchaftsbetrieb die ſicherſte Schutzwehr 
wider dieſelben darbietet. Man kann auch in Preußen reiche und ſichere Erndten 
erzielen, nur daß zur Erreichung dieſes Ziels ein verhältnißmäßig höherer Grad von 
Landes⸗Kultur nothwendig iſt. 

Die Hauptſtröme der Provinz, die Weichſel und die Memel, ſind durch 
ſtarke Deiche eingeengt, um die angrenzenden Niederungen zu Zeiten eines hohen 
Waſſerſtandes vor Ueberfluthungen zu ſchützen. Zu allen Zeiten find Fälle. vorge: 
kommen, wo bei beſonders hohem Waſſerſtande und ſtarkem Eisgange dieſe Deiche 
an einzelnen Stellen durchgeriſſen und die innerhalb der Waſſerſpannung belegenen 
Niederungen überſchwemmt worden ſind. Im glücklichen Falle wurden dadurch nur 
die Saaten vernichtet, wofür der Landmann dann einen theilweiſen, allerdings nur 
dürftigen Erſatz in der Ablagerung von Humus ſuchen mußte; ſehr oft wurden aber 
auch neben Landausriſſen, Zerſtörung von Gebäuden und Zäunen anſehnliche Ter⸗ 
rains verſandet und dadurch ihres Werthes für lange Zeit beraubt. Immer ſind 
die durch ſolche Kataſtrophen entſtandenen Verluſte aber ſehr bedeutend geweſen, 
indem die dadurch betroffenen Ländereien ſehr ausgedehnt und von ganz außeror⸗ 
dentlichem Werthe waren. 

Die Rückwirkung auf die übrigen Theile der Provinz konnte nicht aus blei⸗ 
ben, da die Geſammt⸗ Production einen großen Ausfall erlitt, und die gewerbliche 
Induſtrie mit dem Nothſtande der fruchtbaren Niederungen, wenn auch nur vor⸗ 
übergehend, einen reichen Markt verlor. 

Ungeachtet für die Verſtärkung der Deiche in den letzten Dezennien viel ge⸗ 
ſchehen iſt, ſo ſind Durchbrüche nach wie vor, in neuſter Zeit ſogar verſtärkt, ein⸗ 
getreten, die Gefahr der Wiederkehr beſteht noch immer, ja ſie iſt im Anwachſen, 
weil einer Seits das Bette der genannten Flüſſe durch Ablagerung von Sand ſich 
nach den eingezogenen Gutachten erhöhet haben ſoll, und weil anderer Seits in 
Folge der ſteigenden Kultur die im Gebiete jener Flüſſe belegenen Sümpfe und 
Brüche abgegraben und die Wälder in Polen gelichtet worden ſind; das in den⸗ 
ſelben ſich anſammelnde Waſſer, welches vormals allmählig oder durch Verdunſtung 
den Strömen zugeführt wurde, ſich jetzt ſowohl mit dem Aufgehen des Eiſes als 
auch bei ſtarken Regengüſſen plötzlich in großen Maſſen in dieſelben ergießt; daher 
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die Erſcheinung, daß das ſogenannte polniſche Waſſer, welches vormals einige Wo⸗ 
chen nach dem Eisgange die Memel anzuſchwellen pflegte, jetzt mit dem Eisgange 
zuſammen fallt, und daß der Waſſerſtard in den Sommermonaten niedriger als vor⸗ 
mals iſt. Was die Sommer⸗Waſſerſtaͤnde der Weichſel anbetrifft, ſo find darin in 
den letzten Jahren groͤßere Abweichungen bemerkt worden, als vormals. Dazu 
kommt noch, daß in Foige des Weichſel⸗Durchbruchs bei Neufähr der Lauf des 
Fluſſes rapider geworden und dadurch die Deiche in der . Weichſel unterſpuͤlt 
und deren Feſtigkeit mindert. 


Von Seiten des Gouvernements find dieſe Uebelſtaͤnde theilweiſe bereits ins 


Auge gefaßt und ſtehen die Erfolge zu erwarten. Wenngleich Preußen ſich mehr 3. Krieg. 


als eines 30jaͤhrigen Friedens erfreut, dürfen doch die Nachwehen der Kriegsdrang⸗ 
ſale hier nicht unerwaͤhnt bleiben, welche die Periode von 1807 bis 1813 über die 
Provinz verhaͤngt haben. Es koͤnnen dieſe Nachwehen noch immer nicht als voll⸗ 
ſtaͤndig beſeitigt angeſehen werden, nicht etwa, weil die damals gänzlich zerftörten 
wirthſchaftlichen Kräfte nicht wiederhergeſtellt worden, ſondern weil die Zahl der 
wohlhabenden Familien in der Provinz ſich in Folge der Kriegesdrangſale außer⸗ 
ordentlich vermindert, die darauf folgende Friedens⸗Periode aber aus Urſachen, die 
mit denen des Nothſtandes aufs engſte zuſammenhaͤngen, dem Erſtehen eines ge 
ſicherten Wohlſtandes Überhaupt nicht guͤnſtig geweſen iſt. Es werden von einzelnen 
Mitgliedern Thatſachen zur Beleuchtung der Wirkungen angefuͤhrt, welche der Krie⸗ 
geszug der franzoͤſiſchen Armee nach Rußland im Jahre 1812 auf die Provinz 
hervorgebracht, die nicht verfehlen koͤnnen, den lebhafteſten Eindruck zu machen. Da: 
nach ward ſchon auf dieſem Hinmarſch vielfach geraubt und gepluͤndert, das Be⸗ 
triebsvieh ging theilweiſe verloren, die Felder konnten nur waͤhrend der Nachtzeit 
beſtellt werden, und es war namentlich ein Theil Lithauens thatſaͤchlich in eine 
Wuͤſte verwandelt worden. Und in eine ſolche Periode fiel der Uebergang in die 
neue Agrar⸗Verfaſſung, die aus dieſem Grunde den Se Erfolg nicht ſobald 
haben konnte. 


Länder, die inmitten eines regen Handels- und Gewerbsverkehrs belegen find, 

denen die Mittel zur Schaffung neuer Kapitalien reichlich geboten ſind, wie z. B. 

Sachſen, koͤnnen die Wirkungen der Kriegesdrangſale nach wenigen Dezennien voll⸗ 
2 * 


4. Grenzſperre. 
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ſtaͤndig überwunden haben, bei der kommerziellen Lage der Provinz Preußen iſt dies 
bisher nicht moͤglich geweſen. 

Die Provinz iſt im Suͤden und Oſten durch Rußland begrenzt, welches zur 
Hebung der eigenen Induſtrie, ſeit dem Jahre 1821 ein Prohibitiv-Zoll⸗Syſtem 
angenommen hat. Es hat demzufolge der Abſatz von Produkten hieſiger Provinz 
nach Rußland faſt aufgehört, und die in den kleinen Staͤdten vormals beſtandenen 
Gewerbe, die Bereitung der groͤberen Tuchgattungen u. ſ. w. ſind faſt vernichtet. 
Aber auch der aus den Seeſtaͤdten vormals nach Polen betriebene Tranſito-Verkehr, 
neben dem Getreidehandel die reichſte Quelle des Erwerbs, hat in Folge der ruſſi⸗ 
ſchen Handelspolitik in ſeinen geſetzlichen Wegen aufgehoͤrt; die Seeſtaͤdte find auch 
dadurch in ihrem Wohlſtande geſchmaͤlert worden. Der den Importhandel Preu⸗ 
ßens lähmende Sund⸗Zoll iſt durch die neuerdings eingetretenen Maßregeln minder 
druͤckend geworden, als es bisher im Verhaͤltniß gegen Stettin der Fall war. 

Ueber den Einfluß, den die ruſſiſche Grenzſperre auf den Gewerbs- und 
Handelsverkehr der Provinz ausuͤbt, erhebt ſich demnächſt eine lebhafte Debatte. 
Ein großer Theil der Verſammlung iſt der Ueberzeugung, daß dieſer Einfluß gemein⸗ 
hin hoͤher veranſchlagt werde, als es durch die Umſtaͤnde gerechtfertigt erſcheint. 
Das doch nur ſpärliche Gewerbsleben, welches vormals in der Provinz beſtanden, 
werde, fo meint man, vorausſetzlich auch ohne jene Grenzſperre zu Grunde gegan: 
gen ſein, indem daſſelbe der Concurrenz mit den großen Fabriken des Zollvereins 
erlegen wäre, da letztere des freigebliebenen Abſatzes nach Rußland ſich bemaͤchtigt 
haben würden. Die Hauptveranlaſſung des Unterganges der Preuß. Induſtrie ſei 
Mangel an Capital und an induſtrieller Bildung; wo beide ſich vereint finden, da 
erbluͤht auch in Preußen die Induſtrie, wie die im regen Aufſchwung befindliche 
Papier⸗, Zucker-, Mehl⸗ und Maſchinen⸗Fabrikation darthut. 

Wenn auch angenommen wird, daß Preußen durch ſeine Lage verhindert 
werde, fuͤr das Ausland zu fabriciren, was indeß bei dem wohlfeilen Seetransport 
und der leichten Ernahrung der Arbeiter noch keinesweges als erwieſen erſcheinen 
dürfte, fo ſei doch nicht abzuſehen, aus welchen anderen Gründen die Provinz ver⸗ 
hindert werde, ihren eigenen Bedarf an Induſtrie-Erzeugniſſen ſelbſt zu produciren. 
Es ſcheine vielmehr, als ob hiebei ein Mangel an merkantiler Bildung, oder wenig⸗ 
ſtens an merkantilem Unternehmungsgeiſt entgegen trete, da es ſich ſonſt nicht er- 
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klaͤren laſſe, weshalb der preußiſche Handelsſtand nicht mindeſtens den vollen Im: 
port für die hieſige Provinz in feinen Händen behalten habe. Man muͤſſe an⸗ 
nehmen, daß die großen und gewagten Geſchaͤfte im Getreidehandel, welche bald ko— 
loſſalen Gewinn, bald den Untergang bringen, den Sinn fuͤr die muͤhevolleren, einen 
kleinen, aber ſicherern Gewinn bringenden Geſchaͤfte nicht haben aufkommen laſſen. 
Die Verſammlung beſcheidet ſich indeſſen, da das bedauerliche Ausbleiben der Com— 
miſſions⸗Mitglieder aus dem Handelsſtande eine genuͤgende Beantwortung der hier 
vorliegenden Frage unzulaͤßig mache, und erſucht den Herrn Vorſitzenden das 
Vorfteher = Amt der hieſigen Kaufmannſchaft aufzufordern, eine Deputation zur 
Beiwohnung ihrer Berathungen über Handels- und Gewerbs-Verhaͤltniſſe zu 
ernennen. 

Der Vorſitzende ſchließt die Sitzung und beſtimmt die naͤchſte auf den fol⸗ 


genden Tag Vormittags 10 Uhr. 
V. G. U. 
Bötticher. v. Nordenflycht. Brauns. A. v. Saufen. Geysmer. 
v. Platen. v. Negelein. Siehr. Schirrmeiſter. Klein. v. Sanden⸗ 
Tuſſainen. Auerswald. v. Blumenthal. Peguilhen. 
Schlenther. 


Verhandelt zu Königsberg in der Verſammlung der zur Ermitte⸗ 
lung des Nothſtandes in Preuſten ernannten Commiſſion, 


am 4. Dezember 1846. 


Nachdem in der erſten Sitzung der vorbezeichneten Commiſſion die aus der 
klimatiſchen und kommerziellen Lage der Provinz Preußen hervorgehenden Urſachen 
des Nothſtandes zur Eroͤrterung gekommen, wird heute zur Erwaͤgung der focialen 
Verhaͤltniſſe übergegangen, welche etwa einen Einfluß auf die Wohlfahrt derſelben 
auszuuͤben im Stande ſind. 
Es bietet zunächft die ſociale Verfaſſung der Städte ein wichtiges Moment 1. Kleine Städte. 
dar, doch kann hier zuvoͤrderſt nur die der kleinen Städte in Erwägung gezogen 


—— 
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werden, da die größern und mittlern mit den allgemeinen Handels- und Gewerbs⸗ 
Verhaͤltniſſen in ſo enger Verbindung ſtehen, daß deren Zuſtaͤnde nur im Zuſammen⸗ 
hange mit dieſen, und daher nur unter Zuziehung der Abgeordneten des Kaufmanns⸗ 
ſtandes, mit Erfolg der Beurtheilung zu unterwerfen ſind. 

Um die derzeitige Lage der kleinen Staͤdte uͤberſehen zu koͤnnen, iſt es noth⸗ 
wendig, ſich die Verhaͤltniſſe derſelben, wie fie zur Zeit der gewerblichen Zunft: und 
Monopol⸗Verfaſſung beſtanden, zu vergegenwaͤrtigen. Wenn dieſe im Allgemeinen 
jede höhere Gewerbſamkeit laͤhmte, und deren Aufloͤſung demnach unerlaͤßlich er⸗ 
ſchien, ſo hatte ſie doch die Wirkung, daß die Zahl der Gewerbtreibenden in enge 
Schranken gehalten und deren Exiſtenz dadurch ſicher geſtellt worden. 

Bei der vormaligen Agrar-Verfaſſung der Staͤdte konnte der Landbau nur 
ausnahmsweiſe zur vorherrſchenden Geltung in dem wirthſchaftlichen Betriebe der 
Stadt-Gemeinden gelangen, und das gewerbliche Leben erſchien in der Regel als 
Grundlage deſſelben. Dazu kommt, daß die Mehrzahl der Staͤdte mit mehr oder 
minder bedeutenden Garniſonen verſehen war, welche denſelben nicht unerhebliche 
Nahrungsquellen darboten, daß fie Competenz-Gelder aus den Staats-Kaſſen bezo⸗ 
gen u. ſ. w. 

Es konnte nicht fehlen, daß die Aufloͤſung der vormaligen Zunftverfaſſung, 
die Einfuͤhrung der Staͤdte-Ordnung, die Concentration der Garniſonen in den groͤ— 
ßeren Städten, die Abſchaffung der Competenz-Gelder und die Special-Separation 
der ſtaͤdtiſchen Feldmarken einen erheblichen Einfluß auf die ſocialen Zuſtaͤnde der 
ſtaͤdtiſchen Bevölkerung hervorbringen mußten, und erhebt ſich eine lebhafte Debatte 
über die Art und den Umfang dieſes Einfluſſes und uͤber die Bedeutung, den der⸗ 
ſelbe auf die Nothſtands⸗Verhaͤltniſſe der Provinz zur Zeit ausübt. 

Von der einen Seite wird angefuͤhrt, dieſer Einfluß ſei dadurch in großer 
Bedeutſamkeit hervorgetreten, daß einerſeits die zum Fabrik⸗Betriebe geeigneten Ge⸗ 
werbe der Concurrenz mit dem großen Kapital erlegen ſeien, andererſeits aber die 
Zahl der Handwerker ſich unverhaͤltnißmaͤßig gemehrt habe, deren Exiſtenz um ſo 
unſicherer ſei, als ſie gemeinhin eine uͤberaus mangelhafte Gewerbsbildung genoſſen, 
und uͤberdies die Concurrenz mit den Landhandwerkern zu beſtehen haben, die ver⸗ 
moͤge ihres wohlfeilern Lebens unterhaltes und der ‚geringfügigen. Abgaben wohlfeiler 
zu arbeiten im Stande find. Endlich aber entgehe dieſen fo kuͤmmerlich geſtellten 
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ſtaͤdtiſchen Handwerkern nicht ſelten noch die Aushuͤlfe, ihren Unterhalt als Tage⸗ 
löhner zu erwerben, da ſie durch ihre Profeſſion als Schneider, Schuhmacher u. ſ. w. 
die Geſchicklichkeit und Kraft fuͤr landwirthſchaftliche Arbeiten gemeinhin verloren 
und überdies noch die Concurrenz mit den vom Lande in die Städte ſich hineinzie⸗ 
henden loſen Leuten zu beſtehen haben. Dazu komme noch, daß die ſtaͤdtiſchen 
Abgaben an den Staat, Servis u. ſ. w. unverhaltnißmaͤßig höher als die ländlichen 
Abgaben ſind; daß die Stadtverwaltung einen großen Koſtenaufwand erheiſcht, der 
anſehnliche Communalſteuern nothwendig macht, und es ſei daher mit Sicherheit 
abzuſehen, daß alle Städte, welche nicht die Elemente ftädtifihen Lebens in ſich be⸗ 
wahren und durch das Beduͤrfniß der Umgegend getragen werden „ ſich aufloͤſen, 
d. h. ausſchließlich auf die Bewirthſchaftung ihrer Feldmarken beſchraͤnken werden. 
Wo dieſe Nothwendigkeit indeſſen eintritt, da erfordere die Gerechtigkeit, daß die 
Steuerverhaͤltniſſe der Städte mit denen der Landgemeinden auf gleichen Fuß geſtellt 
werden. Wenn bisher keine Antraͤge auf Aufhebung der Stadtverfaſſungen einge⸗ 
gangen ſind, ſo ſei die Urſache lediglich in den Vortheilen zu ſuchen, welche die 
Corporations⸗Rechte der Stadtgemeinden darbieten, in dem Selbſtgefuͤhl, welches der 
Name Buͤrger den Mitgliedern derſelben verleiht und darin, daß den Landgemeinden 
dieſe Vortheile noch nicht zu Theil geworden. Mit der Emanation einer Land— 
gemeinde-Ordnung werden ohne Zweifel zahlreiche Anträge auf Aufloͤſung des ſtaͤdti⸗ 
ſchen Verbandes eingehen. 


Dieſe Anſichten finden indeſſen in der Verſammlung auch vielfache Entgeg⸗ 
nung. Man muͤſſe annehmen, daß die Staͤdte zur Zeit noch in einer Uebergangs⸗ 
Periode begriffen ſeien, von der ſich keineswegs behaupten laſſe, daß ſie nicht endlich 
zu einem gedeihlichen Reſultate führen werde. Es laſſe ſich nicht in Abrede 
ſtellen, das ein Handwerk oft ohne Ueberlegung ergriffen werde, und daß dar⸗ 
aus zahlreiche Mipftände ſich gebildet haben. Indeſſen ſei nicht zu verkennen, 
daß die ſtaͤdtiſche Bevoͤlkerung mehr und mehr anfange, ihrer Stellung und Auf⸗ 
gabe ſich bewußt zu werden, daß das leichtſinnige Ergreifen einzelner Gewerbszweige 
immer ſeltener vorkomme, daß die Bewirthſchaftung der ſtaͤdtiſchen Feldmarken nach 
Ausführung der Special⸗Separation große Fortſchritte gemacht habe, und daß darin, 
ſo wie in dem Beduͤrfniß der Umgegend eine Baſis fuͤr die dem Landbau unmittel⸗ 


2. Landſchulweſen. 
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bar dienenden Gewerbszweige ſich gebildet habe, welche dem ſtaͤdtiſchen Leben wie 
derum mehr und mehr eine zuverlaͤßige Grundlage des Beſtehens ertheilen werde. 
Man muͤſſe an dem Erfahrungsſatz feſthalten, daß die einzelnen Gewerbszweige ſich 
gegenſeitig unterſtuͤtzen, daß das iſolirte Gewerbe nur kuͤmmerlich zu beſtehen ver⸗ 
mag, und es ſei deshalb Thatſache, daß die Landhandwerker ſich wiederum mehr 
und mehr in die Staͤdte hineinziehen. Unverkennbar habe neuerdings die bauliche 
Beſchaffenheit und das aͤußere Anſehen der Staͤdte außerordentlich gewonnen, und der 
Andrang loſer Leute zeige ſich in den Dörfern nicht minder wie in den Städten. 
Es muͤſſe endlich hervorgehoben werden, daß in den bisher ſtattgehabten 
Nothſtandszeiten die Mehrzahl der Stadtgemeinden dieſelben jederzeit aus eigenen 
Kraͤften und ohne Beihilfe des Staats zu bewaͤltigen gewußt haben. 
Nachdem noch entgegnet worden, daß der Äußere Luxus, der ſich hin und 
wieder in den baulichen Anlagen der Staͤdte offenbart, mehr auf Schein wie 
auf wirklichen Wohlſtand beruht, und daß die Städte dem Nothſtande nur zu be 
gegnen gewußt haben, weil fie vorforgende Behörden beſitzen, die auf dem Lande 
vielfach fehlen, ſtellt der Vorſitzende die Frage 
ob in den gegenwaͤrtigen ſocialen Verhaͤltniſſen der Staͤdte Momente 
vorhanden ſind, welche einen Nothſtand leichter hervortreten laſſen, als 
vor Umgeſtaltung der vormaligen Verhaͤltniſſe? 

und dieſe Frage wird mit 8 Stimmen gegen 7 bejaht. 

In Beziehung auf die Verhältniſſe der ländlichen Bevölkerung iſt vielfach 
hervorgehoben worden, daß der Unterricht, welcher der Jugend in den Landſchulen 
zu Theil wird, den Bedürfniſſen ihres künftigen Berufs und ihrer künftigen 
Stellung im Leben bei Weitem nicht entſpricht. Bereits der 7. Provinzial⸗Land⸗ 
tag hatte dieſen Gegenſtand Allerhöchſten Orts zur Sprache gebracht und auf die 
Nothwendigkeit einer Vereinfachung des Lehrplans hingewieſen, worauf auch dem⸗ 
nächſt eine weſentliche Beſchränkung der Lehrgegenſtände von der Behörde ange— 
ordnet iſt. Einſtimmig ſpricht ſich in der Verſammlung indeſſen die Ueberzeugung 
aus, daß das Landſchulweſen noch erheblicher Reformen und Verbeſſerungen bedürfe, 
wenn es ſeine Aufgabe erfüllen ſolle, und daß in den geringen Erfolgen, welche 
daſſelbe durchſchnittlich noch darbietet, ein mittelbares Moment des Nothſtandes 
erkannt werden müſſe. Die Emancipation der ländlichen Bevölkerung aus dem 
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gutsherrlichen Verbande konnte nur in der Vorausſetzung die von derſelben ver⸗ 
hofften ſegensreichen Wirkungen darbieten, daß das Werk des Volksunterrichts und 
der Volkserziehung umſichtig und thatkräftig ſeinen Zwecken gemäß gefördert werden 
würde. Wenn die ernſten Beſtrebungen des Gouvernements für Löſung dieſer 
Aufgabe nicht verkannt werden dürfen, ſo ſtaͤnden die Erfolge doch noch immer 
außer allem Verhältniß mit den großen Opfern, die ſeit einer Reihe von Jahren 
gebracht worden ſind. ; 

Zur Begründung dieſer Ueberzeugung wird zunächſt von einem Mitgliede 
angeführt, daß die Grundlage jeder ſpätern Fortbildung, die Fähigkeit des fertigen 
Leſens, nur in äußerſt ſeltenen Fällen erreicht werde. Wolle man die Zahl der in 
den Landſchulen gebildeten Perſonen ermitteln, die in dem Maaße des Leſens 
kundig ſeien, um daſſelbe ohne Anſtrengung auszuüben, ſo werde dieſe Zahl in den 
einzelnen Kreiſen ſich im höchſten Grade geringfügig herausſtellen. So lange das 
Leſen aber noch Anſtrengung erfordert, werde daſſelbe auch zur fernern Ausbildung 
im Leben und für das Leben nicht angewendet werden. Ja es müſſe bemerkt 
werden, daß dieſes Ziel in einzelnen Gegenden vormals häufiger erreicht worden als 
gegenwärtig, vielleicht weil die Zahl der die einzelnen Schulen beſuchenden Kinder 
geringer geweſen. Darauf wird indeſſen entgegnet, daß dieſe Verhältniſſe vorzugs⸗ 
weiſe nur in den polniſchen Theilen und in den Schulen gemiſchter Zunge der 
Provinz allgemein zutreffen, daß die Erfolge günſtiger ſeien, wo das deutſche 
Element in der Bevölkerung vorherrſche, daß einzelne Schulen Ausgezeichnetes 
leiſten, und daß ſelbſt Anfänge von Dorfs-Bibliotheken bereits vorgekommen. 

Der Mangel an Büchern habe ſich in den beſſern Gegenden äußerſt fühl⸗ 
bar gemacht, da das Streben, ſich mittelſt derſelben Unterhaltung zu ſchaffen, viel⸗ 
fach geweckt worden. 

Auf der andern Seite erhoben ſich indeſſen viele Stimmen, welche auch 
eine größere Fertigkeit im Leſen für unzureichend erklären. Es ſei weniger der 
Unterricht, als die Erziehung ein unabweisbares Bedürfniß und trete dieſes ins⸗ 
beſondere bei der weiblichen Bevölkerung in höchfter Dringlichkeit hervor. Dieſe 
ſei in der unendlichen Mehrzahl außer Stande, dem Haushalt nur mit einigem 
Erfolg vorzuſtehen, und beſonders ſeien die polniſchen Arbeiterfrauen meiſtens mit 
der Kunſt des Strickens und Nähens ſo unbekannt, daß ſie außer Stande wären, die 
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Kleider des Mannes und der Kinder in Ordnung zu halten, und ſo lange dieſe 
zerriſſen und zerlumpt einhergehen müßten, wäre ſchon aus dieſem Grunde ein Fort⸗ 
ſchritt zu einem auf ſittlichen Grundlagen beruhenden Familien ⸗ Leben undenkbar. 
Daher der Unterricht in weiblichen Handarbeiten von der höchſten Dringlichkeit, 
und wenn die Verſammlung dieſe Ueberzeugung vollſtändig theilt, ſo verkennt ſie 
doch die Schwierigkeiten nicht, welche ſich ſchon bei Beſchaffung des Arbeits⸗ 
materials entgegenſtellen. Nach der Ueberzeugung mehrerer Mitglieder ſind dieſe 
Schwierigkeiten indeſſen keineswegs unbeſiegbar, und erſcheint dieſe Angelegen⸗ 
heit von ſo überwiegender Wichtigkeit, daß man vertraut, ſie werde ſich durch 
ernſte Anſtrengungen zu einem befriedigenden Ziele führen laſſen. 

Um darzuthun, was ein tüchtiger Volks» Unterricht zu leiſten im Stande 
und wie wichtig insbeſondere eine praktiſche Erziehung der Frauen für die Landes⸗ 
Cultur iſt, werden von einem Mitgliede die Wahrnehmungen zur Sprache gebracht, 
zu denen die aus Heſſen⸗Darmſtadt nach Rothfließ im Kreiſe Rößel herbeigezoge- 
nen Coloniſten Anlaß gegeben. Die Männer ſind ohne Ausnahme im Schreiben ſo 
geübt, daß ſie z. B. die Erlebniſſe ihrer Reiſen darzuſtellen vermochten, und waren 
einige Reiſeberichte überaus klar, zuſammenhängend und ſogar wohl ſtyliſirt. Ganz 
ausgezeichnet iſt indeſſen die praktiſche Bildung der Frauen. Sie ſind nicht allein 
in den weiblichen Handarbeiten vollſtändig bewandert, ſondern treiben einen ſehr 
ausgedehnten Gemüſebau faſt ohne Mitwirkung der Männer, verſtehen die Kunſt 
des Aufbewahrens der Gemüſe ſo vollſtändig, daß in den Heſſiſchen Familien große 
Fäſſer mit eingemachten Schnittbohnen ſich vorfinden, und daß in denſelben täglich 
neben den Kartoffeln auch anderes Gemüſe verzehrt wird. Die Coloniſten waren 
im Stande, noch vor ausgeführter Special-Separation zur Stallfütterung über⸗ 
zugehen, weil die Frauen mit der größten Mühwaltung das Gras zuſammenſuchten, 
und weil der Abfall von den Kohl: und Rübengattungen überdies Futtermaterial 
darbot. Die Verſammlung ſpricht ſchließlich ihre Ueberzeugung dahin übereinſtim⸗ 
mend aus, daß, wenn die gegenwärtige mangelhafte Verfaſſung des Landſchul⸗ 
weſens auch nicht als Urſache des Nothſtandes angeſehen werden könne, ſie doch 
nicht Genügendes geleiſtet habe, um demſelben wirkſam zu begegnen. 

3. Erwerbsverhältniſſe In Folge der neuern Agrar-Geſetzgebung hat ſich die Zahl der auf Arbeits⸗ 
der Landarbeiter. verdienſt angewieſenen Inſtleute, Eigenkäthner und Loosleute außerordentlich ver- 
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mehrt. Die Exiſtenz der Erſteren, die contractlich zu beſtimmten Arbeiten auf den 
Gütern gegen Tagelohn und Natural ⸗Entſchädigung Verpflichtete find, bietet eine 
genügende Sicherheit dar. Dagegen ſind die beiden andern Klaſſen der ländlichen 
Bevölkerung, welche auf zufälligen Arbeitsverdienſt angewieſen ſind, der eigentliche 
Sitz des von Zeit zu Zeit hervortretenden Nothſtandes. Vermöge ihres Bildungs⸗ 
ſtandes ſehr geringe Bedürfniſſe habend, iſt dieſe Volksklaſſe in gewöhnlichen Jahren 
d. h. ſobald die Kartoffelerndte gut ausgefallen iſt und ſobald während der land⸗ 
wirthſchaftlichen Arbeitsperiode ſich ausreichende Gelegenheit zum Arbeits verdienſt 
darbietet, vollſtändig zufriedengeſtellt. Während der 5 Monate, wo die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten ruhen, findet nur ein ſehr geringer Theil dieſer Volksklaſſe 
Gelegenheit zu einigem Arbeitsverdienſt, den die Mitglieder derſelben, ſobald er mit 
einigen Beſchwerden verbunden iſt, auch nicht aufſuchen, da die vorhandenen Kar⸗ 
toffelvorräthe ihren Anſprüchen genügen. Sobald die Kartoffeln mißrathen, tritt 
Nothſtand ein, denn die Wintervorräthe reichen dann nicht aus, und ungeachtet das 
Tagelohn in Preußen verhältnißmäßig nicht niedrig it, find Erſparniſſe aus dem 
Verdienſt während der Arbeitsperiode doch nur in ſeltenen Fällen angeſammelt 
worden. Dergeſtalt kann ein Nothſtand ſich herausbilden, ſelbſt wenn im Uebrigen 
das Land mit einer reichlichen Erndte geſegnet worden. 


Derſelbe nimmt indeſſen einen bedrohlichen Charakter an, ſobald dieſer 
günſtige Fall nicht eingetreten iſt, und ein Mißrathen der wichtigeren Getreide- 
Gattungen ſtattgefunden hat. Dann zwingen die ſchwierigen Geldverhältniſſe den 
Landbeſitzer, die Kultur = Arbeiten einzuſtellen und feine Wirthſchafts ⸗ Arbeiten auf 
ein Minimum zu ſchränken; die Gelegenheit zum Arbeits verdienſt mindert ſich, 
während gleichzeitig die Preiſe der Lebensmittel eine ungewöhnliche Höhe erreichen. 
Bei einer vollſtändigen Mißerndte wird die Zahl der Erwerbsbedüurftigen noch da⸗ 
durch geſteigert, daß der Landwirth ſich bei Annahme des Geſindes auf das Un⸗ 
entbehrliche beſchränkt. 


Es wird hiernach in dem Mangel an Arbeitsverdienſt der Landarbeiter wäh: 
rend des Winters und bei Mißerndten bis zum Eintritt der Heuerndte von der 
Verſammlung einſtimmig eine vorzügliche Quelle des Nothſtandes anerkannt, 
indem die Verſammlung zugleich darin einverſtanden iſt, daß vormals, wo 

3 * 


20 


die Klaſſe der Landarbeiter weniger zahlreich war und wo der Garn⸗ und Lein⸗ 
wandhandel auch waͤhrend des Winters in mehren Theilen der Provinz Gelegenheit 
zum Arbeitsverdienſt darbot, ein Nothſtand in dem heutigen Umfange nicht hervor⸗ 
treten konnte. 
Der alljaͤhrlich wiederkehrende gaͤnzliche Mangel einer geordneten Erwerbs⸗ 
thaͤtigkeit waͤhrend einer Reihe von Monaten muß aber die phyſiſchen Kraͤfte ſo⸗ 
wohl, wie die moraliſchen in einer Weiſe untergraben, die endlich die Erwerbs⸗ 
fähigkeit und jede Ausſicht auf Hebung des ſocialen Zuſtandes dieſer zahlreichen Be⸗ | 
voͤlkerungs⸗Klaſſe vernichtet, und wird hierin das wichtigſte Moment des oͤfters her⸗ 
vortretenden Nothſtandes dieſer Klaſſe erkannt, beſonders in Erwägung, daß ein ge⸗ 
wiſſer Grad von Arbeitsſcheu ſchon durch andere Urſachen, z. B. durch die Abloh⸗ 
nung mittelſt Tagelohn ꝛc. genaͤhrt wird. 
V. G. U. 
Bötticher. v. Blumenthal. Auerswald. Klein. Schirrmeiſter. Siehr. 
v. Sanden⸗Tuſſainen. v. Negelein. v. Platen. Geysmer. v. Saufen: 
Julienfelde. Brauns. v. Nordenflycht. Peguilhen. 
Schlenther. 


Verhandelt zu Königsberg den 5. Dezember 186. 


In der dritten Sitzung der Nothſtands⸗Commiſſion theilte der Vorſitzende 
derſelben zunächft mit, daß nach einer Anzeige des Vorſteher Amtes der hieſigen 
Kaufmannſchaft vom Aten d. M. die Herren 

a) Kommerzien⸗Rath Schnell, 

b) Kaufmann Goullon, 

c) Kaufmann Heinrich 
erwaͤhlt worden, um die etwa erforderliche Auskunft uͤber die kommerziellen und ge⸗ 
werblichen Verhaͤltniſſe zu ertheilen. 
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Demnächft wird in der Erdrterung der ſocialen Urſachen des Nothſtandes 
fortgefahren. 

Die Leichtigkeit der Begründung eines Haushalts in den Städten ſowohl 
wie auf dem Lande, hat bei den uncultivirteren Klaſſen die Neigung erzeugt, zur 
Ehe zu ſchreiten, waͤhrend noch alle Grundlagen der Erhaltung eines Hausſtandes 
fehlen. Es liegt in der Nalur der Dinge, daß derartige Familien⸗Buͤndniſſe ſich 
nicht ſelten als Quelle der Unſittlichkeit und der Verbrechen darſtellen, die wiederum 
mit dem Nothſtande und ſeinen Wirkungen aufs engſte verbunden iſt. Nachdem 
noch erwaͤhnt worden, daß dieſe, Erſcheinungen ohne Unterſchied der Confeſſions⸗ 
Verhaͤltniſſe ſich bemerklich machen, ſpricht ſich die Verſammlung dahin aus, daß 
die leichtſinnige Abſchließung der Ehebuͤndniſſe in den aͤrmeren Volksklaſſen als eine 
der mitwirkenden Urſachen des nur zu leicht dem Nothſtande anheimfallenden Pro⸗ 
letariats erkannt werden muͤſſe. 

Der in einzelnen Theilen der Provinz in nicht geringem Umfange ſtattge⸗ 
habte Auskauf von Bauerhoͤfen und die Zuſammenlegung der dazu gehoͤrigen Laͤnde⸗ 
reien in Vorwerks⸗Wirthſchaften iſt inſofern als Veranlaſſung des Nothſtandes be⸗ 
zeichnet worden, als zahlreiche Familien dadurch aus der gewohnten Thaͤtigkeit ge⸗ 
ſetzt werden, und nachdem ſie das Kauf ⸗ Kapital, das ſie nicht zu nutzen und zu 
verwalten verſtehen, eingebuͤßt, der Klaſſe der Losleute, ja der Proletarier anheim⸗ 
fallen. In der Verſammlung ſpricht ſich die Ueberzeugung dahin aus, daß, obwohl 
unmittelbar nach Regulirung der baͤuerlichen Verhaͤltniſſe ein ſehr bedeutender Theil 
der adlichen Bauerlaͤndereien von den vormaligen Grundherrſchaften ausgekauft und 
mit den Vorwerkslaͤndereien vereinigt worden, neuerdings das Zuſammenſchlagen der 
Bauerhoͤfe nur aus nahmsweiſe und in mäßigem Umfange erfolge. Es ſteigere ſich 
im Bauernſtande die Liebe zum heimathlichen Boden, und nur die Außerfte Bedraͤngniß 
könne einzelne Mitglieder deſſelben zum Verkauf bewegen. Wo dieſer Fall indeſſen 
eingetreten, da kaufe der Bauer gerne einen Theil einer andern Bauernwirthſchaft, 
gruͤnde darauf eine neue, und es koͤnne dies nicht als ein Nachtheil angeſehen wer⸗ 
den, da für jetzt die dem Bauernſtande zur Dispoſition ſtehende Bodenflaͤche noch 
immer unverhaͤltnißmaͤßig größer ſei, als die ihm zu Gebot ſtehenden Betriebsmittel. 

Die Verſammlung iſt demnach darin einverſtanden, daß das Auskaufen der 
Bauerhoͤfe nur in ſeltenen Ausnahme⸗Faͤllen und wo daſſelbe in ausgedehntem Um⸗ 


Leichtſinnige Abſchließung 
von Ehebündniſſen. 


Auskauf der Bauerhöfe. 


Diem embrationen. 
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fange Statt gehabt, auf die Entſtehung oder Steigerung des Nothſtandes von Ein⸗ 
fluß geweſen ſein koͤnne. 5 

Wenn der baͤuerliche Grundbeſitzer ſich nicht leicht zum Verkauf feines Ho⸗ 
ſes entſchließt, ſo traͤgt derſelbe um ſo weniger Bedenken, kleine Land⸗Parcellen zur 
Bezahlung von Schulden und Beſchaffung von Betriebs kapital abzuzweigen. 

Dieſer Fall iſt am haͤufigſten nach Ausführung der Spezial⸗Separationen 
eingetreten, wo die entfernt von der Dorfslage abgefundenen und zum Ausbau ge⸗ 
noͤthigten Wirthe die Hofſtellen verkauften, um ſich die erforderlichen Fonds zu der 
neuen Wirthſchaftseinrichtung zu verſchaffen. Dann hat aber auch jede Mißerndte 
zahlreiche Dismembrationen zur Folge gehabt, wie denn nicht minder die Ereigniſſe 
des Familienlebens, die Erb⸗Regulirungen u. ſ. w. von erheblichem Einfluß darauf 
find. Wenn nun die Entſtehung der Eigenkaͤthner⸗Etabliſſements an und fuͤr ſich 
ſchon Elemente des Nothſtandes, beſonders in den Gegenden erzeugt, die nur ſpaͤr 
liche Gelegenheit zum Arbeitsverdienſt darbieten, ſo wird deren Einfluß noch dadurch 
erheblich geſteigert, daß wie haͤufig geſchieht, die kleineren Grundbeſitzer eine oder 
mehre Stuben vermiethen und darin oͤfters mehre Familien aufnehmen, die alsdann 
ein eben ſo unſicher begruͤndetes, wie ungeſundes und entſittlichendes Leben fuͤhren. 
Als ein fernerer Grund zur Vermehrung der kleinen, nur auf einen precaͤren Arbeits⸗ 
verdienſt angewieſenen Grundbeſitzer wird der von Staatswegen angeordnete Ver⸗ 
kauf der detachirten Forſt⸗Ländereien, nachdem dieſe in kleine Parcellen von wenigen 
Morgen zerſplittert worden, erkannt. Wenn auch die Meinung geäußert wird, daß 
die Stellung der Landarbeiter, welche eine Acker⸗Parcelle als Eigenthum beſitzen, 
ſehr viel zuverlaͤßigere Grundlagen einer geſicherten Exiſtenz darbiete, als die der be⸗ 
figlofen Familien, daß die Hoffnung, ein feſtes Eigenthum, und ſei es das kleinſte, 
zu erwerben, der beſte Antrieb zu Fleiß und Sparſamkeit ſei, und die Dismembra⸗ 
tionen demnach als wohlthätig angeſehen werden muͤſſen, fo wird doch darauf ent⸗ 
gegnet, dieſer wohlthaͤtige Erfolg koͤnne nur auf die aus einem wirklichen Beduͤrf⸗ 
niß hervorgegangenen Abzweigungen Anwendung finden; wo dieſe dagegen in Folge 
äußerer Calamitäten oder willkührlicher Anordnungen hervortreten, da werde die Ent: 
ſtehung neuer, durch kein ſoclales Beduͤrfniß gerechtfertigter Wirkungskreiſe einen 
Volkszuwachs hervorrufen, deſſen Exiſtenz Momente der Unſicherheit in ſich tragen 
muͤſſe. Die Verſammlung ſpricht ſich einſtümmig dahin autz, daß die Dismembrä⸗ 
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tionen ihrer vielfach wohlthätigen Wirkungen ungeachtet dennoch nicht ſelten und 
zwar da, wo ſie ohne natürliches Bedürfniß durch künſtliche Maaßregeln hervor: 
gerufen worden, eine Veranlaſſung zur Erzeugung und Steigerung des Nothſtandes 
dargeboten haben. 

Wenn der ſo häufig eintretende Nothſtand den Credit der Provinz Preußen 
im Allgemeinen geſchwächt hat, auswärtige Kapitaliſten ſich nicht leicht bewegen 
laſſen, ihre Fonds in derſelben anzulegen, die Zahl der einheimiſchen aber nur gering 
iſt, ſo treten noch mannigfache Urſachen hinzu, um insbeſondere dem kleinen Grund⸗ 
beſitzer die Beſchaffung der erforderlichen Fonds ſchwierig, ja oft unmöglich zu 
machen. Dahin gehört, daß die Kapitaliſten ihre Fonds nicht gerne in fo kleine 
Summen zerſplittern, wie der bäuerliche Wirth ihrer bedarf, oder ſie ſicher zu 
ſtellen vermag, daß ſelbſt die Gerichte öfters Bedenken tragen, die in ihren Depo- 
ſitorien ſich anſammelnden Fonds auf Bauerhöfe auszuthun und vielmehr vorziehen, 
dieſelben entweder der Bank einzuſenden oder in größeren Summen auf werthvollere 
Grundſtücke anzulegen, und daß die Eintragung überdies ſehr koſtſpielig iſt. 

Aus dieſen Gründen ſind ſelbſt unverſchuldete bäuerliche Grundbeſitzer oft 
außer Stande, ſich die zu Anſchaffung von Saaten und Inventarienſtücken, zu Bau⸗ 
ten und Wirthſchafts-Verbeſſerungen nothwendigen baaren Geldmittel im Wege des 
Credits zu verſchaffen, oder durch Benutzung deſſelben die Folgen der Mißerndte, 
der Viehſeuche u. ſ. w. zu bewältigen. Wo ungeachtet aller dieſer Hinderniſſe 
Credit gewährt wurde, da geſchah dies der Regel nach nur unter harten Bedin⸗ 
gungen, die an und für ſich ſehr hoch ſtipulirten Zinſen wurden durch große Neben— 
koſten, Mäklergebühren u. ſ w in das Maaßloſe geſteigert, öfter wurde auch 
wohl die Nutzung einer Landparcelle, einer Wieſe abzetreten, und wo alle dieſe 
Mittel ohne Erfolg blieben, da ſind ſelbſt Fälle vorgekommen, in welchen der Bauer 
die Saaten gegen Abtretung des halben Erndte-Ertrages an Stroh und Getreide 
geborgt hat, um nur die Felder nicht unbeſtellt liegen zu laſſen. 

Dieſe Zuſtände treten beſonders in den Gegenden ſchroff hervor, die ent— 
fernt von Handelsplätzen belegen ſind, wo die großen Güter mit ihren umfang⸗ 
reichen Brandtwein-Fabriken, Maſtungen u. ſ. w. zur Belebung des Geldverkehrs 
und des Producten-Umſatzes nicht mitwirken konnten, und wo der Mangel an 
Chauſſeen und Waſſerſtraßen in weichen Wintern das Verfahren des Getreides un- 


Mangel an Credit. 


| 
| 
| 


24 


möglich machte. In den Gegenden, wo die Verkehrs-Verhältniſſe ſich günſtiger 
geſtalteten, blieb dagegen die Möglichkeit der Creditbeſchaffung, wenn auch für den 
kleinen Grundbeſitzer immer nur unter erſchwerenden Umſtänden, nicht gänzlich aus. 

Die Wirkungen ſolcher Zuſtände auf die Landeskultur können nicht anders 
als überaus verderblich ſein. Es kommt hinzu, daß, wie in Betreff einzelner Ge: 
genden behauptet wird, kleinere Grundbeſitzer ſich mitunter verleiten laſſen, 
Früchte im Uebermaaß und auf Koſten der Bodenkraft anzubauen, welche zwar 
augenblicklich eine hohe Geldeinnahme, aber kein Dünger⸗Material gewähren, fo z. B. 
Kartoffeln zum Verkauf an die Brennereien, und es liegt in der Natur der Dinge, 
daß unter ſolchen Umſtänden die üble Witterung um ſo verderblicher wirken, die 
Folgen der Nothſtandszeiten um ſo nachhaltiger ſein müſſen. 

Dieſe Folgen berühren aber zugleich die Klaſſe der Landarbeiter und die 
der Gewerbtreibenden um ſo empfindlicher, als die Wirthſchaftsarbeiten und der 
Ankauf von Gewerbs-Producten bei eintretenden Mißjahren ſofort aufs äußerſte 
beſchränkt werden. 

Zwar wird von einigen Seiten hervorgehoben, daß der preußiſche Bauer— 
ſtand noch zu wenig kultivirt ſei, um einen ihm mit Leichtigkeit dargebotenen Credit 
mit Umſicht und Verſtändigkeit zu benutzen, daß, wenn die frühern Nothjahre unter Zu⸗ 
hilfenahme des Credits überwunden worden waͤren, die kleineren Grundbeſitzer jetzt gleich 
den größeren verſchuldet fein. würden, und daß die gegenwartigen Calamitäten unter 
ſolchen Umſtänden um ſo verderblicher haͤtten wirken muͤſſen; worauf indeſſen entgegnet 
wird: die Erleichterung des Credits ſchließe die Vorſorge gegen die mißbräuchliche 
Benutzung deſſelben nicht aus; es wuͤrde vorausſichtlich der gegenwärtige Nothſtand 
nicht eingetreten fein, wenn der mangelnde Credit nicht die Productionskräfte ge⸗ 
ſchwächt und zu verderblichen Auskunftsmitteln gezwungen hätte; es müſſe überhaupt 
als eine nothwendige Conſequenz der neuen Agrar-Geſetzgebung angeſehen werden, 
damit die vormalige gutsherrliche Vorſorge einen Erſatz darin finde, daß der 
jetzt freie und ſelbſtſtändig gewordene Ruftifal- Befiger. in den Stand geſetzt werde, 
dieſe Vorſorge aus eigenen Mitteln zu treffen. Die Verſammlung ſpricht ſich 
ſchließlich mit 13 Stimmen gegen 2 Stimmen dahin aus, daß der Mangel an 
Credit als eine vorzügliche Veranlaſſung zur Entſtehung und Steigerung des Noth— 
ſtandes in Preußen betrachtet werden müſſe. 
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Während die vormalige Agrar⸗Verfaſſung die Bewirthſchaftung der Ru⸗ 
ſtikal⸗Stellen nach althergebrachten Gewohnheiten zuließ, welche mehr die phyſiſchen 
Arbeitskräfte als das Denkvermögen in Anſpruch nahmen, erfordert dieſelbe heut 
die reiflichſte Ueberlegung, indem es ſich darum handelt, alljährlich einen dem Um⸗ 
fange der Verpflichtungen, ſo wie der Haushalts- und Wirthſchafts-Bedürfniſſe 
entſprechenden und zugleich geldwerthen Ertrag zu beſchaffen. Die gegenwärtige 
Verfaſſung macht die Anwendung aller Erfahrungen und Entdeckungen der vorge- 
ſchrittenen Agronomie zuläſſig, und in dem Maaße, wie dieſes Ziel erreicht wird, 
werden die klimatiſchen Hinderniſſe und die übrigen Nothſtands-Momente mehr und 
mehr bewältigt werden. 

Es liegt zu Tage, daß eine noch nicht ſeit langer Zeit aus den Höͤrigkeits⸗ 
und Gewohnheits-Feſſeln befreite Bevölkerung dieſer Aufgabe bei weitem noch nicht 
gewachſen iſt, und daß manche Anſtrengungen nothwendig ſein werden, um dieſelbe 
dieſem Ziele entgegen zu führen. 

Die Verſammlung iſt darin übereinſtimmend, daß die ungenügende Berufs⸗ 
bildung des Bauernſtandes zur Entſtehung des Nothſtandes weſentlich beiträgt. 

Wenn die ältere Agrarverfaſſung den Gutsherren einen entſcheidenden Ein⸗ 
fluß auf die innern und äußern Verhältniſſe der Landgemeinden geſtattete, dieſe 
darin, in dem Beſitz der Gemeinheiten und in der gemeinſchaftlichen Benutzung und 
Bewirthſchaftung ihrer Grundſtücke bis dahin einen äußern Halt fanden, ſo iſt mit 
der Auflöſung dieſer Verhältniſſe jener Halt verloren gegangen, ein Gemeindeleben 
findet nicht ſtatt, und jeder Ruſtikal⸗Beſitzer ſteht iſolirt und anhaltlos inmitten der 
Geſellſchaft da. 

Es entgeht den Mitgliedern der Landgemeinden ſelbſt das Gefühl eines ge⸗ 
ſellſchaftlichen oder genoſſenſchaftlichen Verbandes. Die Faſſung von Beſchlüſſen, 
durch welche alle Dorfbewohner zu Leiſtungen oder Bürgſchaften verpflichtet werden, 
iſt ſehr ſchwierig, ſobald es den bäuerlichen Wirthen nicht beliebt, die Gemeinde ⸗ 
Verſammlungen zu beſuchen, da dieſerhalb ein Zwang nicht zuläſſig iſt, und in 
nothwendiger Folge, bei dem gaͤnzlichen Mangel aller Autorität in Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten wird das Schulzen-Amt als eine drückende Laſt angeſehen; daſſelbe 
iſt auch nicht entfernt der Gegenſtand des Ehrgeizes oder der Bewerbung, da dieſe 


Stellung nur durch Vollſtreckung der Polizei⸗Vorſchriften eine Bedeutung erhält, 
4 


Cultur⸗Verhältniſſe des 
Bauernſtandes. 


Mangelnde Ordnung 
im Gemeindeweſen. 
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und die Schulzen fih nur als Polizeidiener der Gutsherren oder der Domainen - 
Rentmeiſter und landräthlichen Behörden betrachten; die Ortsarmenpflege, und die 
Vorſorge für Kranke und Nothleidende in den Landgemeinden iſt aus dieſen Grün⸗ 
den ungenügend; eine moraliſche Einwirkung auf die Proletarier und überhaupt eine 
Erziehung der Gemeindegenoſſen durch die Gemeinde und deren Inſtitutionen findet 
nicht Statt, und es entbehrt demnach faſt die geſammte ländliche Bevölkerung der 
geordneten Erziehung durch das Leben, wie die durch die Schule ſich bereits als 
eine ungenügende bewieſen. 8 

Wenn auch ein Mitglied der Verſammlung den vorausgeſetzten Einfluß einer 
Gemeinde-Verfaſſung auf die Nothſtands-Verhältniſſe in Abrede ſtellt, ſo ſind doch 
die übrigen Mitglieder der Verſammlung der entgegengeſetzten Anſicht, da der Man⸗ 
gel derſelben eine vorſorgende Thätigkeit der Landgemeinden in Nothſtandszeiten 
unmöglich mache, und da die Erweckung des Gemeindegeiſtes und jenes edleren 
Selbſtgefühls, welches zur Hintanſetzung der perſönlichen Intereſſen in Zeiten all⸗ 
gemeiner Bedrängniß anregt, dadurch gehindert wird. Es wird vielmehr mit faſt 
allgemeiner Zuſtimmung die Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, daß ein Nothſtand 
in der heutigen Ausdehnung nie hätte hervortreten können, wenn ſeit längerer Zeit 
eine Landgemeinde⸗Ordnung ihre Wirkſamkeit bethätigt hätte. Wenn man ſich auch 


beſcheidet, daß die Einführung einer Landgemeinde⸗Ordnung beſonders bei dem, 


gegenwärtigen Bildungszuſtande einzelner Gegenden erhebliche Reſultate nicht ſofort 
erwarten laſſe, ſo kommt die Verſammlung doch faſt einſtimmig darin überein, daß 
der zur Zeit noch beſtehende Mangel eines geordneten Gemeindeweſens zur Steige⸗ 
rung der Uebel eines eintretenden Nothſtandes erheblich beitrage, deſſen vollſtändige 
Bewältigung unmöglich gemacht habe, auch ferner unmoͤglich machen werde. 

V. G. U. 


Bötticher. v. Blumenthal. Nordenflycht. Brauns Niebold. 

v. Saucken⸗Julienfelde. Geysmer. v. Platen. v. Negelein. 

Sanden⸗Tuſſainen. Siehr. Schirmeiſter. Auerswald. Klein. 
Peguilhen. Schlenther. 
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Verhandelt zu Königsberg in der Verſammlung der zur Ermitte⸗ 
lung des Nothſtandes in Preußen ernannten Commiſſion, 
am 7. Dezember 1846. 


In Gemäßheit der durch den Vorſitzenden an die Herren Abgeordneten des 
hieſigen Handelsſtandes ergangenen Aufforderung, haben dieſelben ſich heut einge⸗ 
funden, um die in der Verhandlung vom 3. d. Mts. vorbehaltenen Aufſchlüſſe über 
die commerziellen Verhältniſſe der Provinz und über die Zuſtände der groͤßeren und 
mittleren Städte, ſo weit ſolche auf die Entſtehung oder Steigerung des Noth⸗ 
ſtandes von Einfluß ſind, zu ertheilen. 

Der Vorſitzende ſtellt die neben bezeichneten Fragen, deren Beantwortung 
demnächſt der Discuſſion unterworfen wird. 

Die Herren Abgeordneten ſprechen ſich einſtimmig dahin aus, daß, während 
ehedem faſt der geſammte Aus⸗ und Einfuhrhandel der angrenzenden ruſſiſch polni⸗ 
ſchen Provinzen durch die preußiſchen Seeſtädte vermittelt worden, der letztere in 
Folge der neben bezeichneten Maaßregel in ſeinen geſetzlichen Wegen größtentheils 
aufgehört habe. Es liege in der Natur der Dinge, daß, indem die preußiſchen 
Seeſtädte dadurch auf den Export⸗ Handel der aus dem angrenzenden Auslande 
noch eingehenden Güter beſchränkt worden, deren Geſchäftsumfang und Wohlſtand 
ſich erheblich habe mindern müſſen, und daß der Wohlſtand der Provinz dadurch 
weſentlich berührt worden. Indem die Seeſtädte ihres Hinterlandes für den Im⸗ 
porthandel beraubt wurden, ſei ihnen dadurch die Möglichkeit eines ausgedehnten 
Handels in dieſer Richtung genommen, ihrem Geſchäftskreis und damit ihrem Wohl⸗ 
ſtande ward ſeine vormalige Baſis entzogen, was eine verderbliche Rückwirkung 
auf die Provinz auszuüben nicht verfehlen konnte. 

Nur etwa die Grenzſtädte haben vermöge eines zum Theil ungeſetzlichen 
Verkehrs einen Ausfuhrhandel nach dem angrenzenden Auslande zu erhalten gewußt, 
wodurch einzelne Kaufleute allerdings zu einigem Wohlſtande gelangten, der indeſſen 


1. Welchen Einfluß übt 
die ſeit dem Jahre 1821 
eingetretene Grenzſperre 
auf die Handelsthätigkeit 
der Seeſtädte und auf die 
Wohlfahrt der Provinz? 


mit den Verluſten der Seeſtädte außer allem Verhältniß ſteht, und überdies dem 


4* 


2. Durch welche Maaß⸗ 
regeln der Geſetzgebung 
oder Verwaltung könnte 
der Verkehr mit Rußland 
u. Polen gehoben werden? 


3. Wodurch wird die Er⸗ 
ſcheinung erklärlich, daß 


der preußiſche Handels⸗ 
ſtand ſelbſt die Verſorgung 
der hieſigen Provinz mit 
Kolonial⸗ u. Manufaktur⸗ 
Waaren ſich nicht zu er⸗ 


halten gewußt? 
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Allgemeinen um fo weniger Segen bringt, als er mit der Entſittlichung der Grenz- 
bewohner erkauft wird. 

Die energiſchen Schutzmaaßregeln, welche die ruſſiſchen Behörden neuerdings 
ins Werk ſetzten, haben die Bedeutſamkeit des Schmuggelhandels überdies anſehn⸗ 
lich gefchmälert. 

Vorausgeſetzt, der ruſſiſche Tarif bleibe unverändert, ſo ſind die Herren 
Abgeordneten doch der Ueberzeugung, daß durch Ermäßigung der preußiſchen Tran— 
ſito⸗Zölle der Verkehr mit dem angrenzenden Auslande wiederum gehoben werden 
könne. So iſt der Tranſitozoll auf Farbeholz mit 10 Sgr. pro Centner normirt, 
während daſſelbe nur etwa einen Werth von 3 Thlr. hat, die rohe Baumwolle iſt 
ebenfalls hoch belaſtet, und viele ähnliche Artikel würden eine Einfuhr nach Ruß⸗ 
land geſtatten, wenn der Durchgang durch Preuſſen nicht ſo anſehnlich belaſtet wäre. 
Die Herren Abgeordneten ſprechen zugleich ihre Ueberzeugung dahin aus, daß auch 
der Tranſito⸗Zoll für die ſeewärts durchgehenden Producte einer Ermäßigung be⸗ 
dürfe, worauf ihnen indeß entgegnet wird, daß dieſe Maaßregel bei ſolchen Artikeln 
eine zweckloſe Begünſtigung des Nachbarlandes ſei, die nothgedrungen ihren Abfluß 
durch Preußen nehmen müſſen, wie z. B. Getreide, Holz, Flachs, Leinſaat u. ſ. w. 
Dieſer Grundſatz dürfe nach der Meinung ber Herren Abgeordneten indeſſen nur 
mit großer Vorſicht angenommen werden, Rußland ſcheue keine Anſtrengung, um 
fi alle Handels-Vortheile zu erhalten. 

Der aus den Steppen kommende Talg erhalt erſt in Pinsk feine weitere 
Beſtimmung, und ſei noch vor wenigen Jahren Gegenſtand eines nicht unbedeuten⸗ 
den Verkehrs geweſen, nur durch Steigerung der Durchgangs-Abgabe ſei dieſer 
erdrückt, und nachdem in Folge vielfacher Reclamationen endlich wiederum eine Er⸗ 
mäßigung eingetreten, habe inzwiſchen der Handel in dieſem Artikel den Weg allein 
über ruſſiſche Häfen eingeſchlagen, und das alte Verhältniß wird ſich ſchwer wieder 
herſtellen laſſen. 

Die hier vorliegende Frage hat die Aufmerkſamkeit der Verſammlung vor⸗ 
zugsweiſe erregt, und geben die Herren Abgeordneten hierüber folgende Aufſchlüſſe. 

Die Verſorgung der hieſigen Provinz mit Colonial-Waaren iſt zur Zeit 
theilweiſe an Stettin übergegangen. Bis vor einigen Jahren genoß Stettin durch 
eine Vergütung von 2 Prozent des Sundzolls einen Vortheil, deſſen die preußiſchen 
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Städte entbehrten. Der Stettiner Kaufmann hat aber überdies ein fehr ausgedehn- 
tes Hinterland zu verſorgen; er kann daher von einzelnen Waarengattungen ganze 
Schiffsladungen direct aus den Productions⸗Orten beziehen, während dies dem 
hieſigen Kaufmann aus Mangel genügenden Abſatzes die größten Verluſte bringen 
würde. Aus dieſem Grunde und vermöge des ausgedehnten Verkehrs, zu dem dieſer 
Handelsplatz gediehen, bezieht Stettin feine Waaren in kürzeſter Friſt und zahlt des · 
halb die billigſten Frachten, während ein nach Preuſſen zu befrachtendes Schiff oft 
4 bis 8 Wochen lang warten muß, bevor es volle Ladung findet. Allgemein wird 
beim Waaren⸗Bezuge ein dreimonatlicher Credit bewilligt, und der Stettiner Kauf⸗ 
mann hat häufig ſeine Güter bereits verkauft, bevor er ſie bezahlen darf, während 
der hieſige oft die Auslage machen muß, ehe er in den Beſitz der Waaren gelangt. 
Dazu kommt der Einfluß der Pommerſchen Ritterſchaftlichen Privat-Bank, welche 
liberale Grundſätze beobachtend, nicht ohne Einfluß auf das Verfahren der Königl. 
Bank bleibt. Vermöge der Eiſenbahn⸗Verbindung ſtehen die reichen Geldkräfte 
Berlins dem Stettiner Handelsſtande um ſo leichter zu Gebote, und dieſer kann 
bei eintretender Conjunctur per Dampfſchiff und Eiſenbahn ſich ſofort mit den er- 
forderlichen Gütern verſorgen. Die Königsberger Bank verfährt indeſſen beim 
Lombardgeſchäft wie bei Discontirungen nach ſehr beſchränkenden Vorſchriften; ſie 
giebt ihre Vorſchüſſe nur auf Grund niedriger Taxen, und wenn im Wege des 
Privat⸗Credits noch über dieſe Taxen hinaus Vorſchüſſe geſucht werden, fo find 
dieſe nur gegen hohe Zinſen zu erlangen. 

Es bieten ſich demnach dem Stettiner Kaufmann Vortheile beim Waaren⸗ 
bezuge dar, die den Betrag der Transport-Koſten von Stettin nach Preuſſen häufig 
überſteigen, und es iſt dies der Grund, aus welchem der preußiſche Handelsſtand 
ſich die Verſorgung der Provinz mit Colonial⸗Waaren nicht allein zu erhalten 
vermochte. Ein Mangel commerzieller Bildung darf zur Erklärung dieſer Erſchei⸗ 
nungen um ſo weniger angenommen werden, als Stettiner und Magdeburger Kauf⸗ 
leute, welche ſich in Preuſſen etablirt, zu ihrem Schaden die Richtigkeit der vor⸗ 
entwickelten Angaben erfahren haben. 

Das Erſtehen der vereinsländiſchen Fabriken und der dadurch, wie durch 
andere Begünſtigungen hervorgerufene Meſſverkehr hat die Verſorgung des angren⸗ 
zenden Auslandes mit Manufactur-Waaren aus den Seehäfen aufheben müſſen. 
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4. Welchen Einfluß übt 
das Verhältniß zum Zoll⸗ 
verein auf den Wohlſtand 
der Provinz? 


5. Würde die Entwickelung 
der Fabrikation in Preußen 
naturgemäße Grundlage fin⸗ 
den, und welche Hinderniſſe 
ſtellen ſich derſelben entgegen ? 
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Der Zollvereins⸗Tarif hat im Intereffe der Gewerbe: Production mehr und 
mehr den Character einer Schutzzoll⸗Syſtems angenommen. Die natürliche Folge 
iſt, daß die hieſige Provinz, in deren Intereſſe die Schutzzölle zur Zeit nicht liegen, 
die Gewerbs⸗Producte theurer bezahlen muß als bei freiem Handel, und demnach 
anſehnliche Opfer ohne entſprechenden Nutzen zu bringen genöthigt iſt. Wenn 
ſchon dieſer Nachtheil ſehr erheblich iſt, ſo weit er aus der Belaſtung von 
Konſumtibilien hervorgeht, ſo wird er doch im höchſten Grade drückend, wo 
es ſich um Materialien handelt, die zur Entwickelung faſt jeder Gewerbsthätigkeit 
nicht entbehrt werden können. 

Dahin gehort ganz beſonders der zur Beſchützung der Eiſen⸗ Production 
normirte Zoll, welcher von Roh- und Bruch-Eiſen 10 Sgr. und von Stangeneiſen 
in gewöhnlichen Dimenſionen 1 Thlr. 15 Sgr. beträgt. Von der Wichtigkeit dieſes 
Gegenſtandes durchdrungen, ſucht die Verſammlung ſich die Maaßregel zu vergegen⸗ 
wärtigen, welche die Intereſſen der Eiſenproduction und der Landes⸗Kultur zu ver⸗ 
einbaren geeignet wären. 

Es ſtellt ſich hier zunächſt nur die zollfreie Einfuhr des Bruch- und Roh: 
Eiſens in die Seehafen der Provinz als ausführbar dar, indem nicht angenommen 
werden darf, daß dadurch die vereinsländiſche Eiſenproduction gefährdet wer⸗ 
den könne. 

Einige Mitglieder erachten dieſe Maaßregel für ausreichend, — die weitere 
Verarbeitung zu Stabeiſen keinen erheblichen Schwierigkeiten unterliege. Die große 
Majorität iſt indeſſen der entgegengeſetzten Anſicht, da die Errichtung ausgedehnter 
Eiſen Fabriken weit ausſehendere Unternehmungen erfordert, und dos Uebel ein fo 
dringendes ſei, daß es nicht raſch genug beſeitigt werden könne. Wenn auch die 
Maaßregel, wodurch die Herabſetzung des Stabeiſenzolles ohne Gefährdung der in 
ländiſchen Eiſenproduction durchzuführen iſt, nicht zu Tage liegen, ſo iſt die Ver⸗ 
ſammlung doch darin einverſtanden, daß die in Betreff des Eiſenzolles beſtehenden 
Verhältniſſe einen ſehr nahe igen Einfluß auf die Wohlfahrt der Provinz 
Preuſſen üben. 

Die Herren Abgeordneten hegen die Ueberzeugung, daß die Provinz fuͤr 
mannigfache Fabrikations⸗Zweige naturgemäße Grundlagen darbiete, wie denn that⸗ 
ſächlich die Oelſchlägerei, Papier⸗Fabrikation us ſ. w. einen regen Aufſchwung ge⸗ 
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wonnen. Selbſt Fabrikations⸗Zweige, welche das Material von außerhalb beziehen, 
haben ſich herausgebildet, ſo die Zucker⸗ und Maſchinen⸗Fabriken u. ſ. w. Die 
Garn⸗ und Leinwand⸗Erzeugung hat vormals in einigen Theilen der Provinz in 
hoher Bluͤthe geſtanden, deren Untergang durch keine innere Nothwendigkeit geboten 
war. — Der minder koſtſpielige Unterhalt der Arbeiter und der wohlfeile Ser 
| transport, ſo wie endlich die zahlreichen Kräfte, die in den Wintermonaten unge⸗ 
nutzt ruhen, und die deshalb überaus billig arbeiten würden, machen in vielen In⸗ 
duſtriezweigen eine überlegene Concurrenz mit dem Ja⸗ und Auslande zuläſſig. Als 
vorzügliches Hinderniß eines gewerblichen Aufſchwunges müſſe daher zunächſt die 
Belaſtung des Eiſens, eines allen Gewerbszweigen unentbehrlichen Materials be⸗ 
trachtet werden, dann der Mangel an wirkſamen Credit⸗Inſtituten und endlich die | 
in der Geſetzgebung liegende Schwierigkeit, ausfichende Schuldfor derungen ſchleunig ö 
zu realiſiren. — Heut habe der Gewerbetreibende nicht ſelten anſehnliche Buchfor⸗ | 
derungen, ſei aber außer Stande auf dieſen Theil ſeines Vermögens neue Unter⸗ 
nehmungen zu gründen, weil er nicht wiſſen könne „wann daſſelbe zu realiſiren ift. 
Die beiden zuletzt bezeichneten Hinderniſſe treten nicht minder der commerziellen | 
Entwidelung entgegen. | 


Als ſolche werden von den Herren Abgeordneten einſtimmig bezeichnet: 6) Welche Maaßregeln der 


5 Be Geſetzgeb d Verwal⸗ | 
a) Errichtung neuer Credit⸗Inſtitute, welche auf freiſinnigen Grundſätzen be⸗ ige we = ee 
ruhend, den Handel und die Fabrikation wirkſam zu unterſtützen geeignet ſind. ziellen und gewerblichen Ent⸗ 


b) Verbeſſerung des Wechſelrechts, insbeſondere Ausdehnung der Befugniß zur 4 ee IR 


Ausſtellung von Wechſeln auf alle Bürger und Grundbeſitzer, wobei der 
Einwand der nicht empfangenen baaren Valuta unzuläffig fein muß, da 
dieſer erfahrungsmäßig die Sicherheit der pünktlichen Zahlungsleiſtung in 
Frage ſtellt. 

c) Aufhebung des Eiſenzolles. 

d) Aufhebung oder resp. Ermäßigung der Tranſito⸗Zölle. 

e) Errichtung eines ſelbſtſtändigen Miniſteriums für Handel⸗ und Gewerbs⸗ 
Angelegenheiten und beſonderer, von demſelben abhängender Provinzial⸗ 

| Behörden, da unter kräftiger und ausdauernder Pflege des induſtriellen und 

| ‚.,commerziellen Lebens deſſen raſcher Aufſchwung erwartet werden darf. 


u 


7. Wie haben fid) die 
ſocialen Zuſtände in den 
großen und mittlern Städ⸗ 
ten der Provinz in Bezie⸗ 
hung auf den Nothſtand 
geſtaltet? 
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Die aus der unbeſchränkten Gewerbefreiheit ſich überall manifeſtirenden 
ſocialen Mißverhältniſſe ſind auch in den großen und mittlern Städten der hieſigen 
Provinz zu Tage getreten. Die ſteigende Belaſtung des Armen⸗Fonds, das Ver: 
ſchwinden der Handwerksmeiſter, das Erſtehen ſchlecht baſirter Geſchäftsunterneh⸗ 
mungen, welche alsbald wiederum ihren Untergang finden, ſteigender Luxus, leicht⸗ 
ſinnige Ehen der jungen Handwerker, das ſind Erſcheinungen, die immer mehr und 
mehr ſich zeigen, die einen eintretenden Nothſtand in einer kaum zu bewältigenden 
Weiſe ſteigernd, mitunter ſogar durch Angriffe auf das Eigenthum die Sicherheit 
der Geſellſchaft gefährden. 

Die Herren Abgeordneten erklären ſchließlich, daß deſſen ungeachtet zur Zeit 
die Lage der Städte eine verhältnißmäßig günſtige ſei, da ſeit dem Jahre 1838 
das Ausland unausgeſetzt einen lebhaften Begehr nach dem Haupt: Ausfuhr - Artikel 
der Provinz, nach Getreide, gehabt und der Getreidehandel demnach geblüht habe, 
wodurch zahlreiche Nahrungsquellen im Gange geblieben. Es ſei aber die Zeit, 
wo das Ausland wiederum reiche Erndten haben werde, mit Sicherheit zu erwar⸗ 
ten, die Concurrenz des ruſſiſchen, egyptiſchen und amerikaniſchen Getreides trete 
in Folge der engliſchen Zoll-Reformen immer bedrohlicher hervor, und dann wer⸗ 
den auch die niedrigen Getreidepreiſe der ſtädtiſchen Bevölkerung keinen Erſatz für 
den fehlenden Erwerb darbieten. Ueber den Einfluß der Mahl- und Schlachtſteuer 
auf das ſtädtiſche Leben glauben die Herren Abgeordneten ſich nicht weiter äußern 
zu dürfen, da der Ite Provinzial» Landtag dieſe Angelegenheit erſchöpfend behandelt habe. 

Nachdem die hier zur Sprache gebrachten Verhältniſſe in einer ausführlichen 
Debatte wiederholt gründlich erörtert worden, ſpricht die Verſammlung ſich ein- 
ſtimmig dahin aus, daß 

a) die commerzielle Lage der Provinz Preuſſen, 
bp) die ſocialen Zuſtände der größeren und mittlern Städte 
von erheblichem Einfluß ſowohl auf die Entſtehung des Nothſtandes ſind, als auf 
die Steigerung deſſelben, inſofern er aus anderen Urſachen hervorgeht. 
V. G. U. 


Bötticher. v. Blumenthal. Nordenflycht. Auerswald. v. Sanden⸗ 

Tuſſainen. Klein. Schirmeiſter. Siehr. Peguilhen. v. Negelein. 

v. Platen. Geysmer. v. Saucen. Niebold. Brauns. Schlentber. 
Heinrich. Goullon. Schnell. 
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Verhandelt zu Königsberg den 8. Dezember 1816, 


In der fuͤnften Sitzung der zur Ermittelung der Urſachen des Nothſtandes 
ernannten Commiſſion wird in der Erwaͤgung der ſocialen Momente fortgefahren, 
die auf die Entſtehung des Nothſtandes einen unmittelbaren Einfluß üben. 

Wenn auf der einen Seite der Mangel an Credit die Verſchuldung der 
bäuerlichen Grundſtücke verhinderte, ſo hat doch eine Belaſtung derſelben mit In⸗ 
groſſaten durch Eintragung von Erbantheilen und Kaufgelder⸗Reſten nicht ganz ver⸗ 
mieden werden koͤnnen. Bei den groͤßern Gütern hat naͤchſtdem das Pfandbrief⸗ 
Syſtem und die damit verbundene groͤßere Leichtigkeit in der Beſchaffung von Ka⸗ 
pitalien eine viel allgemeinere Verſchuldung herbeigefuͤhrt und einen uͤberaus haͤufi⸗ 
gen Wechſel in dem Beſitz derſelben zur Folge gehabt. Inſofern ferner die Pfand⸗ 
briefs⸗Inhaber außerhalb der Provinz wohnen, wirkt der durch die ſo allgemeine 
Verſchuldung herbeigeführte Zinſen-Abfluß ſehr nachtheilig auf den Zuſtand der Pro- 
vinz. Ueberdies hindert die beſchraͤnkte Vermoͤgenslage der ſtark verſchuldeten Be⸗ 
ſitzer die Verwendung des Wirthſchafts⸗Ueberſchuſſes zu Meliorations-Zwecken und 
dadurch die Landeskultur; ſie macht den Einfluß der Geldpreis⸗Steigerungen um ſo 
verderblicher, und der Grundbeſitzer wird endlich verhindert, in Zeiten des Nothflan- 
des die eigenen Guts- und die Losleute der Nachbarſchaft durch Gewährung. aus⸗ 
reichenden Arbeits⸗Verdienſtes zu unterſtuͤtzen; er wird auch wohl gezwungen, einen 
Theil der Früchte den Handelsplaͤtzen zuzuführen, die zur Erhaltung der Wirthſchaft 
und der Gutsleute nothwendig geweſen waͤren. 

Der aus der ſtarken Verſchuldung hervorgehende haͤufige Beſitzwechſel und 
die Gutsſpeculationen hindern endlich das Aufkommen jedes engern Verbandes zwi: 
ſchen den Gutsherren und den Gutseinſaſſen und machen die Lage der Letzteren um 
ſo uͤbler. 

Die Verſammlung erkennt demnach einſtimmig in der ſtarken Verſchuldung 
der größern Güter eine ſehr erhebliche Quelle des Nothſtandes. 

Das Beduͤrfniß nach Herſtellung einer geſicherten Verbindung unter den ver— 


ſchiedenen Theilen der Provinz und insbeſondere der einzelnen Kreiſe mit den Han⸗ 
5 


1. Verſchuldung. 


2. Mangelhafte Commu⸗ 
nicationsmittel. 
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delsplaͤtzen derſelben ift von den Ständen wie von den Behörden fo vielfach aner— 
kannt, daß es einer Erörterung über die Nothwendigkeit umfaſſender Chauſſeebauten 
kaum bedarf. Die Verſammlung iſt einſtimmig der Ueberzeugung, daß der Mangel 
einer geſicherten Verbindung in vielen Kreiſen nicht allein zur Entſtehung von Noth⸗ 
ſtands⸗Verhaͤltniſſen weſentlich beitrage, ſondern auch die augenblickliche Beſeitigung 
derſelben in hohem Grade erſchwere. 

Sie erkennt demnach, daß ungeachtet der bedeutenden Anſtrengungen, welche 
in neuerer Zeit fuͤr die Hebung dieſes Uebels Seitens des Gouvernements gemacht 
worden, die mangelhaften Communications Mittel zur Steigerung des Nothſtandes 
in mehren Theilen der Provinz weſentlicher als irgend ein anderer Umſtand beige⸗ 
tragen haben. Da die Provinz dieſer wichtigen Hebel der Landwirthſchaft, ſowie 
jeder Art von Gewerbskultur ſo lange entbehrt hat, ſo bedarf es zunaͤchſt einer um 
ſo kraͤftigeren Entwickelung der durch neue Chauſſeen begruͤndeten Anlagen, bevor 
dieſe ihre volle Wirkſamkeit in der Art bethaͤtigen koͤnnen, wie es in andern Pro⸗ 
vinzen des Staats ſeit längerer Zeit der Fall iſt. 


5 8 52 So lange die Gemeinweiden beſtanden, hatten die Inſt- und Los⸗Leute in 
ande er Inſt⸗ un " 5 2 
Los⸗Leute. den Dörfern und Landftädten Gelegenheit, einen kleinen Viehſtand, insbeſondere eine 


Kuh zu halten und ſich dadurch eine Nahrungsquelle zu ſchaffen. Mit der Thei⸗ 
lung der Gemeinheiten und mit der Ausfuhrung der Special-⸗Separationen iſt dieſe 
Gelegenheit geſchmaͤlert oder doch ſehr vertheuert worden, und dieſer Umſtand wird 
von mehren Seiten als eine weſentliche Quelle der Erzeugung oder doch der Stei⸗ 
gerung des Nothſtandes bezeichnet. Dieſe Anſicht findet in der Verſammlung in⸗ 
deſſen vielfache Entgegnungen. Man beſtreitet fuͤr ausgedehnte Theile der Provinz 
das Faktum an und für ſich, da die in Rede ſtehende Volksklaſſe Gelegenheit ge- 
funden habe, ihren Viehſtand bei einzelnen ſeparirten Bauern, gemeinhin gegen ei⸗ 
nige Natural⸗Leiſtungen, oder in den benachbarten Königlichen Forſten zur Weide⸗ 
nutzung einzumiethen. Wenn deſſenungeachtet viele Familien aus den arbeitenden 
Klaſſen auf dem Lande und in den kleinen Staͤdten einen Viehſtand nicht beſitzen, 
ſo finde dies ſeine Hauptveranlaſſung in dem außerordentlichen Zuwachs derſelben 
und würde der duͤrftige Graswuchs auf den vormaligen Gemeinde⸗Weiden in keinem 
Falle ausgereicht haben, um fuͤr jede neu hinzutretende Familie eine Kuh zu er⸗ 
naͤhren. Wenn daher die beſtehenden Verhaͤltniſſe auch noch einige Mißſtaͤnde dar: 
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böten, fo ſeien dieſe von jeder Uebergangs » Periode unzertrennlich, und man koͤnne 
mit voller Zuverſicht annehmen, daß die kleinen Leute die Haltung eines Viehſtan⸗ 
des endlich freiwillig aufgeben und es vorziehen werden, ihre Kraͤfte anderweit und 
nutzbringender zu verwenden, dagegen die ihnen erforderliche Milch von den Bauern 
anzukaufen, wodurch ſie zugleich der Gefahr entgehen, durch den Verluſt einer mit 
vielen Opfern erkauften Kuh einen weſentlichen Theil ihres Vermoͤgens einzubuͤßen. ö 
Schon verbreite ſich die Haltung der Ziegen mehr und mehr, und es ſei | 
Thatſache, daß dieſe, gut genaͤhrt, im Milch⸗Ertrage den ſchlecht unterhaltenen Kuͤ— | 
hen wenig nachgeben. 
Dagegen werden die Nachtheile, welche den kleinen Leuten in einzelnen Thei— 
len der Provinz aus der veränderten Agrar-Verfaſſung erwachſen, mit großer Be: ö 
ſtimmtheit hervorgehoben; der Viehſtand dieſer Klaſſe habe ſich anſehnlich vermin⸗ | 
dert, die Bauern nehmen denſelben nur gegen ſehr hohen Erſatz auf die Weide, und 
dieſes Verhaͤltniß ſei um fo drückender, als die Gelegenheit zur anderweiten Nutzung 
ihrer Kraͤfte wegen der geringen Zahl der großen Guͤter meiſtens fehlt, und ſich 
noch nicht abſehen laſſe, wann die vorbezeichnete Uebergangs⸗Periode zum Schluß ge⸗ 
diehen ſein werde. 
Die Verſammlung erkennt hiernach an, daß in einzelnen Theilen der Pro: 
vinz eine Verminderung des Viehſtandes der kleinen Leute ſtattgefunden habe; ſie 
erblickt in derſelben indeſſen keine eigentliche Urſache des Nothſtandes, wenngleich der 
letztere dadurch zu Zeiten druͤckender werden kann. 
Die Special⸗Separationen haben bisher nur ausnahmsweiſe den Uebergang 4. Hüte-Kinder. 
zur Stallfuͤtterung zur Folge gehabt. Da nun mit der Separation zugleich das ge: 
meinſchaftliche Huͤten des Viehes in Dorfheerden aufgehoͤrt hat, ſo muß daſſelbe 
auf den einzelnen Wirthſchaftsplaͤnen abgeſondert ſtattfinden, wozu gemeinhin Kinder 
verwendet werden. Wenn gleich das Gouvernement dieſen Umſtand ins Auge gefaßt | 
und angeordnet hat, daß die Kinder dadurch der Schule nicht entzogen werden düts | 
fen, ſo ift die Umgehung dieſer Beſtimmung doch nicht zu hindern, die Kinder wer- a 
den thatſaͤchlich vielfach zum Viehhuͤten verwendet und dadurch in ihrer intellectuellen 
und ſittlichen Entwickelung gleich ſehr gehindert. Ja ſelbſt auf den großen Guͤtern 
werden die Kinder nicht ſelten zum Hirtendienſt verwendet, indem daſelbſt ein Hirt 


5 * 


5. Steuer⸗Verfaſſung. 


6. Armengeſetzgebung. 
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das Hüten mehrer Heerden in Verding nimmt und ſich bei deren Beaufſichtigung 
durch Kinder unterſtuͤtzen läßt. 


Die Verſammlung erkennt in dieſem Umſtande und in der aus demſelben 
ſich fortwährend herausbildenden Zahl ſittlich roher und in Verwilderung aufwach⸗ 
ſender Perſonen einſtimmig eine nicht unerhebliche Urſache des Nothſtandes an. 


Die beſtehende Steuer-Verfaſſung abſorbirt nach der Meinung der uͤberwie⸗ 
genden Mehrzahl der Verſammlung einen verhaͤltnißmaͤßig hoͤhern Theil des kleinen, 
als des großen Einkommens, und iſt dieſer Umſtand vielfach als mitwirkende Ur⸗ 
ſache des Nothſtandes bezeichnet worden. Insbeſondere wird außer dem Salzmono⸗ 
pol die Klaſſenſteuer als eine Abgabe angeführt, die vorzugsweiſe die aͤrmere Klaſſe 
trifft und dadurch um ſo verderblicher wirkt, daß ſie vielfach zugleich als Maßſtab 
bei Aufbringung der laͤndlichen Communal-Abgaben, der Kirchen- und Schulbau⸗ 
Beiträge u. ſ. w. angewendet wird. Eine gerechte, das Einkommen nad) progreſſiv 
ſteigenden Prozentſaͤtzen in Anſpruch nehmende Veranlagung der Steuern habe ſich 
bereits bei der Landarmen-Steuer und in mehren Stadt-Communen als zweckmaͤßig 
erwieſen, und es fei wuͤnſchenswerth, daß dieſelbe unter geeigneten Modifikationen 
auch bei den Staats-Steuern zur Anwendung gebracht werde, um dem durch eine 
mangelhafte Steuer⸗Verfaſſung geſteigerten Nothſtande zu begegnen. 


Dagegen wird erinnert, daß, wenn einzelne Steuergattungen auch als nach⸗ 
theilig wirkend anerkannt werden müßten, wie z. B. die Mahl⸗ und Schlachtſteuer, 
und wenn im Allgemeinen zugegeben werden muͤſſe, daß eine zweckmaͤßigere Steuer⸗ 
Verfaſſung ſehr erheblich beitragen koͤnne, den Urſachen des Nothſtandes zu begeg⸗ 
nen, die preußiſche Steuer-Verfaſſung doch große Vorzuͤge vor der mancher anderen 
größern Staaten habe, und ſie als ein Moment in der Erzeugung des Nothſtandes 
nicht betrachtet werden dürfe, Die Majorität der Verſammlung pflichtet dieſer An⸗ 
ſicht bei. 

Wenn auch gehofft werden kann, daß den fruͤheren Uebelſtaͤnden in der oͤf⸗ 
fentlichen Armenpflege durch conſequente Anwendung des Prinzips, welches dem 
neuen Armengeſetze zu Grunde liegt, abgeholfen werden wird, ſo iſt doch nicht zu 
verkennen, daß Letzteres ſeinen Zweck, der Heimathloſigkeit vorzubeugen und dadurch 
dem verderblichen Schub⸗Syſtem zu begegnen, nicht erreicht. 
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Es zeigt ſich insbeſondere die Beſtimmung, daß die Armenbehoͤrigkeit durch 
Anmeldung bei der Orts-Obrigkeit erlangt werden ſoll, praktiſch nicht von Wirkung, 
und ſie kann auch inſofern nicht von Erfolg ſein, als weder die Gemeinde noch der 
Anziehende ein Intereſſe dabei haben daß die Anmeldungen geſchehen. 

In dieſer Beziehung ſtimmt die Verſammlung auch bei Anerkennung des 
Prinzips, daß der mißbraͤuchlichen Ausdehnung der Armenpflege nur vorgebeugt 
werden koͤnne, wenn dieſe den Ortsgemeinden anheimfaͤllt, und wenn groͤßere Ver⸗ 
bände nur in ganz außerordentlichen Fällen zutreten, doch darin uͤberein, daß die 
beſtehende Armengeſetzgebung, indem ſie der Heimathloſigkeit nicht genuͤgend vorbeugt, 
auf den Nothſtand nicht ohne Einfluß fei. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß, wenn vielfältig behauptet worden, daß 
der Mangel eines gewerblichen und materiellen Fortſchrittes in hieſiger Provinz im 
Verhaͤltniß gegen Andre auch weſentlich darin geſucht werden koͤnne, daß derſelben 
jederzeit geringere Verwendungen aus Staatsfonds zugefloſſen waͤren, man dankbar 
anerkennen muͤſſe, daß in den letzten Jahren ſehr bedeutende Summen durch die 
Gnade Sr. Majeſtaͤt der Provinz zu Gute gekommen waͤren, und hiermit ſchließt 
die Verſammlung ihre Berathungen über die Urſachen des Nothſtandes. 

V. G. U. 
Bötticher. v. Blumenthal. v. Nordenflycht. Auerswald. v. Sanden⸗ 
Tuſſainen. Klein. Schirrmeiſter. Siehr. Peguilhen. v. Negelein. 


v. Platen. Geysmer. v. Sauken⸗Julienfelde. Niebold. Brauns. 
Schlenther. 


Verhandelt zu Königsberg den 9. Dezember 1816. 


Nachdem bisher die Urſachen des Nothſtandes zur Erörterung gekommen, 
wird in der ſechsten Sitzung zur Erwägung der Maßregeln geſchritten, durch deren 
Durchfuͤhrung vorausſichtlich dem Wiederkehren deſſelben vorgebeugt werden kann, 


1. Maßregeln der Vorſorge. 
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oder die doch geeignet ſein dürften, die unvermeidlich eintretenden Volksbedrängniſſe 
zu mildern. 

In der erſten Sitzung find die klimatiſchen Verhältniſſe der Provinz Preu- 
ßen für minder günſtig als die der andern Provinzen erkannt worden, indem eine 
kürzere Arbeits- und Vegetations⸗Periode die öftere Beſchädigung der Saaten durch 
Nachtfröſte und Nordoſtwinde zur Folge hat, und die geringere Zahl der hier hei- 
miſchen Kulturpflanzen die Sicherheit der Ernte-Erträge gefährdet und deren Ge: 
winnung uͤberdies koſtſpieliger macht. Man iſt darin einverſtanden, daß dieſen kli— 
matiſchen Schwierigkeiten ſich direkte nicht begegnen laſſe, daß indeſſen Alles, was 
zur Förderung der Landes» und Volkskultur führt, auch in nothwendiger Folge die 
nachtheiligen Wirkungen derſelben ermäßigen werde. Spezielle, von verſchiedenen 
Seiten in Vorſchlag gebrachte Culturen, als großartige Schutzpflanzungen, Verkop⸗ 
pelungen ꝛc. näher zu berathen, erſcheint nicht am Orte. 

Dagegen darf man ſich nicht verhehlen, daß erſt nach einer Reihe von De: 
cennien ſelbſt in der Vorausſetzung, daß keine Kultur-Maßregel verabſäumt wird, 
die Wirkungen auf die Produktions⸗Kräfte in einer Weiſe hervortreten werden, die 
einen erfolgreichen Widerſtand gegen die klimatiſchen Hinderniſſe erwarten läßt, und 
es werden demnach Maßregeln der Vorſorge zur Begegnung eines inzwiſchen mög— 
licher Weiſe eintretenden Nothſtandes als wünſchenswerth erkannt. Welches die 
geeigneten ſeien, und in welcher Weiſe ſie im Einklang mit dem Geiſt der beſtehen⸗ 
den Geſetzgebung hergeſtellt werden können, darüber erhebt ſich eine lebhafte De⸗ 
batte. Es wird zunächſt der Anlegung von Magazinen und der großen Dienſte, 
welche dieſelben vormals, die Militair-Magazine noch neuerdings geleiſtet haben, 
Erwähnung gethan. Bei der Abhängigkeit der inländiſchen Getreidepreiſe von dem 
auswärtigen Markt ſeien dieſe im hohen Grade wandelbar, und es gezieme einer 
vorſorgenden Geſellſchaft wohl, in Zeiten des Ueberfluſſes für die Zeiten der Noth 
aufzuſparen. Im Allgemeinen erkennt die Verſammlung indeſſen die überwiegenden 
Nachtheile des rezelmäßigen Magazinirens und die Unvereinbarkeit deſſelben mit den 
beſtehenden Einrichtungen anz ſie iſt auch überzeugt, daß ſobald nur Communikations⸗ 
mittel in ausreichendem Umfange gewonnen und durch ein geordnetes Schuld⸗ und 
Credit⸗Syſtem der Nothwendigkeit des ungeregelten Verkaufs der Getreide⸗Vorräthe 
vorgebeugt worden, überall bedeutende Erſparniſſe der Landleute ſich anſammeln und 
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überdies Privat» Vorräthe entſtehen werden, die jedem außerordentlichen Getreide- 
bedarf zu begegnen im Stande ſein dürften. 

Demnächſt wird hervorgehoben, wie wünſchenswerth für die Bewohner des 
platten Landes und der kleinen Städte die Gelegenheit zum Anſammeln und zins⸗ 
baren Belegen ihrer Erſparniſſe ſei, und daß dieſe dadurch angeregt würden, in 
den Zeiten des reichlichern Erwerbes einen Nothgroſchen für die Zeiten der Be⸗ 
drängniß anzuſammeln. In Uebereinſtimmung mit dieſer Anſicht erachtet die Ver⸗ 
ſammlung die Errichtung von Sparkaſſen überaus wünſchenswerth, iſt jedoch der 
Meinung, daß der Staat zur Förderung derſelben nicht mehr thun könne, als, was 
bereits geſchehen, durch ein allgemeines Geſetz die Verhältniſſe derſelben regeln, und 
hiernächſt deren Errichtung dem Gemeingeiſt der für das öffentliche Wohl ſich in— 
tereſſirenden Männer und Corporationen anheimgeben. Bei Erwägung der in 
Vorſchlag gebrachten Credit» Inftitute wird erſt zu überſehen fein, in wiefern mit 
denſelben ſich etwa Sparkaſſen verbinden laſſen. 

Endlich wird noch angeführt, wie wünſchenswerth es ſei, daß die zur Ar⸗ 
menpflege verpflichteten Gemeinden zur Vorſorge für die Zeiten des Nothſtandes 
mittelſt Anſammlung entſprechender Fonds verpflichtet würden, und wird zugleich 
hervorgehoben, daß ein ſolcher Zwang und die damit verbundene Verwaltung der 
Controlle insbeſondere dem ländlichen Gemeinde Verbande eine materielle und 
praktiſche Baſis verleihen und gemeinſchaftliche Intereſſen ſchaffen werde, ohne die 
bekanntlich auch eine Gemeinde-Ordnung ſich nicht lebenskräftig entwickeln könne. 
Auf der andern Seite ſtellen ſich indeſſen Zweifel in Betreff der Aus führbarkeit 
der vorgeſchlagenen Maßregel entgegen; der in Rede ſtehende Fonds werde ſich nie 
zu einiger Bedeutung erheben können; es genüge, wenn nach Regelung ihrer Ber: 
faſſung den Landgemeinden Gelegenheit geboten werde, ihren Credit zu benutzen, 
unter deſſen Mitwirkung ſie im Stande ſein werden, ihren Verpflichtungen in Zei⸗ 
ten des Nothſtandes wirkſam zu genügen. 

Es ſeien Mißbräuche bei der Verwaltung von Gemeindefonds nicht zu ver⸗ 
meiden, auch werden durch deſſen Vorhandenſein die Anſprüche an die Armenpflege 
ſyſtematiſch hervorgerufen. 

Nachdem darauf entgegnet worden, daß die in Rede ſtehenden Fonds 
keineswegs ausſchließlich für die Armenpflege, ſondern ganz allgemein zu 


a) Anſammeln von Gemeinde⸗ 
Fonds. 
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Gemeinde = Zweden zu beſtimmen ſeien, ſpricht die Majorität ſich ſchließlich da⸗ 
hin aus: f 
daß es zweckmäßig ſei, geſetzliche Anordnungen zu treffen, wodurch das An. 
ſammeln von Gemeindefonds, insbeſondere für die Zeiten der Noth moͤglich 
gemacht wird. f 

2. 5 Landes- In Betreff der als Schutzwehr wider die nachtheiligen klimatiſchen Ein⸗ 
flüſſe bezeichneten Förderung der Landeskultur, glaubt die Verſammlung ſich einer 
ſpeziellen Darlegung der dahin führenden Wege enthalten zu dürfen. Es haben 
auch die der Landeskultur unmittelbar nützlichen Maßregeln ſich neuerdings einer 
erhöheten Pflege des Gouvernements zu erfreuen gehabt; der Staat hat mittelbar 
und unmittelbar die Ausführung von Ent⸗ und Bewaͤſſerungs⸗Anlagen, von Coloni⸗ 
ſationen u. ſ. w. zu fördern geſucht, auch durch die Einleitung umfaſſender 
Chauſſeebauten der Landeskultur mehr und mehr eine zuverläſſige Grundlage zu ge- 
ben begonnen. 

a) Communications⸗Mittel. Die Verſammlung iſt indeß der Meinung, daß insbeſondere der Herſtellung 
geſicherter Communikationsmittel eine ebenſo unausgeſetzte als umfaſſende Pflege zu 
Theil werden müſſe, wenn die anderweit zur Vorbeugung eines Nothſtandes ins 
Werk zu ſetzenden Maßregeln überhaupt einen Erfolg haben ſollen. Es habe der 
vieljährige gänzliche Mangel an genügenden Communicationsmitteln zur Steigerung 
des Nothſtandes in ausgedehnten Theilen der Provinz mehr als irgend ein anderer 
Umſtand beigetragen. 

») Geſetzes-Maßregeln. Was die übrigen zur Entwickelung der Landeskultur unmittelbar dienenden 
Maßregeln anbetrifft, ſo erachtet die Verſammlung es für wünſchenswerth, daß die 
Nothwendigkeit ihrer Handhabung durch den Staat mehr und mehr aufhören und 
den Gemeinden, Genoſſenſchaften und Corporationen die Möglichkeit geboten wer⸗ 
den möge, deren Durchführung aus eigenen Kräften zu übernehmen; daß überall, 
wo das Bedürfniß nach gemeinſamen Landeskultur- und Meliorations-Anlagen ſich 
herausſtellt, die Betheiligten zu einem genoſſenſchaftlichen Verbande mit Corpora- 
tionsrechten zuſammentreten und die zur Ausführung der Anlagen erforderlichen 
Fonds im Wege der Anleihe beſchaffen können. Wiewohl das Geſetz über die Be⸗ 
nutzung der Privatflüſſe die Bildung von Genoſſenſchaften zu derartigen Zwecken 
geſtattet, iſt daſſelbe doch zu ſehr einem vereinzelten Intereſſe gewidmet, um dem 
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dem allgemeinen Bedürfniß zu begegnen. Die Verſammlung erachtet eine allgemeine 
geſetzliche Beſtimmung für wünſchenswerth, wonach unter angemeſſener Vorprüfung 
durch die Staatsbehörden bei allen Anlagen für Entwäſſerungen und zum Schutz 
wider Waſſerfluthen die Minorität der Intereſſenten durch die Beſchlüſſe der Ma: 
jorität verpflichtet wird. In die deshalb zu erlaſſende Verordnung würden zugleich 
die anderweiten Beſtimmungen des Geſetzes vom 23. Februar 1843 in Betreff der 
Ertheilung von Corporations-Rechten, des Schutzes wider Regreß-Anfprüche ꝛc. in 
entſprechender Weiſe aufzunehmen ſein. 

Zur Abwehr der durch Ueberſchwemmungen herbeigefuͤhrten Nothſtands-Ver⸗ ©) Ueberſchwemmungen. 
hältniſſe glaubt man zunächſt die kräftige Förderung der bereits angeordneten Strom⸗ 
Regulirungen nicht dringend genug empfehlen zu koͤnnen, ferner die ſchleunige Ema⸗ 
nation der bereits der ſtändiſchen Berathung unterlegenen Deichgeſetze, ſo wie der 
Strom: und Ufer-Polizei-Drdnungen. Durch dieſe Maßregeln würde die Sicherung 
der reichen Marſchgegenden wider die Gefahren, denen ſie zur Zeit ausgeſetzt ſind, 
inſoweit es ſich um die Erhaltung und Verbeſſerung bereits beſtehender Schutz⸗ 
Anlagen handelt, weſentlich gefördert werden. Ein anſehnlicher Theil dieſer Marfch- 
ländereien bedarf indeſſen der noch mangelnden Schutzwehren wider das Stauwaſſer, 
welches nach den in der erſten Sitzung ſtattgehabten Erörterungen und aus den in 
der bezüglichen Verhandlung angeführten Gründen zur Zeit ſtärker und gefahrbrin⸗ 
gender, denn vormals, hervortritt. Dieſe Schutzwehren werden unter Beiſtand der 
ad 2. bezeichneten Geſetzesmaßregeln alsbald erſtehen, beſonders wenn gleichzeitig die 
Behörden die techniſchen Vorarbeiten und das anderweite Geſchäftsverfahren ver— 
mitteln. Nach Angabe eines in der Niederung anſäſſigen Mitgliedes, ſind im Jahre 
1845 allein im Regierungsbezirk Marienwerder durch Stauwaſſer 1971 Hufen 
Marſchlond überſchwemmt, und dadurch die geſammten Erndte » Erträge vernichtet 
worden. Der hieraus entſtandene Verluſt beträgt weit über eine Million Thaler, 
während die Herſtellung der noch fehlenden Schutz-⸗Anlagen vorausſichtlich nicht die 
Hälfte koſten dürfte. Die in Vorſchlag gebrachte Anſammlung eines Fonds zur 
Herſtellung der Deiche nach erfolgtem Durchbruch wird als wünſchenswerth anerkannt. 

Zur Verbeſſerung der in der Verhandlung vom Aten d. M. entwickelten 4. Unterrichtsweſen. 
mangelhaften Verfaſſung des Landſchulweſens glaubt die Verſammlung Folgendes in 
Vorſchlag bringen zu muͤſſen. 
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a) Mehrung der Unterrichts⸗ 
Anſtalten. 


p) Lehrplan. 


c) Erziehung der weiblichen 
Jugend. 
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Nachdem ſich als weſentliche Urſache der geringen Erfolge des beſtehenden 
Unterrichtsweſens die unverhältnißmäßig große Zahl der an einzelne Landſchulen ge⸗ 
wieſenen Kinder, deren erfolgreiche Unterweiſung die Kräfte eines Lehrers bei Wei⸗ 
tem überſteigt, ſo wie die zu große Entfernung vieler Ortſchaften vom Schulorte 
zu erkennen gegeben, erachtet die Verſammlung die Mehrung der Unterrichts⸗ 
Anſtalten als erſtes und dringendſtes Bedürfniß, zu deſſen Befriedigung ihrer Ue⸗ 
berzeugung nach keine Opfer geſcheut werden dürfen. Wenn ſpäterhin vermöge ei⸗ 
ner ſorgſamen Pflege der Landeskultur die Mittel ſich aus dem Einkommen der 
Gemeinden leichter werden beſchaffen laſſen, ſo erſcheint bis zur Erreichung dieſes 
Zieles eine kräftige Unterſtützung noch außer den Mitteln, welche der Staat bisher 
zur Verbeſſerung des Lehrer-Einkommens gewährt hat, beſonders Behufs Vermeh⸗ 
rung der Schulen aus Staatsfonds durch die höchſten Intereſſen geboten, da eine 
Bewältigung der Nothſtandsmomente überhaupt nur unter dem Beiſtand einer 
kräftig vorſchreitenden Volksbildung gedacht werden kann. Wo demnach die Schul⸗ 
bezirke zu ausgedehnt ſind, da werden neue Schulen zu errichten fein, im entgegen- 
geſetzten Fall hat die Errichtung zweiter Lehrerſtellen neben der Koſtenerſparung 
Vorzüge, da hierdurch die jungen unerfahrenen Seminariſten Gelegenheit finden, 
ſich unter der Leitung eines erfahrenen Lehrers für ihren Beruf praktiſch aus⸗ 
zubilden. 

Da der beſtehende Schulplan an und für ſich dem Bedürfniß entſprechen 
dürfte, derſelbe aber dennoch in ausgedehnten Gegenden nur geringe Erfolge dar⸗ 
bietet; ſo glaubt die Verſammlung ſich zu der Annahme berechtigt, daß derſelbe 
bisher nicht überall zur vollen Ausführung gelangt, und ſie erachtet daher eine er⸗ 
neute und unbefangene Prüfung ſowohl dieſes Umſtandes als der Verfaſſung der 
Seminarien für dringend wünſchenswerth. 

Um den Unterricht der Jugend in weiblichen Handarbeiten zu fördern, 
würde dieſer Gegenſtand kräftigſt anzuregen ſein; und man darf wohl hoffen, daß 
die gebildeteren Landfrauen und der Gemeingeiſt ſich deſſelben annehmen werden. 
Da aber ein genügender Erfolg in dieſem Wege nicht zu erzielen ſein wird, ſo iſt 
es unerläßlich, daß gleichzeitig die Lehrer- und andere Frauen durch Prä⸗ 
mien zur Ertheilung dieſes Unterrichts angeregt und geneigt erhalten werden. 


| 
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Wenn man ſich auch beſcheidet, daß deutſche Sprache und Sitte ſich in der a) N und 
polniſchen und litthauiſchen Bevölkerung nicht gewaltſam einführen laſſen, fo er⸗ 
ſcheint die Verfolgung dieſes Geſichtspunktes in geeigneter Weiſe doch von der 
höchſten Bedeutung, und es würde demnach als Hauptprinzip aufzustellen fein, daß 
kein Lehrer angeſtellt werden dürfe, der der deutſchen Sprache nicht vollkommen 
mächtig und Unterricht in derſelben Sprache zu ertheilen im Stande iſt. 


V. G. U. 


Bötticher. Nordenflycht. v. Blumenthal. Auerswald. Sanden⸗ 
Touſſainen. Klein. Schirrmeiſter. Sieht. Peguilhen. v. Negelein. 
v. Platen. Geysmer. v. Saucken⸗Julienfelde. Riebold. 
Brauns. Schlenther. 


Verhandelt zu Königsberg den 10. Dezember 186. 


In der ſiebenten Sitzung der zur Ermittelung der Nothſtandsverhältniſſe 
ernannten Kommiſſion, wird in der Erwägung der die Volkskultur unmittelbar be⸗ 
rührenden Momente fortgefahren. Als ſolche find insbeſondere unmäßiger Brannt⸗ 
weinsgenuß und die leichtſinnige Abſchließung von Ehebündniſſen erkannt worden. 

Die Verſammlung glaubt, daß ſie ihre Aufgabe gänzlich verkennen würde, 
wenn ſie ſich darauf beſchränken wollte, dieſe Aeußerungen eines geſellſchaftlichen 
Krankheitszuſtandes unmittelbar zu bekämpfen und zu dieſem Ende von der Geſetz⸗ 
gebung Verbote und andere äußere Schranken zu erbitten. Sie iſt vielmehr der 
Meinung, daß auch ohne unmittelbare Bekämpfung jene Erſcheinungen in dem 
Maße aufhören werden, als es im Laufe der Zeit gelingen wird, die bedingenden 
Elemente wahrhaft geſunder und lebenskräftiger Geſellſchaftsverhältniſſe genügend 
zu entwickeln. 

Dennoch glaubt ſie ſich gleichzeitig nicht verhehlen zu dürfen, daß dieſes 
Ziel ein weit ausſehendes ſei, und daß auch von dem Standpunkte der Staats⸗ 
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1. Maßregeln wider den 
unmäßigen Branntwein⸗ 
genuß. 


a) Erſchwerung des Brannt⸗ 
weinverkaufs. 


b) Trinkſchulden. 
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politik ſich Maßregeln rechtfertigen laſſen, die, wenn auch mit dem Prinzip einer 
freien geſellſchaftlichen Bewegung nicht im Einklang ſtehend, durch das augenblick⸗ 
liche Bedürfniß geboten werden, um dem weitern Umſichgreifen der vielfach zu 
Tage tretenden Mißſtände vorzubeugen. 

Sie glaubt demnach auch die Feſthaltung des letzten Geſichtspunktes nicht 
ganz außer Acht laſſen zu dürfen, und geht zur Erörterung der gegen den unmäßi⸗ 
gen Branntweingenuß in Vorſchlag gebrachten Maßregeln über. 

Noch immer werden vielfache Klagen darüber erhoben, daß die Zahl der 
Schankſtellen zu groß, daß insbeſondere der Kleinhandel mit Branntwein häufig 
zum Genuß auf der Stelle gemißbraucht werde u. ſ. w. Die Verſammlung über⸗ 
zeugt ſich indeſſen, daß dieſe Verhältniſſe nur als Nachwirkungen der älteren Ge— 
ſetzgebung zu betrachten ſind, welchen zu begegnen die Kabinets-Ordre vom 
21. Juni 1844 der Adminiſtration ausreichende Mittel darbietet, die ſich freilich 
während einer Uebergangsperiode nur allmählig wirkſam erweiſen können. Sie 
glaubt, daß es genügen werde: 

wenn die Verwaltung die Conceſſion zum Kleinhandel mit Branntwein 
immer nur mit der zum Schank zugleich ertheilt; mithin ausſchließlich in 
denjenigen Fallen, wo ein Bedürfniß zum eigentlichen Branntweinſchank 
ſich zu erkennen gegeben hat; 
und wenn gleichzeitig 
auch den Magiſträten der Städte dritter Steuer Stufe die Ertheilung 
der Conceſſion zum Schank und zum Kleinhandel mit Getränken durch 
eine geſetzliche Vorſchrift genommen und den Landräthen übertragen wird. 
Die letztere Maßregel rechtfertigt ſich dadurch, daß die Magiſträte in den genann⸗ 
ten Städten gemeinhin kein höheres Maß von Selbſtſtändigkeit beſitzen, als in 
denen Ater Klaſſe, daß ſie vielmehr ganz denſelben Einflüſſen unterliegen als 
letztere. 


Das Ausborgen von Branntwein verleitet die ärmere und unkultivirtere 
Volksklaſſe nicht ſelten zu unmäßigem Branntweingenuß, der dann nur zu oft die 
Zerrüttung des Familienlebens zur Folge hat. Die Verſammlung glaubt demnach 
der Geſetzgebung nach dem Vorgange ähnlicher Beſtimmungen in Betreff der Spiel- 
und Lotterie ⸗Schulden vorfchlagen zu müſſen: 
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daß mittelſt beſonderer Verordnung das Einklagen von Branntwein⸗ 
Trinkſchulden für unzuläſſig erklärt werde. 
Als drittes Moment zur Minderung des Branntweingenuſſes giebt ſich end- „) Erhöhung der Maiſchſteuer. 
lich die Erhöhung der Maiſchſteuer zu erkennen, eine Maaßregel, die der Verſamm⸗ 
lung um ſo mehr gerechtfertigt erſcheint, als vermöge der großen Vervollkommnung 
der Branntwein-Fabrikation das dieſelbe treffende Steuer-Quantum zur Zeit nur 
etwa / desjenigen Betrages erreicht, welchen der Geſetzgeber urſprünglich im Auge 
gehabt hat. Die Verſammlung ſpricht ſich demnach mit überwiegender Stimmen- 
zahl zu Gunſten einer wirkſamen Erhöhung der Maiſch-Steuer aus. 
Dagegen kann man ſich nicht verhehlen, daß eine gleichmäßig erhöhete Be⸗ 
laftung des großen wie des kleinen Fabrik-Betriebes den Untergang des letzteren 
zur Folge haben würde, ein Ereigniß, welches vielfach vom Standpunkte der Ge: 
rechtigkeit, wie des Landes-Cultur-Intereſſes als gleich verderblich betrachtet wird. 
In letzterer Beziehung wird noch angeführt: es gäbe Güter ohne Wieſen und ohne 
kleefähigen Boden, die theuer erkauft, in einem mäßigen Brennerei-Betriebe ihre 
vorzüglichſte Einnahme finden. Es kömmt hinzu, daß manche große Branntwein⸗ 
Fabriken außer Stande ſind, die Maſſen von Schlämpe nachhaltig im Intereſſe der 
Boden⸗Cultur zu verwenden; Fabriken, welche zum Theil auf ausgedehntem Kar⸗ 
toffelankauf beruhen, und die Bauern in einzelnen Theilen der Provinz, beſonders 
in Maſuren verleiten, den Kartoffelbau im Uebermaaß, d. h. zum Verkauf zu be⸗ | 
treiben und dadurch die Vegetationskraft ihrer Aecker zu ſchwächen. Es könne daher, 
um die kleinern Brennereien zu ſchützen und den genannten Nachtheilen zu begegnen, 
die Erhöhung der Maiſchſteuer den allſeitigen Intereſſen nur entſprechen, wenn ſie, 
nach Maaßgabe des durchſchnittlichen Maiſchraums, nach progreſſiv ſteigenden Pro⸗ 
zentſätzen dergeſtalt normirt werde, daß kleinere und mittlere und große Brenne— 
reien neben einander zu beſtehen vermögen. Von einer umſichtigen Steuer-Ver⸗ 
waltung ſei zu erwarten, daß ſie eine richtige und gerechte Normirung der Prozent⸗ 
ſätze nach Maaßgabe des Betriebsumfanges zu beſtimmen im Stande ſein werde. 
Von der andern Seite wird entgegnet: es liege kein Intereſſe zur Erhaltung der 
mittleren und kleinen Brennereien vor; die letzteren erſchweren nur die Steuer- g 
Kontrolle; fie wirken dadurch beſonders verderblich, daß fie Gelegenheit zum Aus⸗ | 
taufc des Branntweins gegen Naturalien darbieten. Schon fangen in Folge des | 
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d) Aufhebung der Braumalz— 
ſteuer. 


2. Maaßregeln wider die 
leichtſinnige Abſchlleßung von 
Ehebündniſſen. 
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neuen Gewerbe-Polizei⸗Geſetzes, obwohl die Kartoffeln in den letzten Jahren nicht 
gerathen ſind, die Brennereien auf kleinen ländlichen Beſitzungen an ſich zu ver⸗ 
mehren, und es Fönne der Zweck nur durch gleichmäßige Erhöhung der beſtehenden 
Steuer⸗Sätze erreicht werden. e 

Nachdem noch entgegnet worden: der Austauſch gegen Naturalien finde bei 
allen Schänfern ſtatt, und die Arbeiter in den großen Fabriken gehen dadurch, 
daß ihnen weder in der Nacht, noch am Sonnkage für die Dauer eines faſt zehn⸗ 
monatlichen Betriebes eine geordnete Ruhe geſtattet werde, nicht minder der Ent- 
artung entgegen, ergiebt die Abſtimmung eine gleiche Stimmenzahl, ſowohl für die 
gleichmäßige, als für die progreſſive Beſteuerung. 

Wenn von den vorbezeichneten Maaßregeln eine erhebliche Minderung des 
Branntweingenuſſes erwartet werden darf, ſo erfordert das Bedürfniß, insbeſondere 
der arbeitenden Klaſſen, unter den hieſigen klimatiſchen Verhältniſſen, daß ihnen 
ein angemeſſener Erſatz geboten werde. Dieſer iſt nach der Anſicht der Verſamm⸗ 
lung zunächſt durch gänzliche Aufhebung der Braumalzſteuer zu erzielen, um ſo 
mehr, als das Bier eine überaus nahrhafte und geſunde Stärkung darbietet. Es 
iſt weniger die Höhe dieſer Steuer, als die mit ihrer Erhebung und zum Schutze 
derſelben unvermeidliche Controlle, welche das Brauen in kleinerm Maaßſtabe zum 
wirthſchaftlichen Bedarf auf den Gütern und in den einzelnen Haushaltungen hindert 
und dadurch zugleich die große Maſſe der Bevölkerung ausſchließlich auf den Brannt⸗ 
weingenuß verweiſet. Wenngleich die Behauptung aufgeſtellt wird, daß derartige 
Steuern die Verbeſſerung des Fabrikats weſentlich fördern, ſo glaubt die Verſamm⸗ 
lung doch, daß es mehr darauf ankomme, ein wohlfeiles und geſundes Bier für 
die arbeitenden Klaſſen herzuſtellen und deſſen allgemeine Verbreitung zu unterſtützen, 
während heut ausgedehnte Landſtriche daſſelbe vollſtändig entbehren. Es beſchließt 
die Verſammlung demnach, der Geſetzgebung die Aufhebung der Braumalzſteuer 
angelegentlich in Vorſchlag zu bringen. 

Sobald Ehebündniſſe geſchloſſen und Haushaltungen gegründet werden, deren 
Exiſtenz durch einen entſprechenden Erwerb nicht ſicher geſtellt iſt, entſteht eine 
Bevölkerung, die das eigentliche Element des Nothſtandes bildet. Wenngleich die 
Geſetzgebung in dieſen Beziehungen mehr denn auf irgend einem andern Gebiet 
ihrer Wirkſamkeit Bedenken tragen muß, hindernd einzuſchreiten, ſo ſcheint es doch 
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ſtehen ſchlecht fundirter Haushaltungen befördert werde. 
Dahin glaubt die Verſammlung insbeſondere die Beſtimmungen des Allge- ) Aufhebung de Paternilts⸗ 
meinen Landrechts Theil I. Titel 1 und 2. über die Folgen des unehelichen Bei⸗ 
ſchlafs und über die Verpflichtung zur Ernährung der unehelichen Kinder rechnen 
= zu müſſen. Dieſelben wurden urſprünglich erlaſſen, um dem Kindermord vorzu— 
beugen, während eine vieljährige Erfahrung nunmehr gelehrt hat, daß ſie dieſen 
Zweck nicht erreichen; daß vielmehr in den Provinzen, wo das Allgemeine Land⸗ 
recht nicht gilt und die Paternitäts- Klage unzuläſſig iſt, der Kindermord, ſoweit 
der Verſammlung bekannt, wohl nicht häufiger als hier ſich ereignet. Dagegen 
haben die landrechtlichen Beſtimmungen die Wirkung gehabt, daß der uneheliche 
Beiſchlaf und ſeine Folgen zum Gegenſtande der Speculation erhoben worden, daß | 
Mädchen geringerer Bildungs = Klaffe ſich demſelben hingeben, entweder um von dem 
Schwängerer eine Abfindung oder Unterſtützung und dadurch um ſo leichter einen 
Mann ihres Standes zu erhalten, oder wenn der Schwängerer dieſem nicht ange⸗ 
hört, ihn zur Ehe zu zwingen. Dadurch werden Ehebündniſſe und Haushaltungen 
hervorgerufen, denen die Grundlagen eines geſicherten Erwerbes fehlen, und die 
Mehrzahl der Verſammlung glaubt demnach die Aufhebung der Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts über die Folgen des unehelichen Beiſchlafs und über die Ver⸗ 
pflichtung zur Ernährung der unehelichen Kinder in Vorſchlag bringen zu müſſen. | 
Dagegen erachtet fie die unmittelbare Erſchwerung der Ehebündniſſe, indem b) Nachweis einigen Vermögens. 
dieſe z. B. von dem Nachweis eines Kapitals von reſp. 30 bis 50 Thlr., der nöthi⸗ | 
| gen Wirthſchaftsgeräthe, Handwerks-Materialien u. ſ. w. abhängig gemacht werden, 


| 
| um fo mehr Pflicht, die geſetzlichen Urſachen zu beſeitigen, durch welche das Ent- 


für ſo bedenklich, ſo ſchwer ausführbar und im Erfolge ſo illuſoriſch, daß ſie | 
nicht glaubt, fic zu Gunſten einer ſolchen Maaßregel ausſprechen zu dürfen. Es | 
ift vielmehr zu befürchten, daß dieſelbe zu allen Zeiten werde umgangen und Con- 
cubinate nur um ſo häufiger eintreten werden. 

Die Beſtimmung, daß die Trauung nur auf Grund eines Atteſtes des e) Aufnahme in die Gemeinde. 
Gemeinde-Vorſtandes ſolle ſtatthaben dürfen, wonach der Bräutigam in der Ge— | 
meinde ein Domizil conftituirt hat, wird von mehren Seiten als zweckmäßig 
empfohlen. | 


d) Erhöhung des zur Ehe 
berechtigenden Alters. 
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Wenn auch geſetzlich ein ſolches Atteſt nicht leicht wird verweigert werden 
können, und dieſe Maaßregel demnach mehrfach als wirkungslos bezeichnet wird, ſo 
iſt man andererſeits doch der Ueberzeugung, es werde die Obrigkeit vor deſſen Er⸗ 
theilung ihren moraliſchen Einfluß gegen die Abſchließung offenbar leichtſinniger 
Ehen geltend machen können; ſie werde daſſelbe, wenn das Paar ſeinen Wohnſitz 
in einer bereits bewohnten Stube aufſchlagen wolle, aus ſanitäts⸗ polizeilichen Rück⸗ 
ſichten verweigern können, u. ſ. w. Bei der Abſtimmung ergiebt ſich eine gleiche 
Stimmenzahl für und wider die vorgeſchlagene Maaßregel. 

Das Allgemeine Landrecht beſtimmt, daß Mannsperſonen, die zur Ehe 
ſchreiten wollen, mindeſtens 18 Jahre alt ſein müſſen. Als Wirkung der klimati⸗ 
ſchen und ſozialen Verhältniſſe find die dem Arbeiter- und Handwerks-Stande an: 
gehörigen jungen Leute dieſes Alters in Preußen noch wenig entwickelt und gehen 
deshalb nicht ſelten, von ältern Frauensperſonen verleitet, zu unüberlegten Ehebünd⸗ 
niſſen über. Die Mehrzahl der Verſammlung erachtet gegen lebhaften Widerſpruch 
der Minderzahl die Erhöhung des zur Ehe berechtigenden Alters für wünſchenswerth. 


. G. N. x 


Bötticher. Nordenflycht. v. Blumenthal. Auerswald, v. Sanden: 
Touſſainen. Klein. Schirrmeiſter. Siehr. Peguilhen. v. Negelein. 
v. Platen. Geysmer. v. Saucken. Riebold. Brauns. Schlentber. 


Verhandelt zu Königsberg am 11. December 186. 


Zur Theilnahme an der achten Sitzung der Commiſſion ſind die Herren 
Abgeordneten des Handelsſtandes eingeladen worden und hatten dieſelben fich einge— 
funden. Es werden die Maaßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung in Erwä⸗ 
gung genommen, die zur Belebung, Steigerung und Sicherung der induſtriellen und 
gewerblichen Kräfte der Provinz nothwendig erſcheinen. 
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Zunächſt wird die Frage erörtert: in wie fern die Förderung des gewerb⸗ Gewerbs⸗Cultur. 
lichen Lebens Seitens des Staats in der Provinz Preußen überhaupt Bedürfniß 
iſt, und welchen Einfluß dieſe vorausſichtlich auf die Herſtellung eines geſicherten 
Wohlſtandes, ſowie auf die Vorbeugung künftigen Nothſtandes üben werde? 

Die Verſammlung iſt darin einverſtanden, daß dieſer Einfluß ſowohl mit⸗ 
telbar als unmittelbar ein ſehr bedeutender ſein könne. Seitdem in Folge der 
Umgeftaltung früherer Verhältniſſe die Geldpreis- Veränderungen auch auf den 
Landbau einen größern Einfluß erlangt haben, erſcheint der Beiſtand der Fabrika— 
tion beſonders für ſolche Zeiten wünſchenswerth, wo die Ausfuhr von Getreide 
| und anderen Landwirthſchafts-Produkten gering und die Preife derſelben in Folge 
| 


— 


verminderten Begehrs ſich niedrig geſtellt haben. Die Noth ſolcher Zeiten kann 
durch ausreichenden Export von Gewerbs-Erzeugniſſen gemindert werden. Wenn 
demnach unter dem Beiſtande der Induſtrie dem Wohlſtande der Städte und 
der Grundbeſitzer mehr Gewähr geleiſtet wird, ſo erwächſt mittelbar auch den ar— 
beitenden Klaſſen ein Segen daraus, da deren Arbeitsverdienſt dadurch zugleich eine 
geſicherte Grundlage erhält, und ſelbſt Cultur- Arbeiten, Rohdungen, Mergelun— 
gen ꝛc. von den wohlhabenden Grundbeſitzern zu Zeiten auch während des Win: 
ters unternommen werden können. Eine gleichzeitig auf landwirthſchaftliche, wie 
auf induſtrielle Produktion gerichtete Thätigkeit der arbeitenden Klaſſen werde 
überdies das mächtigſte Beförderungsmittel einer vorſchreitenden Cultur derſel— 
ben ſein. 

Nicht minder iſt man darin einverſtanden, daß es ſich nicht darum handeln a. Gegenſtände der Gewerbs— 
könne, eine künſtliche, des innern geſellſchaftlichen Halts entbehrende Induſtrie e 
durch außerordentllche Opfer hervorzurufen. Wenngleich ein großer Fabrik- Betrieb 
hier, inmitten einer ausgedehnten landwirthſchaftlichen Produktion nicht von den 
gewöhnlichen Gefahren begleitet ſein kann, melchen derſelbe in den ausſchließlich 
darauf beſchränkten Gegenden unterliegt, ſo beſcheidet man ſich doch, daß der große 
Fabrik⸗ Betrieb hier noch weniger Bedürfniß ſei, als das kleine Gewerbe; ganz 
beſonders aber ein ſolches, welches von den Landarbeitern während der Wintermo- 
nate betrieben werden kann. 


Von dieſem Geſichtspunkte aus bietet zunächſt die Linnenſpinnerei und 
Weberei einen Gegenſtand von hoher Wichtigkeit dar. Preußiſches Garn und 
7 
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Preußiſche Leinwand haben im Auslande ihren Markt verloren, weil die Provinz 
im Erbau des Flachſes, wie in der Bearbeitung deſſelben und in der Kunſt des 
Spinnens und Webens vom Auslande überflügelt worden, und weil vielfache Un- 
regelmäßigkeiten den Ruf der Preußiſchen Linnen = Erzeugniffe überdies untergraben 
haben. Wenn Seitens des Landes-Oekonomie-Collegiums und der landwirthſchaft— 
lichen Vereine der Flachskultur und der Flachsbereitung neuerdings eine erhöhte 
Aufmerkſamkeit geſchenkt worden, fo werden doch noch große Anſtrengungen noth- 
wendig ſein, um die Linnen- Produktion zu einer den Bedürfniſſen entſprechenden 
Aus dehnung zu erheben, und derſelben wiederum einen auswärtigen Markt zu 
gewinnen. 

Einen nicht minder den Verhältniſſen der Provinz entſprechenden Gewerbs- 
zweig würde die Woll ſpinnerei darbieten; ferner die Fabrikation von Glas, 
Papier, Mehl, Schiffs-Zwieback, Oel, Leder, die Reifſchlägerei und 
die Segeltuchweberei. 

Um darzuthun, wie verderblich der Mangel an Kapital auf die gewerbliche 
Induſtrie einwirkt, wird von den Abgeordneten des Handelsſtandes der gegenwär⸗ 


tigen Verhältniſſe der Leder-Fabrikation Erwähnung gethan. Das Sohlleder kann a 


nur dann ſeine höchſte Vollkommenheit erlangen, wenn es mindeſtens zwei Jahre 
lang den einzelnen Manipulationen der Bearbeitung unterliegt, wie dies in den 
rheiniſchen Gerbereien allgemein der Fall iſt. Hier dagegen iſt der Gewerbtrei⸗ 
bende außer Stande, die Auslagen für ſo lange Zeit zu machen; er ſtellt demnach 
das Leder ſchon nach neun Monaten zum Verkauf, daſſelbe iſt dann wenig dauer⸗ 
haft, und in Folge deſſen auch nur zu ſchlechten Preiſen verkäuflich. 

Mit der Rüben⸗Zucker-Fabrikation find in der Provinz ſchon viel— 
fache Verſuche gemacht, die indeſſen günſtige Erfolge noch nicht dargeboten haben. 
Ein Theil der Verſammlung glaubt die Urſache nicht in dem geringen Zuckergehalt 
der unter hieſigem Klima erbauten Rübe finden zu dürfen, ſondern darin, daß die 
Verſuche zum Anbau derſelben bisher zum Theil auf Niederungs⸗ Boden gemacht 
waren, der bekanntlich ſeinen Früchten einen weniger intenſiven Gehalt ertheilt; ſo 
wie darin, daß die Fabriken auf den Ankauf des Materials baſirt worden, deſſen 
Güte dann bei nothwendig hohem Preiſe aller Gewähr entbehrt. Man hegt die 
Anſicht, daß Rüben » Zuder = Fabrifen auf größern Gütern, mit gut kultivirtem 
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Höheboden wohl gedeihen würden. Die Verſammlung glaubt ſich indeſſen eines 
entſcheidenden Urtheils enthalten zu müſſen, iſt jedoch darin einſtimmig, daß der 
Gegenſtand von hoher Bedeutung ſei, und auch dem Nothſtande unmittelbar ent: 
gegenwirkend, indem zahlreiche Landarbeiter während des Winters in den Rüben⸗ 
Zucker = Fabriken Beſchäftigung finden würden. Für die Landes ⸗Cultur find dieſe 
Anſtalten nicht minder vortheilhaft als die Brennereien, ohne deren Nachtheile im 
Gefolge zu haben. Sie geben überdies der Maſtung, der Käſebereitung, ſo wie 
endlich der Pökelung eine neue Grundlage. In Betreff der letzteren beſcheidet 
man ſich, daß Rinderpökelfleiſch einen bedeutenden Ausfuhr-Artikel noch nicht dar- 
bieten könne, da die preußiſche Rindviehzucht noch auf zu niederer Stufe ſteht und 
in der Regel nur altes, abgearbeitetes Vieh gemäſtet wird; dagegen würde die Aus⸗ 
fuhr von Schweinepoͤkelfleiſch einen lebhaften Aufſchwung gewinnen, ſobald die 
Verwerthung der Abfälle in der beſtehenden Steuer-Verfaſſung nicht mehr die bis⸗ 
herigen Hinderniſſe findet. In Betreff der Cichorien-Fabrikation walten 
etwa dieſelben Umſtände wie beim Rüben Zucker ob, nur erſcheint der Ver⸗ 
ſammlung der Gegenſtand an und für ſich von untergeordneterer Bedeutung; da⸗ 
gegen iſt man der Meinung, daß die Eiſen⸗, Eiſenwaaren⸗ und Maſchinen⸗ 
Fabriken, d. h. die Grund⸗Anfänge jedes gewerblichen und landwirthſchaftlichen 
Aufſchwunges, einen bedeutenden Umfang gewinnen würden, ſobald die das Ma⸗ 
terial belaſtenden Zoll⸗Beſtimmungen aufgehoben und reſp. modificirt werden. 

Wenn auch zunächſt nur die vorbezeichneten Gegenſtände zur angemeſſenen 
Entwickelung gelangen, fo iſt es augenfällig, daß dieſelben zahlreiche andere Ge: 
werbszweige im Gefolge haben und dadurch ein induſtrielles Leben hervorrufen 
werden, welches im Verein mit einer ſteigenden Landes - Cultur einen geſichertern 
Wohlſtand begründen dürfte. 

Die Verſammlung iſt der Ueberzeugung, daß das große Ziel der Entwicke⸗ 
lung des induſtriellen Lebens in Preußen vermöge einer umſichtigen und aus dauern⸗ 
den Pflege deſſelben Seitens der Staats - Regierung weſentlich gefördert werden 
könne. In einem Staate, wo der Einfluß der Regierung auf die gewerblichen 
Verhältniſſe ſich täglich geltend macht und unter den beſtehenden Verhältniſſen 
geltend machen muß, wo nach Lage der Geſetzgebung und Verwaltungs Drganifa- 
tion die Behörden, namentlich die Regierungen, ſtets einen größern oder geringern, 


7 * 
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b) Maaßregeln der Verwal⸗ 
tung zur Förderung der 
Gewerbothaͤtigkeit. 

Anſtellung eines Ge⸗ 
werberaths. 


Mitwirkung der See⸗ 
handlung. 
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vielfach ſehr entſcheidenden Einfluß auf die Gewerbsverhaͤltniſſe uͤben, iſt es wuͤn⸗ 
ſchenswerth und nothwendig, daß dieſer Einfluß auch mit voller Hingebung und ge⸗ 
nuͤgender Kenntniß ausgeuͤbt werde. Dies kann aber bis jetzt bei den Provinzial⸗ 
behoͤrden in Preußen nur in ungenuͤgender Weiſe geſchehen. Zwar iſt in jedem 
Regierungs- Kollegium ein Mitglied mit Bearbeitung der Gewerbe- Angelegenheiten 
beauftragt; indeſſen darf man ſich nicht verhehlen, daß dieſe Bearbeitung vielfach 
nur eine formale bleibt. Dieſe Raͤthe ſind gewoͤhnlich mit Berufsarbeiten anderer 
Art zu ſehr belaſtet, als daß ſie ſich ihrer großen und wichtigen Aufgabe genuͤgend 
widmen koͤnnen. Es ſcheint nothwendig, daß den Männern, denen dies Amt uͤber⸗ 
tragen wird, vorzugsweiſe und ſo viel als moͤglich techniſche Bildung und entſchie⸗ 
dene Neigung fuͤr dteſen ſpeziellen Beruf beiwohne; daß denſelben ſodann genuͤ⸗ 
gende Zeit und hinreichende Mittel gewährt werden, ſich über den Umfang und die 
Bedeutung, uͤber den Fortſchritt und die Entwickelung der Gewerbe, beſonders in 
ihrer Provinz in ſteter genauer Kenntniß zu erhalten. Nur dann koͤnnen dieſelben 
foͤrdernd einwirken, und den Gewerbtreibenden gegenuͤber einen Vertrauen erwecken⸗ 
den Einfluß ſowohl fuͤr ihre Perſon erwerben, als auch der Regierung ſichern. Daß 
dieſes Ziel zur Zeit durch die betreffenden Departements⸗Raͤthe der Regierungen in 
der Regel nicht erreicht wird und nicht erreicht werden kann, wird faſt einſtimmig 
anerkannt, und beſchließt die Verſammlung demnach: 
dem Gouvernement die Anſtellung eines techniſch und gewerbswiſſenſchaft⸗ 
lich ausgebildeten Gewerbe-Raths, wenn auch zunaͤchſt nur einen für die 
Provinz oder je einen für Oft: und Weſtpreußen auf das allerbringendſte 
zu empfehlen, wo moͤglich aber fuͤr jede Regierung. 

Es iſt nicht die Abſicht, einen groͤßern direkten Einfluß der Regierung auf 
die Gewerbs⸗Verhaͤltniſſe zu begründen, als den bisherigen Einrichtungen entſpricht, 
wohl aber dieſen Einfluß ſachgemaͤßer ausgeuͤbt zu ſehen. 

Das Koͤnigl. Seehandlungs⸗Inſtitut ward errichtet, um das induſtrielle Le⸗ 
ben anzubahnen; es hat daſſelbe ſeine Wirkſamkeit bisher auf Preußen nicht er⸗ 
ſtreckt, und muß dies als eine mitwirkende Urſache angeſehen werden, welche das 
Schlummern des induſtriellen Lebens in Preußen erflärlih macht. Wenn auch der 
Staat nicht mit der Privat⸗Induſtrie in Concurrenz treten darf, ohne dieſe zu laͤh⸗ 
men, ſo ſind die Schwierigkeiten, welche der Einfuͤhrung neuer Induſtriezweige ſich 
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entgegenſtellen, und die Opfer, welche dieſe erheifcht, hier doch fo groß, daß die 

wirkſame Unterſtuͤtzung ſolcher Erſtlings⸗Unternehmungen durch die Staatskraͤfte un⸗ 

erlaͤßlich iſt, um deren Erſtehen moͤglich zu machen. Unter allen Umſtaͤnden hat es 

indeſſen weſentliche Vorzüge, wenn auch dieſe Anfänge Privat- Unternehmern uͤber— 

laſſen werden. Die Verſammlung glaubt demnach ſich dahin ausſprechen zu muͤſſen: 
es ſei uͤberhaupt wuͤnſchenswerth, daß die Seehandlung ihre anbahnende 
Gewerbsthaͤtigkeit auch auf Preußen ausdehne, daß fie Fabrik-Anlagen 
indeſſen felbftftändig nur errichte, ſobald geeignete Privat-Unternehmer und 
Aktiengeſellſchaften ſich nicht finden. Iſt dies aber der Fall, fo würden 
Geldunterſtuͤtzungen, Vorſchuͤſſe, Gewaͤhrung von Maſchinenwerken und 
Betheiligung durch Aktien-Zeichnungen nothwendig und ausreichend ſein. 
Den Aktionären gegenüber würde die Seehandlung aber nur eine gleiche 
Berechtigung wie dieſe, nach Verhaͤltniß ihres Aktien- Antheild, aus⸗ 
üben dürfen. 


Welche anderweite Maßregeln der Verwaltung zur Foͤrderung der Gewerbs- Anderweite Maßregeln. 


thätigkeit in Preußen, fo wie zur Erweiterung und Sicherung des auslaͤndiſchen 
Markts nothwendig und wuͤnſchenswerth waͤren, als etwa Braakanſtalten, Praͤmien, 
gewerbliche Unterrichts⸗Anſtalten u. ſ. w., glaubt die Verſammlung der Entſchließung 
der Staats⸗Regierung anheim geben zu muͤſſen. 


Zur Erwaͤgung der Maßregeln der Geſetzgebung uͤbergehend, welche auf die 
Entwickelung des gewerblichen Lebens und auf die Zuſtaͤnde der gewerblichen Be⸗ 
voͤlkerungsklaſſen einen unmittelbaren Einfluß üben, glaubt die Verſammlung zunaͤchſt 
auf die Luͤke hinweiſen zu muͤſſen, welche durch die Aufhebung der gewerblichen 
Corporativ⸗Verfaſſung entſtanden if. Bei allen ihren Unvollkommenheiten hatte 
dieſelbe doch die Exiſtenz des kleinen Geſchaͤfts neben dem großen ſicher geſtellt, und 
es iſt der Mangel dieſer Sicherheit, wie die Schwierigkeit des Beſtehens des kleinen 
Gewerbsmannes neben dem großen Kapitaliſten und Fabrikanten, wodurch das ge- 
werbliche Leben ſeine fruͤhere Baſis verloren hat, und nur zu oft Pauperismus, 
Proletariat und Nothſtand erzeugt wird. Die Beſeitigung dieſes, die Exiſtenz der 
Geſellſchaft gefaͤhrdenden, die gehofften Fortſchritte laͤhmenden Uebels, bei gleichzeiti- 
ger ungeſchmaͤlerter Erhaltung der Gewerbefreiheit, iſt eine der wichtigſten Aufgaben 


c) Maßregeln der Geſetz⸗ 
gebung. 
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Progreſſiv⸗Steuern. der Zeit und zu dieſem Behuf daher die Annahme des Progreſſiv⸗Steuerſyſtems bei 


Veranlagung der Stagts⸗Steuern in Vorſchlag gebracht worden. 

In einer ausführlichen Debatte ſtellt ſich zunächſt heraus, daß die vorge: 
ſchlagene Maßregel allerdings geeignet ſein duͤrfte, den vernichtenden Einfluß des 
großen Kapitals auf das kleine zu mindern; daß andere Maßregeln zur Beſeitigung 
dieſes Einfluſſes ohne Gefaͤhrdung der Gewerbefreiheit zur Zeit ſchwer zu finden 
fein möchten, und daß das Prinzip der Progreſſivſteuern als ein auf Gerechtigkeit 
beruhendes erſcheine. Dagegen wird auch hervorgehoben, daß die mißbraͤuchliche 
Anwendung deſſelben ihre großen Gefahren habe; daß vermoͤge derſelben die großen 
Unternehmungen unterdruͤckt, das Streben nach fortſchreitendem Erwerb gelaͤhmt, die 
Civiliſation behindert werden muͤſſe. Die Verſammlung iſt auch hierin, ſo wie, 
daß reifliche Erwägungen zur Begegnung des Mißbrauchs und in Betreff der naͤ⸗ 
hern Modalitäten der Ausführung nothwendig ſeien, einverſtanden; fie glaubt ins 
deſſen, daß die Furcht vor Mißbraͤuchen von der Anwendung einer heilſamen und 
gerechten Maßregel nicht zuruͤckhalten dürfe, und beſchließt demnach mit vier diſſen⸗ 
tirenden Stimmen: 

der Staats- Regierung die Annäherung an das Syſtem der Progreſſiv⸗ 
ſteuern, und zwar nicht allein in Beziehung auf das Gewerbe, ſondern 
auf das Einkommen im Allgemeinen als nothwendige Maßregel zur Be— 
gegnung kuͤnftigen Nothſtandes in Vorſchlag zu bringen, 
wobei drei der diſſentirenden Mitglieder die Ausfuͤhrbarkeit, insbeſondere bei den 
Gewerben bezweifeln; ein Mitglied aber die Ueberzeugung hegt, daß die beſtehen⸗ 
den Steuern in ihrer Geſammtheit das große Einkommen bereits verhaͤltnißmaͤßig 
und ausreichend hoͤher als das kleine belaſten. 
V. G. U. 


Bötticher. v. Nordenflycht. v. Blumenthal. Auerswald. v. Sanden⸗ 
Tuſſainen. Klein. Schirrmeiſter. Siehr. Peguilhen. v. Negelein. 
v. Platen. Geysmer. v. Sauken⸗Julienfelde. Riebold. Brauns. 
Schlenther. Heinrich. Schnell. Goullon. 


| 


Verhandelt zu Königsberg den 12. Dezember 1846, 


In der neunten Sitzung der Nothſtands⸗Commiſſion wird unter Mitwirkung 
der Abgeordneten des Kaufmannſtandes in der Erwaͤgung der Geſetzesmaßregeln zur 
Forderung der gewerblichen Cultur fortgefahren. 

Als Lebensbedingung bei Loͤſung dieſer Aufgabe iſt faſt allſeitig die Errich— 
tung von Handels-Kreditanſtalten mit der Befugniß zur Emiſſion von Bankzetteln 
bezeichnet worden, und veranlaßt der Vorſitzende die Abgeordneten des Handels— 
ſtandes ſich uͤber das Weſen derartiger Inſtitute, uͤber die Grundlagen, die ſich zu 
ihrer Errichtung in der hieſigen Provinz etwa vorfinden und uͤber die Moͤglichkeit 
der Vorbeugung von Mißbraͤuchen und Gefahren gutachtlich zu aͤußern, worauf 
dieſe im Weſentlichen anführen: Bereits in der Sitzung vom 7ten d. M. iſt die 
Errichtung neuer, auf freiſinnigen Grundſaͤtzen beruhender Credit-Inſtilute in ihrer 
maͤchtigen Einwirkung auf die Entwickelung des induſtriellen und kommerziellen Lebens, 
angedeutet worden, und wir haben uns geſtern geſtattet, den Mangel derſelben, oder 
vielmehr des disponiblen Kapitals in ſeinem Einfluß auf die Lederbereitung durch 
ein praktiſches Beiſpiel zu veranſchaulichen. 

Die wichtigſte Aufgabe der Vanken iſt die Fluͤſſigmachung der vorhandenen 
Kapitalien. Auch heut noch find dieſelben in groͤßerem Umfange, als vorausgeſetzt 
wird, in der Provinz Preußen vorhanden. Viele Familien beſitzen nicht un— 
bedeutende Summen in Staatspapieren, Pfandbriefen u. f w. und fie be— 
gnuͤgen ſich mit einem ſpaͤrlichen Zins von 3½ Prozent, weil die Gelegen⸗ 
heit fehlt, dieſelben mit Sicherheit hoͤher zu nutzen, oder vielmehr, weil ſie 
Anſtand nehmen, ſie den einzelnen Gewerbtreibenden anzuvertrauen u. ſ. w. — 
Selbſt zahlreiche kleine Beſtände an Metallgeld ruhen aus denſelben Gründen, 
und, weil man genöthigt iſt, ſich baare Beſtände für die Zeiten des eigenen Be⸗ 
darfs aufzuſparen, unthätig bei den Bürgern und Grundbeſitzern der Provinz. 
Gabe es nun Anſtalten, die zu allen Zeiten geg en Unterpfand oder Wechſel die 


Erlaß eines Geſetzes über 
die Befugniß zur Errich⸗ 
tung von Handelsbanken. 
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zum Geſchäftsbetriebe erforderlichen Summen vorſchießen; fo würde man nicht An⸗ 
ſtand nehmen, denſelben die vorhandenen Kapitalien und baaren Beſtände anzuver⸗ 
trauen. Dieſe gehen dadurch in den öffentlichen Verkehr über, und die erſte 
Wirkung der Bankthätigkeit iſt demnach die Beſchleunigung des Umlaufs 
der vorhandenen Circulations-Mittel, welche in ihrer Wirkung der Meh⸗ 
rung derſelben vielfach gleichkommt. Die zweite Wirkung ſolcher Anſtalten würde 
ſein, daß, ſo weit ein Bedürfniß dazu ſich zu erkennen giebt, die den öffentlichen 
Verkehr nur ausnahmsweiſe belebenden Zins tragenden Staatsſchuldſcheine und 
Pfandbriefe durch Noten-Emiſſion in gewöhnliche Circulations-Mittel umgewandelt 
werden, daß das Gleichgewicht der letzteren zu den erſteren ſich herſtellt und daß 
überhaupt die Summe des umlaufenden Geldes mit dem Umfange der 
Geſchäftsthätigkeit in gleichmäßigem Verhältniß bleibt, wodurch zu— 
gleich den verderblichen Geldpreisſchwankungen vorgebeugt wird. 
Die Emiſſion der Eiſenbahn-Aktien würde den öffentlichen Verkehr nicht in fo ver⸗ 
der blicher Weiſe geſtört haben, wenn Gredit = Inftitute vorhanden geweſen wären, 
durch deren Vermittelung die entſprechenden Summen an Girculations » Mitteln, 
dem gefteigerten Bedürfniß gemäß, erzeugt worden wären. Es iſt demnach dieſer 
Lücke in unſern ſocialen Inſtitutionen der ſo verderbliche Einfluß der Eiſenbahn⸗ 
Speculationen weſentlichen Theils zuzuſchreiben. 

Ueber die nachtheiligen Folgen, welche eine die Wirkſamkeit der Banken 
zu ſehr beſchränkende Inſtruction mit ſich führt, und über die Gründe, weshalb 
die vereinzelte Köngliche Bank hier dem Bedürfniß nicht zu entſprechen vermöchte, 
iſt das Bezügliche bereits in der Verhandlung vom Tten dieſes Monats geſagt 
worden. 

In Beziehung auf die Sicherheit, welche derartige Inſtitute darbieten kön— 
nen, lehrt das Beiſpiel Schottlands, daß dieſelbe eine faſt vollkommene iſt; ſelbſt 
die ohne alle geſetzliche Controlle entſtandenen amerifanifchen Banken würden weni: 
ger Unheil angeſtiftet haben, wenn ſie nicht, ganz gegen die Natur derartiger In⸗ 
ſtitute, ſich in große Speculationen in Baumwolle, Eifenbahn = Unternehmungen, 
Ankauf von Grundbeſitz u. ſ. w. eingelaſſen hätten. Die Sicherheit der Banken 
iſt ſtets eine zweifache, indem einerſeits das Fundations⸗ Kapital, andererfeits das 
Vermögen, worauf ſie Vorſchuß geben, dafür bürgt. Wenn endlich nicht ſelten 
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angeführt wird, daß durch Krieg und andere Calamitäten die Sicherheit der Ban⸗ 
ken erſchüttert und dadurch die Gefaͤhrdung des Publikums möglicherweiſe herbei⸗ 
geführt werden könne; ſo ſind dies immer nur entfernte Möglichkeiten, während 
die Verluſte unfehlbar ſind, welche ein längeres Verharren in dem heutigen, unge⸗ 
nügenden Zuſtande zur Folge haben muß. Nur durch ſchleuniges Heraustreten aus 
demſelben kann die Nationalkraft ſo erſtarken, daß dieſe einen Krieg kräftig zu 
beſtehen vermag. 

Nachdem dieſe Andeutungen Gegenſtand einer ausführlichen Debatte gewe⸗ 
ſen, beſchließt die Verſammlung: 

der Geſetzgebung die Errichtung von Handels ⸗ Banken in der Provinz 
Preußen, denen die Befugniß der Zettel⸗Emiſſion ertheilt werde, als ein 
überaus wichtiges Mittel zur Vermehrung und Erſtarkung der Produk: 
tions⸗Kräfte und daher zur Begegnung künftigen Nothſtandes dringend 
zu empfehlen, 
wobei die geeigneten Maßregeln einer ſichern Fundation dieſer Inſtitute, die Be⸗ 
ſtimmung des Umfanges der Noten ⸗Emiſſion, fo wie der Controlle des Geſchäfts⸗ 
Verfahrens vorausgeſetzt werden. 

Ueber die Art der Befriedigung dieſes Bedürfniſſes: ob die Errichtung 
von Privat: und Actien⸗Banken nach beſtimmten geſetzlichen Vorſchriften ganz all⸗ 
gemein zu geſtatten ſein würde; oder ob die Errichtung einer ſtändiſchen Bank 
für die ganze Provinz Preußen, mit kreisſtändiſchen Filial⸗Banken in den einzelnen 
Kreiſen u. ſ. w. den Vorzug verdient, dies glaubt die Verſammlung der ferneren 
Erwägung anheimgeben zu müſſen. Einige Mitglieder des Handelsſtandes glauben 
ſich zu Gunſten der Kommunal- und ſtändiſchen Banken ausſprechen zu müſſen, 
ſowohl weil dann der Bank⸗Profit den Kommunen, den Kreiſen und der Provinz 
zu Gute kommt und zum öffentlichen Nutzen verwendet werden kann, als auch weil 
der mit Vermehrung von Privat: und Actien⸗Banken ſteigenden Gefahr eines über⸗ 
wiegenden Einfluſſes der Geldmacht auch durch Beſteuerung dieſer Inſtitute nicht 
gänzlich begegnet werden kann. 

Zugleich heben die Abgeordneten des Handelsſtandes hervor: daß Geld- 
Inſtitute, deren Beſtimmung die Erweiterung und Benutzung des Perſonal-Credits 
iſt, überhaupt nur von Erfolg ſein können, ſobald die denſelben betreffende Geſetz⸗ 

8 


Wechſelrecht. 


58 


gebung entſprechende Beſtimmungen enthält: So lange nur Kaufleute und Ritter⸗ 
gutsbeſitzer wechſelfaͤhig find, wird die ganze übrige Bevölkerung von der Theilnahme 
an den Wohlthaten der Credit-Inſtitute ausgeſchloſſen und die Geſchaͤftsthaͤtigkeit 
derſelben ganz untergeordnet bleiben. Ebenſo, ſo lange der Einwand nicht baar 
empfangener Valuta den Zahlungs-Termin zu verzögern vermag. 

In Anerkennung der Richtigkeit dieſer Angabe beſchließt die Verſammlung: 
der Geſetzgebung eine zeitgemaͤße Reform des Wechſelrechts, insbeſondere 
die Ausdehnung deſſelben auf alle Burger, Grundbeſitzer und ländliche 
Gewerbetreibende der Provinz zu empfehlen. 

Sie hegt die Ueberzeugung, daß durch Foͤrderung des Perſonal⸗ Credits, 
der im Weſentlichen auf Ehrenhaftigkeit und Berufstuͤchtigkeit beruht, dieſe Eigen⸗ 
ſchaften ſich im Volke um ſo feſter begruͤnden werden, und glaubt noch hervorheben 
zu muͤſſen, daß eine ſolche erweiterte Wechſelfaͤhigkeit in der Stadt Danzig und 
deren ehemaligem Gebiete bereits ſeit lange beſteht. 


Eiſenzoll und Durchgangs⸗ Die in der Verhandlung vom 7. d. M. entwickelten Gründe veranlaſſen die 


Abgaben. 


Aufhebung der Mahl- und 


Schlachtſteuer. 


Verſammlung zu dem einſtimmigen Beſchluß, dem Gouvernement 
die Aufhebung der auf Roh- und Brucheiſen, die Ermäßigung des auf 
Stab⸗Eiſen ruhenden Eingangs-Zolles, ſowie die Ermaͤßigung der 
Durchgangs Abgaben, als Maaßregeln zur Foͤrderung des gewerblichen 
Lebens und zur Begegnung des Nothſtandes zu bezeichnen. 

Vielfach find in den Verhandlungen der Preußiſchen Provinzialftände die 
verderblichen Wirkungen der Mahl- und Schlachtſteuer auf die derſelben unterlie⸗ 
genden Staͤdte, ſowie die daraus mittelbar hervorgehende nachtheilige Ruͤckwirkung 
auf die geſammte Provinz hervorgehoben worden. Sie vertheuern den Arbeitslohn, 
erſchweren die Concurrenz der Preußiſchen Fabrikation mit der auslaͤndiſchen und 
ſeien endlich eine unausgeſetzt fortwirkende Urſache der Volks- Entſittlichung. Ohne 
ſich auf eine Diskuſſion über dieſen vielfach eroͤrterten Gegenſtand einzulaſſen, erkennt 
die Verſammlung doch den letztern Umſtand, den die Bevoͤlkerung derſelben entſitt— 
lichenden Einfluß der Mahl- und Schlachtſteuer einſtimmig an. Ein Theil derſel⸗ 
ben hält jedoch den Erſatz dieſer Abgabe durch eine directe Steuer für unausfuͤhrbar, 
ſowohl weil der Communal-Zuſchlag nicht entbehrt werden kann und der Ausfall 
in den Staats⸗Kaſſen erheblich fein würde, als auch weil die Ausführung ſelbſt 
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bei den Communal⸗Behoͤrden auf vielfache Schwierigkeiten ſtoßen würde, welche 
ſchwer zu beſeitigen ſein moͤchten. Andererſeits iſt man jedoch der Meinung, daß, 
wo es ſich um Ableitung einer das Volk demoraliſirenden Quelle handelt, ſolche 
Schwierigkeiten gar nicht in Betracht kommen dürfen, daß das Land dieſe Ueber⸗ 
zeugung und den wohlthaͤtigen Einfluß einer ſolchen Maaßregel auf das Erbluͤhen 
der Staͤdte in einer Weiſe erkenne, wonach, wie die Verhandlungen des neunten 
Provinzial Landtages ergeben, ſelbſt die Uebertragung des Ausfalles auf die ge: 
ſammte Provinz keinen erheblichen Widerſpruch finden wuͤrde, und es koͤnne demnach 
eine gründliche Beſeitigung kuͤnftigen Nothſtandes ohne Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer nicht erwartet werden. Bei der Abſtimmung ergiebt ſich eine gleiche 
Stimmenzahl fuͤr die eine, wie fuͤr die andere Anſicht. 

Zugleich glauben die Abgeordneten des Handelsſtandes noch einige fuͤr die 
Intereſſen der Provinz wichtige Momente zur Beruͤckſichtigung empfehlen zu muͤſſen. 
Die Preußiſche Rhederei habe ihren vormaligen Flor noch lange nicht erreicht, weil 
die derſelben vormals zugeſtandene Unterſtuͤtzung aufgehört und die Verhaͤltniſſe mit 
dem Auslande zu ihrem Nachtheil geregelt worden. Selbſt das Merkantil-Syſtem 
Friedrichs des Großen ließ die Schiffs-Bau-Materialien fo gut wie zollfrei ein, 
es wurden den Rhedern Zollverguͤtigungen von ½ für die, durch ihre Schiffe im- 
portirten Waaren und andere Verguͤnſtigungen gewaͤhrt. Während der Ungluͤcks⸗ 
periode von 1806 bis 1813 fielen dieſe Verguͤnſtigungen der Vergeſſenheit anheim, 
und die ſogenannten Schiffsbau-Verguͤtigungs⸗Gelder wurden durch die Deklaration 
vom 30. Juli 1812 aufgehoben. Obwohl das Geſetz vom 20. Juni 1822 den 
Rhedern einen Anſpruch auf die von nicht befreundeten Nationen erhobenen Flaggen— 
Gelder, ſo wie den Transport der dem Staate gehoͤrenden Guͤter zuſicherte, ſo iſt 
auch dieſe Verguͤnſtigung verloren gegangen. Die Flaggen-Gelder wurden einge⸗ 
zogen und anderweit verwendet; der ausſchließliche Salz-Transport ward den Rhedern 
in Folge des Schiffahrts-Vertrages vom 2. Maͤrz 1841 entzogen. Noch verderb⸗ 
licher iſt der Preußiſchen Rhederei der im Jahre 1843 zwiſchen Groß- Britanien 
und Rußland, und 1844 mit Hannover, gegen die Beſtimmungen der Navigations⸗ 
Akte, geſchloſſene Schiffahrts-Vertrag geworden, wonach Ruſſiſche Schiffe aus den 
Muͤndungen der Memel, des Pregels und der Weichſel ruſſiſche und polniſche Pro- 
dukte; Hannoͤverſche Schiffe aber aus allen Häfen von der Maas bis zur Memel 
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Produkte aller Art nach Großbritanien führen dürfen. In gleicher Weiſe wurden 
Oldenburg, Meklenburg und die Hanſeſtädte begünſtigt; lauter Repreſſalien gegen 
den Zollverein, die indeſſen der hieſigen Provinz allein zur Laſt fallen, während der 
Vereins⸗Zolltarif dieſe ohne entſprechenden Nutzen drücke. Die Abgeordneten erachten 
zur Belebung der Preußiſchen Rhederei eine Vergütung für die Beſteuerung der 
Baumaterialien, die ausſchließliche Ueberlaſſung des Salz⸗Transports und endlich 
die Abſchließung vortheilhafter Schiffahrts Verträge mit fremden Staaten für 
nothwendig. 

Die Verſammlung beſchließt, 

daß die Verhältniſſe der preußiſchen Rhederei der Staats⸗Regierung zur 
geeigneten Berückſichtigung zu empfehlen ſeien. 

Wiewohl ein engeres Aneinanderſchließen der Gewerbsgenoſſen, und eine ge⸗ 
ordnete Regelung der Stellung der Lehrburſchen, der Geſellen und der Fabrik⸗ 
Arbeiter überaus wünſchenswerth erſcheint, glauben die Abgeordneten ſich über die 
dahin führenden Wege doch nicht äußern zu dürfen, da die Wirkungen der neuen 
Gewerbe⸗Polizeiordnung bisher noch nicht haben zu Tage treten können. 

Schließlich deuten dieſelben noch auf die Nachtheile hin, welche die im 
Werk befindliche Einverleibung Polens mit Rußland für die Provinz vorausſichtlich 
herbeiführen werde. Sobald die Aufhebung des Code-Napoleon in Polen er⸗ 
folgt und dagegen das ruſſiſche Recht eingeführt wird, werde es kaum noch mög⸗ 
lich ſein, Forderungen Preußiſcher Kaufleute in Polen zu realiſiren, es werde jeder 
Kredit aufhören und nur gegen baar gehandelt werden können, d. h. der zur Zeit 
nach Polen noch ſtatthabende Importhandel, ſowie in nothwendiger Folge auch ein 
Theil des Exporthandels würde ſo gut wie aufhören. 


Die Abgeordneten des Handelsſtandes verlaſſen die Verſammlung, nachdem 


der Vorſitzende Worte des Dankes für deren umſichtige Mitwirkung gegen die⸗ 
ſelben ausgeſprochen. 


Demnächſt werden die Maßregeln zur Geſtaltung der ſocialen Verhältniſſe 


der ländlichen Bevölkerung in Erwägung gezogen und beſchließt die Verſammlung 
unter Anführung der in der Verhandlung vom Sten d. M. entwickelten Gründe: 


* 
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der Geſetzgebung die baldige Emanation einer Landgemeinde ⸗ Ordnung 
als ein weſentliches Moment zur Vorbeugung künftigen Nothſtandes zu 
bezeichnen. 
V. G. u. 
Bötticher. Nordenflycht. v. Blumenthal. Auerswald. Sanden: 
Touſſainen. Klein. Schirrmeiſter. Siehr. Peguilhen. v. Negelein. 
v. Platen. Geysmer. v. Saucken⸗Julienfelde. Riebold. 

Brauns. Schlenther Heinrich. Schuell. Goullon. 


Verhandelt zu Königsberg den Vi. Dezember 1846. 


Obwohl noch mehrere wichtige Vorſchläge zur Vorbeugung künftigen Noth⸗ 
ſtandes der Berathung vorliegen, nimmt die Kommiſſion in ihrer zehnten Sitzung 
doch Veranlaſſung, diejenigen Maßregeln in Erwägung zu ziehen, die zur Abhilfe 
eines bereits eingetretenen Nothſtandes zu ergreifen ſein werden. Denn ſelbſt in 
der Vorausſetzung, daß es gelingen ſollte, den focialen Zuſtänden der Provinz eine 
lebenskräftigere Geſtaltung zu geben, die zugleich die ſicherſte Schutzwehr wider das 
Aufkommen künftigen Nothſtandes ſein würde, darf man ſich doch nicht verhehlen, 
daß dieſe Erfolge vorausſichtlich nur nach einer Reihe von Jahren eintreten werden. 

In dieſer Ueberzeugung glaubt man ſich zunächſt über die Frage verſtändi⸗ 
gen zu müſſen: 


ob nach Lage der Geſetzgebung die Sorge für den Lebensunterhalt ar⸗ 


beitsfaͤhiger, doch erwerbs⸗ und mittelloſer Perſonen aus der Verpflichtung 
zur Armenpflege hervorgehe? 
Bei Erörterung derſelben wird die Anſicht ausgeſprochen: die Nothſtandshilfe ſei 
ein Beſtandtheil der geſetzlichen Armenpflege, und dieſe Verpflichtung ergebe ſich aus 
der die letztere betreffenden Geſetzgebung. Wie überhaupt der Unterhalt der Bedürf⸗ 
tigen immer den zunächſt Betheiligten obliegt, und erſt bei deren Unvermögen die 


Verpflichtung zur Noth⸗ 
ſtandshilfe. 
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weitern ſtaatsgeſellſchaftlichen Kreiſe in Anſpruch genommen werden, daher zunächft 
die Verpflichtung der Familie, dann die der Gemeinde und endlich die des provin- 
ziellen Landarmen-Verbandes eintritt; fo müſſe in gleicher Weiſe die Verpflichtung 
zur Nothſtandshilfe gefolgert werden. Auch dürfe nicht unberückſichtigt bleiben, daß 
der Nothſtand in ſeinen höheren Stadien, Siechthum sur Folge hat, welches un⸗ 
zweifelhaft eine Berechtigung zur Armenpflege bedingt. 

Darauf wird indeſſen entgegnet, daß eine ſolche Annahme in ber beftehen- 
den Geſetzgebung keine Begründung finde. Dieſe, wie insbeſondere das Allgemeine 
Landrecht, ſchreibe ſich aus einer Zeit her, wo ein Nothſtand in der heutigen Be— 
deutung noch unbekannt geweſen; wo die Fälle, daß arbeitsfähige Perſonen in grö— 
ßerer Zahl zu gleicher Zeit erwerblos geweſen, zu den ſeltenen Ausnahmen gehört 
haben. Nach einer ſorgfältigen Erwägung der bezüglichen Geſetzesſtellen, ſpricht die 
Verſammlung mit 15 Stimmen gegen 1 die Ueberzeugung aus: 

daß nach Lage der Geſetzgebung diejenigen, welche zwar die Kräfte, aber 

nicht die Gelegenheit haben, ſich und den ihrigen ausreichenden Unter» 

halt zu erwerben, als Arme im geſetzlichen Sinne nicht zu erachten ſeien. 

Es bedarf hiernächſt der Entſcheidung: ob nach Lage der Geſetzgebung eine 

Verpflichtung zur Nothſtandshilfe überhaupt ausgeſprochen iſt und wem dieſelbe 
hiernach obliegt? 

Von vielen Seiten wird die Meinung e ee es könne nach den 
Beſtimmungen des Allg. Landrechts Thl. II. Tit. 19. nicht zweifelhaft ſein, daß der 
Staat dieſe Verpflichtung übernommen habe, da demſelben nach §. 1 ausdrücklich 
die Vorſorge für die Ernährung der erwerbsbedürftigen Bürger zukomme und er 
dieſe nach vielfachen Vorgängen auch wirklich erfüllt habe, und da ſolche überdies 
aus der §. 2 Tit. 13. Thl. II. übernommenen Pflicht zur Beſchützung der Unter- 
thanen gefolgert werden müſſe. Indeſſen wird auch dieſe Auslegung in ihren recht— 
lichen Folgerungen mehrfach beſtritten, da auch die Familie, die Gemeinde und der 
Landarmenverband einen Beſtandtheil des Staatsorganismus darſtellen und der 
Central» Staat, oder das Gouvernement nicht den Inbegriff der geſammten aus⸗ 
übenden Staatsgewalt repräſentiren. Wenn der Staat im engeren Sinne oder das 
Gouvernement bisher thatſächlich die Nothſtandshilfe übernommen, ſo ſei dies nicht 
in Folge einer geſetzlichen Verpflichtung, ſondern aus Rückſicht einer höheren Staats⸗ 
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Politik, und weil augenblickliche Hilfe nothwendig war, geſchehen; beſonders aber, 
weil die Geſetzgebung dieſe Verhältniſſe noch nicht geordnet hatte. Die Abſtimmung 
läßt die Frage: 
wer nach der beſtehenden Geſetzgebung zur ebe rechtlich ver⸗ 
pflichtet iſt? 
unerledigt, indem 8 Stimmen die Verpflichtung des Staats behaupten, 7 Stim⸗ 
men über dieſen Gegenſtand eine Lüke in der Geſetzgebung erkennen und eine 
Stimme die Nothſtandshülfe als Beſtandtheil der Armenpflege wiederholt vor⸗ 
aus ſetzt. 

Dieſe Abſtimmung ſcheint das Bedürfniß einer geſetzlichen Beſtimmung über 
die Verpflichtung zur Nothſtandshülfe zu bekunden, und es wird daſſelbe einer leb— 
haften Debatte unterworfen. Von der einen Seite werden die Gefahren und de⸗ 
moraliſirenden Einfluͤſſe hervorgehoben, die aus der geſetzlichen Verpflichtung zu 
einer Vorſorge für die Beſchaffung von Erwerbsmitteln unausbleiblich hervorgehen 
müſſen. In dem Bewußtſein, daß jedenfalls für Arbeits⸗Verdienſt von Seiten der 
Obrigkeit geſorgt werden müſſe, werden die arbeitenden Klaſſen in eigener vorſor⸗ 
gender Thätigkeit gelähmt; ſie ſparen nicht für den Winter, ſuchen den Verdienſt 
nicht weder in der Feine noch überhaupt mit dem nöthigen Eifer auf, und ſehen 
der Zukunft in dumpfer, erſchlaffender Unthätigkeit entgegen. 

Wenn auch dieſe Gefahren nicht abgeieugnet werden können, fo wild darauf 
doch entgegnet, daß dieſelben thatſaͤchlich auch ſchon in Folge der Verpflichtung 
zur Armenpflege zum Theil beſtehen, daß in dem Volke bereits die Anſicht erzeugt 
worden: es werden bei eintretender Noth Arbeitsſtellen eröffnet und Unterſtützungen 
verabreicht werden. Daraus müſſen aber um ſo mehr Uebelſtände hervorgehen, 
als ber Staatsregierung insbeſondere die Organe fehlen, um aller Orten dem 
Nothſtande unter Vermeidung von Mißbräuchen zu begegnen. Oft habe der ver⸗ 
mittelnde Beiſtand der Privaten und Kommunen zur Vertheilung von Unterſtützun⸗ 
gen und zur Gewährung von Arbeits- Verdienft in Anſpruch genommen werden 
müſſen, und es freien Verſchwendungen und Mißbräuche, mithin ein zugleich demo» 
raliſirender Einfluß der beſtehenden Nothſtandshülfe nicht zu vermeiden, ſo lange 
dieſe unentbehrlichen Organe nicht ein unmittelbares und perſönliches Intereſſe dabei 
haben, daß der Nothſtand mit möglichſt geringen Mitteln beſeitigt werde. Wenn 
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auch für diejenigen Theile der Provinz, in denen Nothſtands⸗Verhältniſſe bisher 
weniger hervorgetreten, und es daher den Behörden gelungen, erheblichen Miß⸗ 
bräuchen zu begegnen, derartige Mißſtände nicht ſtatthaben, ſo wird im Allgemeinen 
doch die Richtigkeit dieſer Anführungen anerkannt. 

Man dürfe indeſſen aus einzelnen Fällen einer mißbraͤuchlichen Handhabung 
der Nothſtandshülfe ein Bedürfniß nach geſetzlicher Regelung derſelben nicht folgern; 
der Staat habe die Nothſtandshülfe bisher faktiſch übernommen, an dieſer That⸗ 
ſache muß man um fo mehr feſthalten, als die Hülfe, welche die Dorf-Kommunen 
in den ärmeren Gegenden aus eigenen Mitteln zu leiſten im Stande ſind, ganz 
unzureichend ſein würde. Auf die Provinz aber könne um ſo weniger zurückgegan⸗ 
gen werden, als dieſe kein ſelbſtſtändig abgeſonderter, ſondern verfaſſungsmäßig ein 
integrirender Theil des Geſammtſtaates ſei. Der mißbräuchlichen Handhabung der 
Nothſtandshülfe werde nach Emanation einer Landgemeinde-Ordnung wohl zu be: 
gegnen ſein. Es ſei zu berückſichtigen, daß Ueberbürdungen gar nicht vermieden 
werden können, ſobald ſolchen Gemeinden und Armen Verbänden, welche vermöge 
ihrer Lage und Bodenbeſchaffenheit vorzugsweiſe der Sitz des Nothſtandes ſind, 
und daher zu den ärmſten der Provinz gehören, die Verpflichtung zur Noth⸗ 
ſtandshülfe auferlegt wird, zu der in Zeiten ernſter Calamität ihre Kräfte vollſtän⸗ 
dig unzureichend erſcheinen. Es handele ſich daher um Uebernahme einer neuen 
und druͤckenden Laſt, der die Gemeinden und ſelbſt die ganze Provinz nur aus⸗ 
nahmsweiſe gewachſen ſein würden; der Staat werde dann jedenfalls einſchreiten 
müſſen, wenn auch nur unter der Form einer milden Beiſteuer, eines Geſchenkes, 
welches der Provinz gewährt wird. Es ſei aber gerade dieſe Form, welche in 
der Provinz ſchmerzlich empfunden wird. Wäre die letztere in Beziehung auf 
Verwendungen zur Förderung der Landes-Cultur und Induſtrie, zu Chauſſeebauten 
u. ſ. w. rechtzeitig den andern Provinzen gleichgeſtellt worden, hätte man den fo: 
cialen Uebeln rechtzeitig begegnet, ſo würde der Staat nicht in die Nothwendig⸗ 
keit verſetzt worden fein, der Provinz wiederholt durch außerordentliche Verwen⸗ 
dungen zu Hülfe zu kommen. Wenn, was nicht dankbar genug anerkannt werden 
Fönne, neuerdings Großes geſchehen, um die früher unterbliebene Beförderung der 
provinziellen Intereſſen auszugleichen, ſo ſei doch zu berückſichtigen, daß die Wir⸗ 
kungen erſt nach längerer Zeit hervortreten konnten, und daß Chauſſee⸗ Bauten, 
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welche zur Begegnung des Nothſtandes unternommen werden, gemeinhin mehr koſten, 
als in geordneten Zeiten erfordert wird. Wolle man den Gemeinden neue und 
druͤckende Laſten auferlegen, ſo werden ſie dieſelben um ſo williger ubernehmen, als 
ihnen die Ueberzeugung wird, daß von Seiten des Staats alles geſchehe, um dem 
Nothſtande vorzubeugen, insbeſondere daß in der Provinz auch wirklich ein ent⸗ 
ſprechender Theil der allgemeinen Staatsabgaben wiederum zur Verwendung komme, 
was nicht ſelten in Zweifel gezogen werde. Endlich muͤſſe den Gemeinden auch die 
Möglichkeit geboten werden, ſich innerhalb der Sphäre ihrer Wirkſamkeit gegen Noth⸗ 
ſtand zu ſchuͤtzen, ihnen mithin das Recht einer Sicherung gegen den Andrang von 
Proletariern ertheilt, der dauernd und ſelbſt der voruͤbergehend Arme geſetzlich fuͤr un⸗ 
muͤndig erklaͤrt werden u. ſ. w. 


Nicht minder lebhaft wird indeſſen die Anſicht verfochten, daß die Gemein⸗ 
den, die Kreiſe und die Landarmen⸗Verbaͤnde die Nothſtandshilfe uͤbernehmen, und 
der Staat, wenn irgend moͤglich, von derſelben ganz befreit werden muͤſſe. Es ſei 
hier weniger der materielle Beiſtand, den die Kommunen zur Bewaͤltigung eines 
Nothſtandes zu leiſten verpflichtet würden, als die große Bedeutung der Kontrolle in 
Betracht zu ziehen, welche über die Beduͤrftigkeit der Einſaßen durch die prinzipa⸗ 
liter verpflichteten Gemeinden ausgeuͤbt wird. Dieſe ſondern den Beduͤrftigen von 
dem Bemittelten auf das ſchaͤrfſte, ſie beſchraͤnken den Unterhalt des erſteren auf das 
Nothwendigſte, und dieſe Einwirkung ſei von ſo hoher Wichtigkeit, daß dieſelbe un⸗ 
erlaͤßlich erſtrevt werden muͤſſe. Es muͤſſe als eine überaus erſprießliche und daher 
zu erſtrebende fernere Wirkung angeſehen werden, daß die Kommunal- und ſtaͤndiſchen 
Verbaͤnde ſolcher Art ein höheres Maaß materieller Verpflichtungen uͤbernehmen, 
weil dies den Gemeingeiſt und das ſtaͤndiſche Leben kräftigen und dem ͤͤkonomiſchen 
Leben in der offentlichen Meinung eine Würdigung ertheilen werde, die derſelben 
bisher vielfach verſagt worden. 


Nicht minder ſei es wuͤnſchenswerth, daß die Gemeinden zu einem unmittelbaren 
Intereſſe bei der Nothſtadshilfe gelangen, daß ſie derſelben Opfer zu bringen ver⸗ 
pflichtet werden, und es dürfe vorausgeſetzt werden, daß die Gemeinde⸗Ordnung auch 
Beſtimmungen uͤber die Beaufſichtigung der Proletarier und der Armen enthalten 
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werde. Die Gemeinden haben ein unmittelbares Intereſſe bei der Beſeitigung eines 
eintretenden Nothſtandes, ſchon der Selbſterhaltung wegen, um ſich vor Angriffen 
und Beraubungen zu ſchuͤtzen; es ſei naturgemaͤß, daß fie bei deſſen Bekaͤmpfung 
thaͤtig mitwirken, ſelbſt wenn die Verpflichtung dazu in den Geſetzen nicht ausdruͤck⸗ 
lich ausgeſprochen iſt. Es ſei ebenſo wenig geſetzlich angeordnet, daß jeder Staats⸗ 
buͤrger die Regierung bei Invaſionen oder wider Raubgeſindel unterſtuͤtzen muͤſſe, 
und doch werde dieſe Verpflichtung nicht in Zweifel gezogen, ſie folge von ſelbſt 
aus den Geſetzen der Selbſterhaltung. Wenn es unbeſtrittene Thatſache iſt, daß die 
Regierung ſich oft außer Stande befindet, mit den vorhandenen Organen den Noth⸗ 
ſtand mit genuͤgendem Erfolg zu bekaͤmpfen; wenn dieſe Organe nur dadurch brauch⸗ 
bar und zuverlaͤßig, gewiſſermaßen neu erſchaffen werden koͤnnen, daß ſie ſelbſt die 
erforderlichen Opfer zu bringen verpflichtet werden, ſo weit ihre Kraͤfte reichen; 
wenn endlich nur in dieſem Wege der Kampf gegen den Nothſtand mit moͤglichſt 
geringen Mitteln und aller Orten gleichmaͤßig durchgefuͤhrt und der aus unverhaͤlt⸗ 
nißmaßigen Verwendungen hervorgehenden Demoraliſation vorgebeugt werden kann, 
fo liege es in der Natur der Dinge, und ſei durch die Höheren Intereſſen der Ge— 
meinden unmittelbar geboten, daß fie prinzipaliter und ſoweit ihre Kräfte reichen 
oder doch bis zu einer näher zu beſtimmenden Grenze einſchreiten muͤſſen, und daß 
in subsidio der Kreis, der Landarmen » Verband oder die Provinz eintrete. Die 
Communalarmenpflege gewaͤhre ein ſo bitteres Brod, und die dazu Verpflichteten 
wiſſen ſich in einer Weiſe dagegen zu ſchuͤtzen, daß dieſelbe erfahrungsmaͤßig nur als 
aͤußerſtes Mittel in Anſpruch genommen wird. Bei ganz außerordentlichen Landes⸗ 
kalamitaͤten werde der Staat ſo wenig wie bisher Anſtand nehmen, mit ſeinen Hilfs⸗ 
mitteln hinzuzutreten, und um der Provinz das Druͤckende derartiger Gaben zu 
nehmen, werde dies als eine geſetzliche Verpflichtung ausgeſprochen werden koͤnnen. 
Vorausgeſetzt, der Staat ſei ausſchließlich zur Nothſtandshilfe verpflichtet, ſo werde 
dieſe Verpflichtung dennoch durch die Geſetzgebung den Gemeinden auferlegt werden 
muͤſſen, weil dieſe im Stande find, dieſelbe vielleicht mit einem Viertel der bis⸗ 
herigen Verwendungen zu erfüllen, Bei der Abſtimmung ſprechen ſich 7 Stimmen 
dafuͤr aus, daß bei geſetzlicher Regelung der Nothſtandshilfe, dieſe prinzipaliter, wenn 
auch nur bis zu einer gewiſſen Grenze, den Gemeinden auferlegt werden muͤſſe, 
waͤhrend 9 Stimmen die Anſicht behaupten: die Nothſtandshilfe ſei ausſchließlich 
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aus Staatsmitteln, wenn auch noͤthigenfalls unter Vermittelung der Gemeinden 
| zu gewähren. in; 
| V. G. u. 
Bötticher. v. Blumenthal. Auerswald. v. Sanden ⸗Touſſainen. Klein. 


Schirrmeiſter. Siehr. v. Negelein. Peguilhen. v. Platen. Geysmer. 
v. Saucken⸗Julienfelde. Riebold. Brauns. 


Verhandelt zu Königsberg den 15. Dezember 1846. 


Nachdem geſtern die in Betreff der Nothſtandshuͤlfe obwaltenden rechtlichen 
Verhältniſſe, ſo wie die dieſerhalb etwa nothwendigen Geſetzesmaaßregeln in Erwaͤ⸗ 
gung gezogen worden, glaubt man heute ſich zunaͤchſt noch die Adminiſtrativ⸗Maaß⸗ 
regeln vergegenwaͤrtigen zu muͤſſen, welche bei einem eintretenden Nothſtande einen Adminiſtrativ⸗Maaßregeln 
| ; z : bei eintretendem Nothſtande. | 
| günftigen Erfolg erwarten laſſen, wobei auf Grund der geſtrigen Abſtimmung vor⸗ I 
ausgeſetzt wird, daß dem Staat die Nothſtands huͤlfe ausſchließlich obliegt. | 
Es wird zunächſt anerkannt, und das bisherige Verfahren der Regierung 
ſtimmt damit durchweg uͤberein, daß die Organe der Verwaltung zur Begegnung 
eines Nothſtandes oͤfters nicht ausreichen; daß vielmehr die Hilfe der Gemeinden, 
der ſich bildenden Nothſtands⸗Vereine, ſo wie aller fuͤr das öffentliche Wohl ſich in⸗ 
tereſſirender gemeinnütziger Maͤnner nicht entbehrt werden kann, um genuͤgende Er⸗ 
folge zu erzielen. Man iſt jedoch ebenſo einſtimmig uͤberzeugt, daß die nachhal⸗ 
N tige Mitwirkung der Privaten und Gemeinden nur verhofft werden dürfe, und daß 
7 Mißbrauche bei derſelben nur vermieden werden koͤnnen, ſobald dieſelben ein unmit⸗ 
telbares Intereſſe bei haushaͤlteriſcher Verwendung der Nothſtands-Fonds haben. ij 
Einige Mitglieder glauben dies Intereſſe beiſpielsweiſe dadurch hervorrufen zu koͤnnen, | 
daß die nach Emanation der Wegeordnung zur Unterhaltung von Staatsſtraßen zu | 
verwendenden Staatsfonds und die zur Unterhaltung von Kreisſtraßen zu ver⸗ 
wendenden kreisſtaͤndiſchen Fonds zuſammengeworfen werden und daß den Abge⸗ 
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ordneten der Kreisſtaͤnde dann eine Mitwirkung bei Ausfuͤhrung und Beaufſichtigung 
dieſer Fonds geſtattet wird; oder vielmehr, es möge das Prinzip allgemein ausge: 
ſprochen werden, der Staat werde ſeine Hilfe um ſo reichlicher eintreten laſſen, je 
mehr die Privaten und Gemeinden zu derſelben beiſteuern. 

Ohne ſich uͤber die Ausfuͤhrbarkeit und den Erfolg einer derartigen Verein⸗ 
barung auszuſprechen, iſt die Verſammlung doch der Ueberzeugung, daß die Urſachen 
eines Nothſtandes ſehr verſchiedenartiger Natur ſind und daß die Art, wie derſelbe 
ſich manifeſtirt, und der Umfang deſſelben in den verſchiedenen Zeiten und Gegen- 
den mannigfache Abweichungen darbietet. Dergeſtalt laſſen ſich im Voraus allge— 
meine Normen über das Adminiſtrativ-Verfahren bei eintretendem Nothſtande in keiner 
Weiſe aufſtellen. Im Allgemeinen haben die in den Jahren 18/8. angeordneten 
Maaßregeln ſich als zweckmaͤßig erwieſen. Die Majoritaͤt glaubt demnach ſich dar⸗ 
auf beſchraͤnken zu muͤſſen, der Staats-Regierung den Wunſch auszudruͤcken: 

daß die Adminiſtrativ⸗Maaßregeln zur Begegnung eines eintretenden Noth⸗ 
ſtandes ſich ſo viel wie moͤglich auf Gewaͤhrung von Arbeitsverdienſt be⸗ 
ſchraͤnken moͤgen, und daß das Intereſſe der Gemeinden und Privaten fuͤr 
die Nothſtandshilfe moͤglichſt erweckt und dieſen eine Mitwirkung bei Aus⸗ 
fuͤhrung von Nothſtands⸗Arbeiten geſtattet werde. 

Die Minorität dagegen iſt der Ueberzeugung, daß eine wirkſame * wohl⸗ 
feile Nothſtandshilfe nur durch eine prinzipale ae der Kommunen zu der⸗ 
ſelben erreicht werden koͤnne. 

Demnaͤchſt wiederum zur Erwägung der Maaßregeln zur Vorbeugung des 
Nothſtandes uͤbergehend, glaubt die Verſammlung die in Vorſchlag gebrachten Ein⸗ 
richtungen: 

a) die Gewährung von Kartoffelaͤckern und von BR von Seiten 
der Kommunen, 

b) die Errichtung von Arbeitsſtellen, welche bei eh Landes⸗ und 
Forſt⸗ Kulturen offen zu erhalten, 

c) ein Geſetz über die Ablohnung von Seiten der Gutsherren und uͤber die 
Abſchließung der Dienſtvertraͤge der Inſtleute, 

d) ein Verbot der Dreſchmaſchinen, 

e) ein Verbot des Auskaufens der Bauernguͤter, 
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1) Verhinderung der Schwindeleien bei baͤuerlichen Gutskaͤufen durch ein vor⸗ 

gängiges Gutachten der Intendanten, welches die Contrahenten einzu⸗ 

holen haben, 
nicht befürworten: zu dürfen, da fie theils mit dem Geiſt der beſtehenden Geſetzge⸗ 
bung im Widerſpruch ſtehen, theils die freie Bodenbewegung in einer Weiſe laͤhmen 
wuͤrden, die anderweite und ganz uͤberwiegende Nachtheile zur unausbleiblichen Folge 
haben müßten. 

Es konne nur die Aufgabe einer erleuchteten Geſetzgebung fein, der aus ihr 
ſelbſt hervorgegangenen mißbraͤuchlichen und erzwungenen Beſitzveraͤnderung, je nach den 
allgemeinen Urſachen durch allgemeine Einwirkung auf die Agrar- und Kredit Ver: 
haͤltniſſe entgegen zu treten, nicht aber die freie Aeußerung der Productions⸗Kraͤfte 
zu laͤhmen und dadurch wiederum einen Zuſtand ſocialer Erſtarrung hervorzurufen. 

Ebenſowenig ſpricht die Verſammlung ſich fuͤr die in Vorſchlag gebrachte Dismembration der 
Begünftigung der Dismembrationen der größern Güter aus, da das Geſetz vom en ö 
3. Januar 1845 in dem Dismembrations-Verfahren nur Ordnung herbeifuͤhrt, 
daſſelbe aber keineswegs hindert, und da uͤberdies das Geſetz vom 13. April 1841 
uͤber den erleichterten Austauſch einzelner Parcellen von Grundſtuͤcken dem Beduͤrf⸗ 
niß im Allgemeinen genügt. Wollte man weiter gehen und etwa die Zuſtimmung 
des Gläubigers durch ein Atteſt der Behoͤrde uber die Nuͤtzlichkeit der Abzweigung 
erſetzen, ſo wuͤrde damit der Kredit und demzufolge die Grundlage des wirthſchaft⸗ 


lichen Gedeihens untergraben werden. 

Auch ein in Vorſchlag gebrachtes Geſetz zur Einführung einer privilegirten Einführung einer privile⸗ 
Erbfolge in das baͤuerliche Grundvermoͤgen findet in der Verſammlung nur wenig obne Grand» * 
Unterſtuͤtzung. Es wird im Einzelnen angefuͤhrt, daß die Mißſtaͤnde, welche die mögen. | 
gleiche Erbberechtigung in das baͤuerliche Grundvermoͤgen herbeifuͤhrt, ſich nicht | 
verkennen laffen, und daß es Vorzuͤge gehabt haben würde, wenn die Eigenthums⸗ | 
Verleihung nur unter dem Beding einer Majorats- oder Minorats⸗Verfaſſung ö 
erfolgt waͤre. Nachdem indeſſen die gleiche Erbberechtigung in dem Volksgeiſte 
bereits Wurzel geſchlagen, laſſe ſich dieſelbe ſelbſt nach der Meinung der Mehrzahl | 
derjenigen, welche ſie an ſich fuͤr ſchaͤdlich halten, ohne uͤberwiegende Nachtheile 
nicht wieder aufheben. Es muͤſſe demnach die in Praxi thatſaͤchlich und in Oft: 
preußen geſetzlich beſtehende Bevorzugung des Anerben als genuͤgend erachtet werden, ö 
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um fo mehr, als vermoͤge einer geordneten Kredit- Verfaſſung und einer ſteigenden 
Landes = Kultur dem Grundbeſitzer Gelegenheit zur Anſammlung eines zur Abfindung 
der Miterben ausreichenden Kapital-Fonds geboten und dadurch der aus Erbregu⸗ 
lirungen hervorgehenden dauernden Verſchuldung vorgebeugt werden koͤnne. 

Ein Mitglied glaubt unter Anerkennung der Schwierigkeiten, welche die 
beſtehenden Verhaͤltniſſe der Ausführung der vorgeſchlagenen Maßregel entgegenſtellen, 
doch die Dringlichkeit des Gegenſtandes durch Beleuchtung der Zuſtaͤnde hervorheben 
zu muͤſſen, die im Kulmer Lande in Folge der Guͤtergemeinſchaft ſich bereits her- 
ausgebildet haben. Der baͤuerliche Grundbeſitzer kann nicht die Ueberzeugung hegen, 
daß ſein Vermoͤgen ſeinen Kindern zu Gute kommen werde. Nach ſeinem Tode hat 
die Wittwe die Wahl, ob ſie die nach ſehr niedriger Taxe beſtimmte koͤllmiſche 
Hälfte in Kapital oder in Grundvermögen übernehmen will; ſie wahlt dann in der 
Regel das Letztere, heirathet einen jungen Mann, der nach dem Ableben der Frau 
wiederum zur Ehe ſchreitel, und aus dieſen Gruͤnden, ſo wie wegen der zunehmen⸗ 
den Guts + Speculationen ſei der Beſitzwechfel fo haufig geworden, daß er durch⸗ 
ſchnittlich ſich faſt alle 7 Jahre wiederholt. Man koͤnne nur annehmen, daß der 
im Volksgeiſte liegende Widerſtand gegen eine privilegirte Erbfolge lediglich aus der 
Unkenntniß ihrer Wirkungen hervorgeht. 

In der Verhandlung vom 7. d. M. iſt die ungenuͤgende Berufsbildung des 
Bauernſtandes als mitwirkende Urſache der Mißerndten und des Nothſtandes bezeich⸗ 
net worden, und es liegen zahlreiche Vorſchlaͤge zur Beſeitigung dieſes Uebels und 
insbeſondere zur Vermittelung der Schwierigkeiten vor, mit denen die ſeparirten 
Bauerwirthſchaften zu kaͤmpfen haben. Deren Beſitzer ſtehen oft vollkommen rath⸗ 
los da; ſie wirthſchaften zum Theil ganz nach dem alten Syſteme fort, und haben 
dann durch den Uebergang in das neue Verhaͤltniß um ſo weniger gewonnen, als 
insbeſondere die Schwierigkeiten des Huͤtens geſteigert werden. 

Zur Beſeitigung dieſer Schwierigkeiten iſt vorgeſchlagen worden, daß die 
Oekonomie-Commiſſarien angewieſen werden, nach ausgefuͤhrter Special⸗Separation 
zugleich Wirthſchaftsplaͤne fuͤr die einzelnen Wirthe zu entwerfen, ihnen die Felder 
und Schlaͤge einzutheilen u. ſ. w., doch erachtet die Verſammlung eine ſolche Maaß 
regel fuͤr wirkungslos, da die Special⸗ und Oekonomie⸗Commiſſarien weder die aus⸗ 
reichende praktiſche Bildung, noch in den meiſten Faͤllen die Zeit zu dieſer umfaſſen⸗ 


* 


71 


den Arbeit beſitzen; uͤbrigens auch der größte Theil der Separationen bereits aus: 
geführt worden iſt. N 

Demnächſt wird auf eine im Badenſchen beſtehende Einrichtung hingewieſen, 
wo die Bauerwirthſchaften von Zeit zu Zeit einer gründlichen Reviſton unterworfen 
und demnächſt die Berichte durch die Kreisblätter publicirt werden, wodurch dann 
die Abweichungen in dem Betriebe der einzelnen Wirthſchaften, die Fortſchrüite ber: 
ſelben zur öffentlichen Kenntniß gelangen. Dadurch wird zu Vergleichungen, zum 
Fortſtreben, zu einem angemeſſenen rationellen Wirthſchaftsbetriebe angeregt. Die 
Verſammlung verkennt zwar den Nutzen nicht, den ein derartiges Verfahren unter 
Umſtänden haben kann, iſt indeſſen der Anſicht, daß dieſer Nutzen nur in dem 
Maße zu erwarten ſtehe, als die landwirthſchaftlichen Vereine ſich dafür intereſſiren, 
und wo der Bauernſtand bis zum fertigen Leſen herangebildet worden. 

Nächſtdem macht ein Mitglied auf den möglicherweife bedeutenden Erfolg 
einer unmittelbaren perſönlichen Einwirkung auf den Bauernſtand aufmerkſam. Zwar 
haben die landwirthſchaftlichen Vereine ſchon vielfach um die Hebung der bäuerli⸗ 
chen Wirthſchaften, insbeſondere durch Einrichtung von Beiſpielswirthſchaften unter 
Beihilfe der Regierung ſich bemüht, und einzelne gemeinſinnige Männer haben noch 
durch Belehrung und Beiſtand viel Gutes gewirkt; ſolche bäuerliche Beiſpielswirth⸗ 
ſchaften wirken vorzüglich; indeſſen ſei doch eine nachhaltige und erfolgreiche Ein⸗ 
wirkung vornehmlich von der Anſtellung von Landeskultur-Commiſſa rien zu 
erwarten, die in ähnlicher Weiſe die landwirthſchaftlichen Intereſſen zu fördern, zu 
pflegen und zu vermitteln haben würden, wie die in Vorſchlag gebrachten Gewerbe— 
Käthe die gewerblichen. Die Veröffentlichung ihrer Reiſeberichte würde dann zu: 
gleich im Sinne des vorbezeichneten Vorſchlags wirken. Die Verſammlung glaubt 
die Anſtellung von Landeskultur-Commiſſarien nur in der Vorausſetzung empfehlen 
zu dürfen, daß die geeigneten Perfönlichfeiten ſich vorfinden, da eine tiefe Kenntniß 
der Agronomie, fo wie der Provinzial- und Lokal⸗Verhältniſſe, eine reiche Erfahrung 
über die Verfaſſung und den Zuſtand der Bauerwirthſchaften in den cultivirten 
Gegenden Deutſchlands und ein ausdauerndes Intereſſe für die Sache vorausgeſetzt 
werden müſſe, um Erfolge möglich zu machen. Doch hat, wie von einem Mitgliede 
angeführt wird, im Großherzogthum Heſſen dieſe Einrichtung außerordentlich gün— 
ſtig auf die Landeskultur und auf die Fortſchritte des Bauernſtandes gewirkt. 


Anſtellung von Landes⸗ 
Cultur⸗Commiſſarien. 


Kolonifation. 


Probiſoriſche Beſtätigung 
einiger Gemeinde-Ver⸗ 
faſſungen für Litthauen. 


72 


Man hegt die Ueberzeugung, daß die geiſtige Anregung und Vermittelung 
nur Erfolg haben könne, wenn gleichzeitig Vorbilder eines rationellen Wirthſchafts⸗ 
betriebes aufgeſtellt werden, und glaubt, daß dieſer Zweck am ſicherſten und mit den 
verhältnißmäßig geringſten Opfern durch Herbeiziehung von Koloniſten aus dem 
wirthſchaftlich cultivirten Deutſchland erreicht werden dürfte. Hoffentlich werde die 
bereits angeordnete Zerſtückelung mehrerer Domainen die erwünſchten Erfolge auch 
in dieſer Beziehung haben. 

Ebenſo iſt durch die Einwirkung des Landes - Defonomie = Kollegiums und 
durch die erhöhte Thätigkeit der landwirthſchaftlichen Vereine die Errichtung von 
Ackerbauſchulen und Muſterwirthſchaften bereits angebahnt. 

Während man nicht umhin konnte, wieder auf die Ordnung der Gemeinde⸗ 
Verhältniſſe als auf die Bedingung zurückzukommen, von deren Erfüllung der Er⸗ 
folg der zur Begegnung von Nothſtänden vorgeſchlagenen Maßregeln mehr oder 
weniger abhänge, wurde von Einem Mitgliede der Verſammlung zur Sprache ge⸗ 
bracht, daß es nothwendig ſei, für die im Regierungsbezirk Gumbinnen vielfach vor⸗ 
kommenden kleinen, meiſtens aus Morgenbeſitzern beſtehenden Etabliſſements, welche 
auf vielen ehemaligen Forſt- und Domainen⸗Terrains entſtanden, aber von Dorfs⸗ 
gemeinden zu entfernt belegen ſind, um ſolchen einverleibt werden zu können und 
zeither allen Gemeinde-Verbandes entbehrten, zur Regelung ihrer Kommunal: Ver⸗ 
hältniſſe möglichſt bald wenigſtens eine proviſoriſche geſetzliche Anordnung zu treffen. 


V. G. U. 


Bötticher. Nordenflycht. Siehr. v. Blumenthal. v. Platen. Schirr⸗ 
meiſter. Brauns. v. Negelein. Klein. v. Saucken⸗Julienfelde. 
Geysmer. Riebold. Peguilhen. v. Sanden ⸗Touſſainen. 
Auerswald. Schlenther. 


Verhandelt zu Königsberg am 16. December 1846. 


In der zwölften Sitzung der Commiſſion kommen die Maßregeln zur Be⸗ 
ſchaffung der Kapitalien zur Erörterung, deren der Landbau bedarf, um in den ein⸗ 
zelnen Wirthſchaften die erforderlichen Betriebskräfte zu vereinen, ſie in Thätigkeit 
zu erhalten, und im Falle ihrer Abnutzung ſie wiederum zu ergänzen Es iſt der Mangel 
derartiger Betriebskapitalien nach Auflöſung des gutsherrlichen Verbandes vorzugsweiſe 
beim Bauernſtande in ſeinen verderblichen Folgen bemerkbar geworden, da vormals 
der Gutsherr die Verpflichtung und ein unmittelbares Intereſſe dabei hatte, ſeine 
Unterthanen in präſtationsfähigem Zuſtande zu erhalten, dieſe aber nach der Eigen⸗ 
thums⸗Verleihung auf ihre eigenen Kräfte verwieſen worden ſind. Nachdem die 
Erfahrung gelehrt, daß die dem Bauernſtande nothwendigen Betriebsmittel im 
Wege des Privatverkehrs in ausreichendem Maße nicht zu beſchaffen ſind, bietet 
ſich als Auskunftsmittel Dasjenige dar, welches unter ähnlichen Umſtänden die 
Ritterſchaft bereits mit Erfolg angewendet hat, nämlich: die Aſſociation ſämmtlicher 
von dem landwirthſchaftlichen Kredit ausgeſchloſſenen Ruſtikal⸗ und anderer Grund⸗ 
beſitzer zur Stiftung einer gemeinſamen, auf das Syſtem der e Emiſſion 
baſirten Kredit- Anſtalt. 

In der That find beim Provinzial-Landtage zahlreiche Petitionen in düſen 
Sinne angebracht worden. Von den Schwierigkeiten indeſſen durchdrungen, welche 
die Beſchaffung geeigneter Organe zur Verwaltung eines umfaſſenden Geld- Inſti⸗ 
tuts den kleinern Grundbeſitzern darbieten, und zugleich die Vortheile erwägend, 
welche der Anſchluß an ein ſchon beſtehendes, in dem öffentlichen Vertrauen feſt 
begründetes Inſtitut gewähren würde, iſt von den Ständen mehrer landſchaftlichen 
Kreiſe das Geſuch um Ausdehnung des landſchaftlichen Credits auf die Gefammt: 
heit der ländlichen Grundbeſitzer geſtellt worden. Der Oſtpreußiſche General⸗ 
Landtag hat ſich zu Gunſten eines ſolchen Planes ausgeſprochen, und auch das 
Miniſterium des Innern hat genehmigt, daß ein Statut über die hiernach erfor⸗ 
derliche Reform der landſchaftlichen Credit⸗Anſtalten entworfen und zur Prüfung 
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vorgelegt werde. Die bezüglichen Entwürfe der Special » Direktionen liegen der 
General⸗Landſchaft zur Prüfung vor. 

Der Vorſitzende ſtellt zunächſt die Frage: ob überhaupt ein Beduͤrfniß zur 
Beſchaffung neuer Kreditmittel für die kleinern Grundbeſitzer obwaltet, und ob die 
mit einer ſolchen Maßregel möglicherweiſe verbundenen Gefahren nicht etwa den zu 
verhoffenden Nutzen überwiegen? Von einigen Mitgliedern wird ein ſolches Bedürf⸗ 
niß in Abrede geſtellt, und es werden die mit der Erleichterung des Schuldenma⸗ 
chens verbundenen Gefahren eindringlich hervorgehoben. Ungeachtet aller Schwie⸗ 
rigkeiten des Ueberganges habe der Bauernſtand dieſelben vermöge einer ihm eigen⸗ 
thümlich inwohnenden Fähigkeit, mit geringen Mitteln Bedeutendes zu leiſten, 
weſentlichen Theils zu überwinden gewußt; der mangelnde Kredit habe ihn vor 
Verſchuldung bewahrt; jede ihm in dieſer Beziehung dargebotene Erleichterung 
werde zu leichtſinnigem Schuldenmachen verleiten und dadurch die Quelle des Noth⸗ 
ſtandes eröffnen, welche bei den großen Gutsbeſitzern ſich als Folge der Verſchul⸗ 
dung bereits zu erkennen gegeben. Noch ſei der Bauernſtand in der Kultur zu 
wenig vorgeſchritten, um nicht bei der Dispoſition über anſehnliche Summen zu 
mißbräuchlichen Verwendungen und zu Verſchwendungen verleitet zu werden. In 
dem Verkauf überflüſſiger Inventarienſtücke beſitze derſelbe ausreichende Mittel, um 
den ſich darbietenden Geldverlegenheiten zu begegnen. Aber ſelbſt wenn das Be⸗ 
dürfniß der Beſchaffung von Kreditmitteln anerkannt werde, ſei es vorzuziehen, 
wenn der Staat eine angemeſſene Summe zur Bildung eines Meliorations-Fonds 
für die kleinen Grundbeſitzer auswerfe. 

Darauf wird indeſſen entgegnet: die Verſchuldung des Bauernſtandes ſei in 
Folge der Erbregulirungen dennoch nicht ausgeblieben, und ſie werde ſchon aus 
dieſem Grunde ohnedies im Anwachſen bleiben. Es ſeien dies aber die unproduk⸗ 
tiven Schulden, die um ſo verderblicher wirken müſſen, ſobald gleichzeitig die 
Mittel verſagt werden, dieſelben zu übertragen, was der Fall iſt, ſobald die zu 
Meliorations⸗ Zwecken zu verwendenden Fonds entweder ganz fehlen, oder nur mit 
ganz unverhältnißmäßigen Opfern erkauft werden können. Der Staat vermag aber 
nicht jene Fonds mit entſprechendem Nutzen zu gewähren, ſchon weil ihm die erfor⸗ 
derlichen Organe zur Prüfung des Bedürfniſſes und zur Controlle der Verwendung 
nicht uͤberall zu Gebote ſtehen. Der Bauernſtand bewahre thatſaͤchlich eine große 
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Scheu vor dem Schuldenmachen; er ſcheue, oft zum Nachtheil feiner Wirthſchaft, 
keine Anſtrengung, um ſich ſeiner Schulden zu entäußern. Der Verkauf von In⸗ 
ventarienſtücken verbiete ſich in den Zeiten des Futtermangels von ſelbſt, indem 
dann die Käufer fehlen, und die Verbindung mit den größern und intelligentern 
Gutsbeſitzern leiſte Gewähr vor Mißbräuchen, indem jedenfalls die Tax « Prinzipien 
in Betreff der kleinern Beſitzungen ſo normirt worden, daß eine Ueberſchuldung 
nicht zu befürchten ſtehe; und indem für die Gegenden, in denen der Bauernſtand 
noch beſonders uncultivirt iſt, eine vorſorgende Ueberwachung der Kapitals » Ver⸗ 
wendung nicht ausgeſchloſſen ſei. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet die Verſammlung ſich mit 11 Stimmen 
gegen 8 für die Ausdehnung des landſchaftlichen Credits auf die zur Zeit nicht 
aſſociationsfähigen ländlichen Grundſtücke. 


Es wird zugleich ein Plan zur Aufnahme der kleinen Grundbeſitzer in den Befugniß der landſchaft⸗ 


landſchaftlichen Verband vorgelegt und die Ueberzeugung ausgeſprochen, dieſe Maß⸗ 
regel ſei nur ausführbar und ohne erhebliche Verletzung der Intereſſen der bereits 
aſſocürten Gutsbeſitzer nur moglich, ſobald der Landſchaft die Befugniß ertheilt 
wird, einen Theil der Pfandbriefs⸗ Summe im Depoſito zu behalten und dagegen 
eine, wenn auch geringe normirte Summe in Zetteln zu emittiren. Zur Begrün- 
dung dieſer Anſicht wird angeführt: nachdem in Folge der neuern Agrar⸗Gefetzge⸗ 
bung der Landbau zur Geldwirthſchaft übergegangen, die Bevölkerung, die indu⸗ 
ſtrielle Thätigkeit und die Summe der Zins tragenden Staats: und Kommunal» 
Papiere, ſo wie der Eiſenbahn⸗Aktien ſich in hohem Grade vermehrt, ſei der Be⸗ 
darf an Circulations⸗ Mitteln um das Mehrfache des Betrages geſtiegen, welcher 
vor Einführung der agrariſchen und gewerblichen Reformen im Umlauf geweſen. 
Die zur Zeit umlaufende Geldſumme erreiche bei Weitem nicht das Maß, welches 
zur Erhaltung des Gleichgewichts, d. h. um die Steigerung des Geldpreiſes zu 
verhindern und die Geſammtheit der Zahlungs - Verpflichteten vor Verletzungen zu 
bewahren, nothwendig geweſen wäre. Die Mehrung der Circulations » Mittel bis 
zur Herſtellung des vormals beſtandenen Verhaͤltniſſes zwiſchen Geldbedarf und 
Geldvorrath ſei daher ein Akt der Gerechtigkeit gegen die Geſammtheit derjenigen, 
deren Zahlungs⸗Verpflichtungen ſich aus ältern Zeiten herſchreiben, und werde dieſes 
Ziel, wenn auch nur annähernd, unter allen Umſtänden erſtrebt werden müſſen. 
10 * 
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Eine abermalige Mehrung der Zinspapiere durch Bepfandbriefung der kleinen Grund⸗ 
ſtücke werde aber im entgegengeſetzten Sinne wirken, d. h. abermals den Bedarf 
an Circulations⸗ Mitteln ſteigern. Das vermehrte Angebot werde gleichzeitig den 
Cours der Pfandbriefe herabdrücken, wie dies in Folge des Angebots großer Sum⸗ 
men von Eiſenbahn⸗Actien in Betreff aller andern Zinspapiere der Fall geweſen, 
und die Inhaber derartiger Papiere, ſo wie die größeren Gutsbeſitzer, welche 
künftig Pfandbriefe aufnähmen, werden durch eine ſolche Maßregel gleich ſehr be⸗ 
droht. Die Zettel⸗Emiſſion ſei hiernach ebenſowohl ein Akt der Nothwendigkeit, 
wie der Gerechtigkeit, ſie werde durch die Intereſſen der geſammten Geſellſchaft 
geboten. Dabei ſei es Sache der nähern Erwägung, wie weit die Befugniß zur 
Verausgabung von Zetteln ausgedehnt werden dürfe, ob die dadurch erzielten Er⸗ 
ſparniſſe zu einer wirkſamen Amortiſation, Behufs Anſammlung von Meliorations⸗ 
Kapital für künftigen Bedarf, oder Behufs Anſammlung eines Provinzial⸗Fonds 
zu Chauſſeebauten u. ſ. w. verwendet werden ſollen; welcher Betrag davon etwa 
als Steuer in die Staatskaſſen abzuführen Wan an c 
Die hier entwickelten Gruͤnde ſcheinen einem Theile der 1 den⸗ 
noch nicht ausreichend, um alle Bedenken gegen die vorgeſchlagene Maaßregel zu 
beſeitigen. Offenbar liege darin eine Bevorzugung der Landeigenthuͤmer gegenuͤber 
den andern Volksklaſſen; der Staat koͤnne ohne die erheblichſten Gründe das Regal 
der Gelderzeugung nicht aufgeben, und es liege offenbar in ſeinem Intereſſe die 
erforderlichen Circulationsmittel aus eigenen Kräften zu erſchaffen. — Nachdem 
hierauf entgegnet worden: die Intereſſen der uͤbrigen Volksklaſſen werden durch 
Errichtung von Handelsbanken ausreichend unterſtuͤtztz kein vorgeſchrittener Staat 
koͤnne aus eigenen Kräften die Grundlagen einer ausgedehnten Gelderzeugung dar⸗ 
bieten; überall habe ſich die Nothwendigkeit herausgeſtellt, die Kraͤfte des Staats 
und das Vermögen des Volkes zu dieſem Behuf zu verbinden und es ſei eine 
derartige Aſſocigtion, wodurch die beiderſeitigen Intereſſen noch inniger als bisher 
mit einander verſchmolzen werden, als ein Fortſchritt anzuſehen, ſpricht die Ver⸗ 
ſammlung mit 13 Stimmen gegen 3 die Ueberzeugung aus: 
daß es zweckmaͤßig ſei, die Landſchaft zur Emiſſion von Zetteln gegen 
Niederlegung von Pfandbriefen und Bereithaltung eines baaren Reali⸗ 
ſations-Fonds zu ermaͤchtigen. g 0 
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Ein Mitglied glaubt indeſſen hervorheben zu muͤſſen, daß, ungeachtet die 
hier befuͤrworteten Maaßregeln den ſeegensreichſten Erfolg haben wuͤrden, der Ue⸗ 
berſchuldung und dem Guͤterſchwindel doch nur vorgebeugt, eine organiſch und le⸗ 
benskraͤftig ſich entwickelnde Agrar⸗Verfaſſung nur hergeſtellt werden koͤnne, ſobald 
die ſich anſammelnden Fonds zur Amortiſation der Schulden, etwa bis zur Hoͤhe 
der landſchaftlichen Taxe verwendet werden, und daß jeder Gutsbeſitzer, der neue 
Privat⸗Hypotheken⸗ Schulden contrahiren wolle, genoͤthigt werde, zuvor die Für 
ihn angeſammelten und zur Schulden-Tilgung verwendeten Fonds zuruͤckzuzahlen. 
Innerhalb des landſchaftlichen Kredits werden demſelben zu allen Zeiten nach Maaß⸗ 
gabe der bewirkten Amortiſation neue Darlehne gewaͤhrt werden koͤnnen, wodurch 
die erforderlichen Fonds zur Erhaltung und Verbeſſerung der Wirthſchaft ſtets dis⸗ 
ponibel bleiben. Vermöge einer ſolchen Einrichtung werde die Landſchaft zugleich 
den Charakter einer Sparkaſſe fuͤr Wirthſchafts⸗Meliorationen und zur Uebertra⸗ 
gung von Nothſtandszeiten annehmen; ſie werde der dauernden Verſchuldung und 
dem Guͤterſchwindel einen kraͤftigen Damm begeben ohne gleichwohl den 
freien Verkehr zu hemmen. g 8 

Die in Vorſchlag gebrachten Maaßregeln⸗ 

a) Befreiung der arbeitenden Klaſſe von een und Leiſtungen an ee Steuer⸗Verhältniſſe. 

und Schule, N | 

b) Abſchaffung der Conſumtions⸗Steuern, 

c) Ruͤckerſtattung derjenigen Zölle, welche die Provinz allein wegen ihrer Ver⸗ 

bindung mit dem Zollvereine tragen muͤſſe, 

d) Kontingentirung der Klaſſenſteuer, 
findet die Verſammlung nicht geeignet in den Kreis ihrer Berathung uͤber den Noth⸗ 
ſtand zu ziehen, inſofern daruͤber nicht bereits fruͤher das Erforderliche be⸗ 
merkt worden. 

Dagegen findet der Vorſchlag, daß jeder Grundbeſitzer zur eventuellen Ver- Armen-Geſetzgebung. 
pflegung der von ihm aufgenommenen ſogenannten Einlieger zu verpflichten ſei, eine 
lebhafte Unterſtuͤtzung. Man muͤſſe den Gemeinden die Mittel gewaͤhren, ſich gegen 
den übermäßigen) Andrang der loſen Leute zu ſchuͤtzen. Beſonders die kleinen und 
armen Kommunen, in denen die polizeiliche Ordnung weniger kraͤftig gehandhabt 
wird, ſeien dieſem Andrange in einer Weiſe ausgeſetzt, die den Ruin derſelben zur 
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Folge hat und eine geordnete ausreichende Handhabung der Armenpflege durchaus 
unmöglich macht. Dieſem Uebelſtande könne nur vorgebeugt werden, indem der 
Haus beſitzer, welcher dieſe loſen Leute bei fi) aufnimmt, zunaͤchſt zur Sorge für den 
Unterhalt bei eintretender Krankheit oder Armuth verpflichtet werde. Dieſe Anſicht 
findet indeſſen nicht minder lebhafte Entgegnung: die von dem Vorſchlage verhoffte 
Wirkung werde in der Regel illuſoriſch fein, da insbeſondere die armen Eigenkaͤthner 
aus der Aufnahme zahlreicher Losleute einen Erwerb zu machen pflegen; ſie ſelbſt 
gemeinhin beduͤrftig feien und vorausſichtlich auch die Subhaſtation des Grundſtuͤcks, 
ſofern eine ſo harte Maaßregel ſich uͤberhaupt rechtfertigen laſſen ſollte, der Ver⸗ 
ſchuldung wegen keinen Erfolg haben duͤrfte. Eben deshalb werde die Aufnahme 
loſer Leute, welche man verhuͤten wolle, gerade in den ärmſten Gegenden am haͤu⸗ 
figſten vorkommen und dadurch der Communal⸗Armenpflege eine neue Schwierigkeit 
erwachſen. Es ſei die große Aufgabe der Geſetzgebung, die Armenpflege auf ſolche 
geſellſchaftliche Verbande zu fixiren, die weder vermoͤge ihrer zu großen Ausdehnung 
die Ueberſicht erſchweren und zu Miß brauchen Anlaß geben, noch auf ſolche, die ver⸗ 
möge ihrer Mittelloſigkeit eine wirkſame Armenpflege unmöglich machen. Der vor⸗ 
liegende Vorſchlag reducire die Armenpflege zu Zeiten auf ein Haus, verfalle alſo 
in das Extrem des letzteren Fehlers, und es iſt die Reihe von Liebloſigkeiten nicht 
zu überſehen, die möglicherweife ſtatt haben würden, und die von den armen Ka- 
thenbeſitzern vorausſichtlich ausgehen dürften, um ſich einer verarmenden oder ſchon 
verarmten Familie zu entledigen. 

Da Jedermann ſich hüten wird, eine ſolche Familie bei ſich aufzunehmen, 
ſo wird dieſe verhindert, den Wanderungen der Induſtrie zu folgen und dadurch 
der Hoffnung beraubt, ihre Lage je zu verbeſſern. — 

Bei der Abſtimmung ſpricht ſich eine gleiche Stimmenzahl für die eine wie 
für die andere Anſicht aus. 

V. G. U. 

Bötticher. v. Nordenflycht. v. Blumenthal. Siehr. v. Weguilben. 
v. Platen. v. Negelein. Schirrmeiſter. A. v. Saucken. Geysmer. 
Klein. Auerswald. Schleutber. Brauns. Riebold. 

v. Sanden ⸗Touſſainen. 


— 


79 


| Verhandelt zu Königsberg den 17. December 1846, | 


In der dreizehnten Sitzung der Kommiſſion kamen noch einige Maßregeln | 
der Armenpflege, ſo wie zur Abhülfe eines bereits eingetretenen Nothſtandes zur 


Erörterung. 
Die in der fünften Sitzung ad 6. entwickelten Gründe veranlaſſen die Armen-Geſetzgebung. 


| 

’ Verſammlung, insbeſondere, da in Litthauen in den Königl. Ortſchaften der Land: 

rath die Ortsobrigkeit repräſentirt und die Meldungen behufs Erwerbung der 

Ortsbehörigkeitsrechte faſt unausführbar find: 
der Geſetzgebung eine Deklaration des F. 1. W 2. des Geſetzes vom 
31. December 1842 in Vorſchlag zu bringen, wonach der Ausdruck 
„Ortsobrigkeit“ durch „Ortsvorſtand“ zu erſetzen iſt, und glaubt man 
annehmen zu dürfen, die hier bezeichnete Maßregel werde dazu beitragen, 
mehr Ordnung in die Ortsbehoͤrigkeits⸗ Verhältniſſe der loſen Leute zu 
bringen. ’ 

Bei nochmaliger Erwägung der zur Bekämpfung eines bereits eingetretenen Beſchlußfähigkeit der Kreis⸗ 
oder nahe bevorſtehenden Nothſtandes zu ergreifenden Maßregeln, wird von Meh⸗- ſtände in Nothſtands⸗An⸗ 
rern darauf hingewieſen, daß das Geſetz vom 22. Juni 1842 über die Befugniß 9 
der Kreisſtände, Ausgaben zu beſchließen, eine ſchleunige Beihülfe der Letzteren 
unausführbar machen. Vorausgeſetzt, der Staat ſei geſetzlich zur alleinigen Ge⸗ g 
währung der Nothſtandshilfe verpflichtet, ſo müſſen doch Fälle gedacht werden, 
wo dieſe wegen der großen Ausdehnung des Uebels ſchwierig ſein, oder wo ſie zu 
ſpät eintreffen würde, und wo die Kreisſtände zur Vermeidung größern Unheils 
den Willen haben, aus den Mitteln der Kreis- Korporation einzuſchreiten. Dann 
ü werden aber vermöge der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten die bezüglichen Beſchlüſſe 
ds erft nach Verlauf von 6 bis 8 Wochen herbeizuführen fein, weshalb erleichternde 
0 Formen zur Beſchlußfähigkeit der Kreisſtände in Nothſtands-, fo wie in Kriegszei⸗ 
ten wünſchenswerth feien, 

Von vielen. Seiten wird eine derartige Erleichterung indeſſen äußerſt be⸗ 
denklich und durch kein Bedürfniß gerechtfertigt erachtet. 

Die Förmlichkeit, wonach die Kreisſtände Ausgaben zu allgemeinen Zwecken 
nur beſchließen dürfen, ſobald deren Umfang, Verwendung, ſowie der Aufbringungs⸗ 
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Modus 4 Wochen vorher den Mitgliedern des Kreistages bekannt gemacht worden, 
ſei eine unerläßliche Schutzwehr, insbeſondere der ſchwach vertretenen Stadt⸗ und 
Landgemeinden wider Verletzungen und Ueberbürdungen. Es müſſe vorausgeſetzt 
werden, daß ein Nothſtand ſich längere Zeit vor Eintritt deſſelben vorausſehen laſſe; 
ſobald die Majorität der Kreistagsverſammlung einverſtanden, werden die zunächſt 
erforderlichen Maßregeln ſich vorher ſchon proviſoriſch treffen laſſen u. ſ. w. Da⸗ 
gegen wird angeführt, daß propiſoriſche Maßregeln ‚äußerft bedenklich ſeien, indem 
durch eine itio in partes die Beſchlußfähigkeit der Kreisſtände vollſtändig ge⸗ 
lähmt werden könne, daß Kreistagsverſammlungen nicht leicht zu außerordentlichen 
Verwendungen geneigt fein werden, bevor das Uebel nicht in erheblichem Umfange 
wirklich hervorgetreten; daß es bedenklich ſei, längere Zeit vorher Nothſtandemaß⸗ 
regeln zur öffentlichen Kenntniß zu bringen u. ſ. w. Die Verſammlung entſcheidet 
ſich mit 9 Stimmen wider 6 gegen die vorgeſchlagene Maßregel. 

Hiermit wurden die Berathungen über die Urſachen und über die Maß⸗ 
regeln zur Vorbeugung des Nothſtandes beendigt. 

Die Verſammlung erachtet die Zuſammenſtellung der Reſultate ihrer Ver⸗ 
handlungen in einem überſichtlichen Commiſſions⸗Bericht nothwendig und beauftragt 
mit deſſen Abfaſſung und Vollziehung die Herren v. Peguilhen, v. Auerswald 
und Siehr. Hierauf und nachdem zuerſt Seitens der ſtändiſchen Mitglieder der 
Aelteſte derſelben, dann Namens der anweſenden Beamten der Vorſitzende die Ge- 
fühle wahrer Befriedigung über den Sinn vertrauenden und einmüthigen Zuſammen⸗ 
wirkens ausgeſprochen, welcher die Verſammlung belebt habe, ſchloß der Vorſitzende 
die Berathungen mit dem Wunſche, daß die der Wichtigkeit derſelben entſprechenden 
Erfolge nicht ausbleiben mögen. 

Zur nochmaligen Prüfung und zur Vollziehung der Sitzungsverhandlungen 
wird Seitens des Vorſitzenden eine Zuſammenkunft auf den folgenden Tag Vor⸗ 
mittags 9 Uhr anberaumt. 


V. G. U. 
Bötticher. v. Blumenthal. v. Auerswald. v. Platen. v. Negelein. 
Schirrmeiſter. Siehr. Brauns. Klein. A. v. Saucken. Geysmer. 
Niebold. v. Sanden⸗Touſſainen. v. Peguilhen. 
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Verhandelt zu Königsberg am 18. Dezember 1846. 


Der Vorſitzende, Oberpräſident Dr. Bötticher, war durch Krankheit ver⸗ 
hindert zu erſcheinen. 

In der heutigen, zur nochmaligen Prüfung der Sitzungs- Verhandlungen 
und zur Vollziehung derſelben anberaumten Zuſammenkunft der Commiſſion, ward 
von Seiten der ſtändiſchen Mitglieder einſtimmig Folgendes zu Protokoll gegeben: 

Wenn es während des Laufs der Verhandlungen nicht möglich geweſen iſt, 
manche Fragen von Wichtigkeit erſchöpfend zu beantworten, weil das dazu erfor- 
derliche Material nicht vorlag, ſo wird vertraut, daß die Mitglieder, welche mit 
der Ausarbeitung des Kommiſſions-Berichts beauftragt find, ſolche Fragen deutlich 
herausſtellen, und der Herr Vorſitzende nicht anſtehen wird, aus den ihm reichlich 
zu Gebote ſtehenden Mitteln Aufklärung zu verſchaffen, ſei es auch nur zur ſpätern 
Benutzung. 

In dieſem Vertrauen ſich im Allgemeinen um ſo mehr beruhigend, als bei 
der durch die Nähe des Landtages beſchränkten Zeit für jetzt eine Erledigung un⸗ 
möglich erſcheint, können die ſtändiſchen Mitglieder der Verſammlung doch nicht 
umhin, einen Punkt beſonders hervorzuheben, der in den Protokollen ſchon ange⸗ 
deutet iſt 

Die landes väterliche Fürſorge Sr. Majeſtät des Königs, welche in der 
Provinz Preußen ſeit einigen Jahren größere Verwendungen angeordnet hat, wird 
allgemein und dankbar anerkannt. Schmerzlich aber werde es empfunden, daß 
dieſe reichlichern Verwendungen häufig ſo angeſehen und bezeichnet werden, als 
wären dieſelben ganz unverhältnißmäßige Opfer, welche der Staat der Provinz 
Preußen, in einem, andern Provinzen fremden Verhältniß bringen müſſe; als er- 
wachſe aus denſelben für den Staat eine Laſt, welche den aus der Provinz gezo— 
genen Vortheilen nicht entſpreche; als bilde die Provinz gewiſſermaßen einen blei⸗ 
benden Nothſtand des Staats. 

Man hege in der Provinz die Meinung, daß der hierin liegende Vorwurf 
unbegründet ſei, daß, wie ſich ſchon aus den Verhandlungen der Kommiſſion ergebe, 
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die Provinz in Feiner Weiſe, weder bei Erhebung noch bei Verwendung der allge— 
meinen Staatsmittel vor andern Theilen des Reiches begünſtigt worden. 

Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend, und wahrlich nicht um ihrem in 
reichem Maße ſpendenden Könige gegenüber undankbare Beſchwerden zu erheben, 
ſondern nur um den drückendſten Vorwurf zurückweiſen zu können, welcher eine 
Provinz treffen kann, haben die ſtändiſchen Mitglieder der Verſammlung daher 
darauf angetragen, daß der Herr Vorſitzende eine vollſtändige und klare Zuſam⸗ 
menſtellung der Thatſachen und Notizen veranlaſſe, welche geeignet ſei, die Rich: 
tigkeit ſolchen Vorwurfs in ein klares Licht zu ſtellen, und die Möglichkeit gewähre, 
dieſelbe zu prüfen und zu würdigen; eine Zuſammenſtellung namentlich der Geld— 
beträge, welche ſeit längerer Zeit aus der Provinz Preußen in den Staatsſchatz 
gefloſſen und aus demſelben auf dieſe Provinz verwendet find. 

Die Stellung dieſes Antrags im Schooße der Kommiſſion erſcheint den 
Antragſtellern um fo mehr gerechtfertigt, als die Erledigung deſſelben nach ihrer 
Anſicht ein weſentliches Moment bei Eroͤrterung der wichtigen Frage bilden dürfte, 
in wie weit es Pflicht ſei, einem allgemeinen Nothſtande aus Staatsmitteln zu 
begegnen. 


V. G. U. 


Nordenflycht. v. Blumenthal. Siehr. Schlenther. Sanden⸗Touſſainen. 
v. Saucken⸗Julienfelde. Brauns. Auerswald. Geysmer. v. Negelein. 
v. Platen. Riebold. Peguilhen. 


| 
| 
| 


Denkſchrift. 
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dieſer Art verbleibe. Die Stände vereinigten ſich zu dem Beſchluß, daß des Kö— 
nigs Majeftät gebeten werde: 
„in Berückſichtigung des in der Provinz Preußen öfters hervortretenden Noth- 
ſtandes, die Ernennung einer aus Ständen und Staatsbeamten beſtehenden 
Kommiſſion anzubefehlen, deren Aufgabe es ſein würde, die Urſachen deſſelben 
zu ermitteln und dem nächſten Provinzial-Landtage Vorſchläge zur Abhülfe zu 
machen, ſowohl um die Landeswohlfahrt zu fördern, als auch zur Be⸗ 
ruhigung des Landes, welches dadurch zur klaren Einſicht gelangen werde, in 
wie weit die beſtehenden Verhältniſſe aus der eigenthümlichen Lage der Pro— 
vinz hervorgehen und in wie weit Abhülfe durch die Vorſorge des Staats über- 
haupt möglich ſei.“ 
Der ſtändiſche Antrag erhielt die Allerhöchſte Genehmigung. Die in Folge deſſel— 
ben gebildete Kommiſſion hat in ihren vom Zten bis zum 18. Dezember 1846 ſtatt⸗ 
gehabten Sitzungen über die Urſachen des in der Provinz Preußen öfter eintreten⸗ 
den Nothſtandes, ſo wie über die Maßregeln zur Vorbeugung deſſelben, mit Be⸗ 
nutzung der vorliegenden Materialien und unter Zuziehung von Abgeordneten des 
hieſigen Handelsſtandes berathen Nachſtehender Bericht enthält das Ergebniß ihrer 
Berathungen. 


Auch die Provinz Preußen hat, wie die Chroniken des Landes lehren, ihren 
reichlichen Antheil an den im Laufe der Zeiten überall durch Mißwachs, Ueber⸗ 
ſchwemmungen, Krieg und Seuchen veranlaßten Drangſalen gehabt; ſie geben zu⸗ 
gleich Kunde von den Mitteln, welche durch die Milde der Landesherren zur Linde⸗ 
rung derſelben angewendet wurden. Wie jene meiſtens in vorübergehenden Ereig— 
niſſen ihre Entſtehung fanden, trugen auch die dagegen zur Anwendung gebrachten 
Mittel gemeinhin den Charakter direkter Unterſtützung. 

Anders aber geſtalteten ſich die Verhältniſſe nach den Ereigniſſen der Jahre 
180¾. Die Provinz war verheert; die Hülfsquellen des Landes waren in einem 
bis dahin nicht gekannten Grade erſchöpft. Es galt neue Kraft zu wecken und die 
Wiedererhebung des Landes vorzubereiten. Die Weisheit des Königs erkannte, daß 
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die Zeit gekommen ſei die längſt von Ihm beabſichtigte Umgeſtaltung der innern 
Verhältniſſe des Landes auszuführen, zum dauernden Wohle kommender Geſchlechter. 
Was zur direkten Abhülfe der dringendſten Bedürfniſſe aus Staatsmitteln gewährt wurde, 
ſollte nach der ausdrücklichen Erklärung des Königs „für das, was es wirklich iſt, 
für ein Allmoſen gelten, das nur den Dürftigſten als Mittel gegen die augenblick⸗ 
liche Noth der Einzelnen beſtimmt ſei.“ 


Die Herſtellung der Landeswohlfahrt ſollte und konnte nur im Wege der 
Geſetzgebung mittelſt einer tief eingreifenden Reform der ſozialen Zuſtände begrün⸗ 
det werden. Mit Beſeitigung der mittelalterlichen Gebundenheit des Grundeigen⸗ 
thums und der Gewerbe ſollte Freiheit der Perſon und ungehinderte Bewegung 
jeder produktiven Kraft die Grundlage künftiger Wohlfahrt werden. 


Die ewig e Geſetzgebung vom Jahre 1807 bis 1811 bereitete die 
Ausführung der weiſen Abfichten der Regierung vor. Während indeſſen, um die in der⸗ 
ſelben niedergelegten Keime fruchtbringend zu entwickeln, es der Aufbietung aller noch 
vorhandenen Mittel bedurft hätte, wurden auch dieſe im Jahre 1812 durch 
neue Kriegesdrangſale faſt vernichtet und die Verfolgung der von der Geſetzgebung 
geöffneten Bahnen ward gehindert, um ſo mehr, als die noch verbliebenen Kräfte 
für den nächſten und wichtigſten Zweck, für die Befreiung des Vaterlandes, in 
Anſpruch genommen wurden. 


Die Geſetzgebung hatte nach Herſtellung des Friedens ihre Wirkungen erſt 
im beſchränkten Maße äußern können, als bei den in den Jahren 1822, 1826 und 
1827 in einigen Theilen der Provinz eintretenden Mißernten Erſcheinungen ſich 
zeigten, die vormals bei ähnlichen Veranlaſſungen nicht bemerklich geworden waren. 


Eine große Zahl arbeitsfähiger Perſonen war dem Elende Preis gegeben, 
weil die Kartoffeln mißriethen und die Gelegenheit zum Arbeitsverdienſte fehlte. 
Die Staatsregierung ſah ſich genöthigt, den Arbeitern durch Gewährung deſſelben, 
in einzelnen Gegenden ſogar durch Verabfolgung von Brodgetreide zu Hülfe zu 
kommen. Dies wurde um ſo nothwendiger, als gleichzeitig die Grundbeſitzer außer 
Stande waren helfend einzutreten; das Ausland hatte reiche Ernten gemacht, 
die engliſche Bank die Goldwährung eingeführt, und dadurch waren die Getreide- 
preiſe in einer Weiſe herabgedrückt worden welche den verſchuldeten größeren Guts⸗ 


* 
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befigern in Maſſe den Untergang bereitete. Auch die wenig verſchuldeten Ruſtikal⸗ 
beſitzer waren genöthigt ihren Wirthſchaftsbetrieb aufs Aeußerſte zu beſchränken, ja 
theilweiſe ſelbſt der Unterſtützung mit Saatgetreide bedürftig. 

Mit den Jahren 1835 und 1838 traten endlich Nothſtands⸗Verhältniſſe ein, 
welche die ſteigende Ausbildung eines innern ſocialen Uebels noch deutlicher hervor⸗ 
treten ließen. Die anhaltende Dürre in den Vorjahren war den Ernteerträgen in 
den vegetationsaͤrmeren Gegenden, auf den ſchwach betriebenen Bauer wirthſchaften 
durchaus verderblich geweſen, und der Staat ſah ſich jetzt genöthigt, den Arbeiter⸗ 
Familien und kleinen Grundbeſitzern durch Eröffnung von Arbeitsſtellen, ſo wie 
durch Gewährung von Saatvorſchüſſen, in faſt allen Theilen der Provinz, zu Hülfe 
zu kommen. Wenn gleichzeitig die Verhältniſſe auf den größeren Gütern ſich gün⸗ 
ſtiger geſtalteten ſo findet dies ſeine Erklärung darin, daß Ale durch die kaum 
überſtandenen Subhaſtationen von Schulden wirkſam befreit waren; der faſt allge⸗ 
meine Beſitzwechſel hatte denſelben nicht unerhebliche Betriebsmittel zugeführt, und 
der dadurch und durch Benutzung von Realkredit herbeigeführte kräftigere Wirth⸗ 
ſchaftsbetrieb bot mehr und mehr die Mittel dar, dem nachtheiligen Einfluß der 
Witterung mit Erfolg entgegenzutreten. 

In der hierauf folgenden beſonders günſtigen Periode bis 1844, während 
welcher die Ernteerträge im Durchſchnitt reichlich ausfielen und das Ausland unaus- 
geſetzt der Zufuhr aus unſeren Häfen bedurfte, fanden viele Gutsbeſitzer, welche ihren 
Beſitz mit zu geringen Mitteln angetreten hatten, Gelegenheit, ihre Güter mit an⸗ 
ſehnlichem Gewinn zu verkaufen. 

Wenn dieſe günſtigen Zeitverhältniffe nicht in vollem Umfange für das Wohl 
des Landes wirkſam wurden, fo lag dies darin, daß die Spekulation ſich des Gü— 
terhandels bemächtigte. Viele Güter wurden zu außerordentlich hohen Preiſen, ohne 
Rückſicht auf die, eine entſprechende Bodenrente bedingenden Betriebsfonds ge— 
kauft; eine unausbleibliche Folge davon war, daß die Hypothekenfolien, auf welchen ſchon 
vielfach Erbantheile hafteten, mit Kaufgelderreſten von neuem anſehnlich belaſtet wurden. 

Unter ſolchen Umſtänden traten die Mißjahre von 1844 und 1845 ein. 
Wiederum waren Näſſe, Ueberſchwemmungen und Dürre die nächſte Veranlaſſung zu 
einem Nothſtande, und zwar zu einem in ſolcher Allgemeinheit bis dahin noch 
nicht vorgekommenen. 
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Ueberall mußte, zur Vermeidung äußerſten Elends, den Arbeiter- Familien 
durch Gewährung von Arbeitsverdienſt, auch wohl durch Verabfolgung von Lebens— 
mitteln, den bäuerlichen Grundbeſitzern vielfach durch Gewährung von Vorſchüſſen 
zur Saat und zur Anſchaffung von Betriebs-Vieh, Beihülfe aus Staatsmitteln zu 
Theil werden. f 

Dieſe thatſächlichen Verhältniſſe hat die unterzeichnete Kommiffion beim Be⸗ 
ginn ihrer Arbeiten geglaubt, ſich vergegenwärtigen zu müſſen; dieſelben waren über: 
dem durch die Berichte der Regierungs-Kollegien der Provinz, ſo wie durch die, 
vor dem Zuſammentritt der Kommiſſion eingegangenen Gutachten der einzelnen Mit⸗ 
glieder, in vollem Umfange beſtätigt. 

Wollte die Kommiſſion ſich der Hoffnung einer, wenn auch nur annähernben 
Löſung der ihr geſtellten Aufgabe hingeben, ſo war es vor Allem nothwendig, ſich 
über die allgemeinen Geſichtspunkte und über den Gang ihrer Unterſuchungen zu 
verſtändigen. N 

Die vorentwickelten hiſtoriſchen Momente hatten den augenfälligen Gegen⸗ 
ſatz der ältern und der neuern Landeskalamitäten dargethan. Jene erſchienen ohne 
Ausnahme als gewaltſame äußere Störungen; dieſe gaben ſich mehr als ein inneres 
chroniſches Leiden in dem ökonomiſchen Leben der Geſellſchaft zu erkennen. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß in der Unglücksperiode des Vaterlandes die älteren 
und die neueren Nothſtands-Erſcheinungen ſich von einander ſchieden, und da dieſe 
Periode zugleich den tief eingreifenden Uebergang von dem mittelalterlichen zu dem 
modernen Staatsleben und die dahin zielenden Reformen Preußens umfaßt, ſo 
konnte der Einfluß dieſer Reformen auf die ſpäteren Nothſtände, namentlich wegen 
des Mangels der ihre Erfolge bedingenden Inſtitutionen, nicht verkannt werden. 

Wenn die mit dem 9. Oktober 1807 beginnende Umgeſtaltung der wichtig⸗ 
ſten ſocialen Verhältniſſe an und für ſich auch den Uebergang zu einer höhern Stufe 
des Staatslebens bezeichnet, und wenn derſelbe, durch äußere Verhältniſſe gebiete— 
riſch herbeigeführt, die Rettung des Staats vorbereitete, fo konnte d ieſer Ueber 
gang in feinen gedeihlichen Folgen doch gelähmt fein, inſofern derſelbe in eine Zeit fiel, 
wo die bedingenden Momente noch nicht ausgebildet worden und man es verab— 
ſäumte, die übrigen Verhältniſſe des Geſellſchaftslebens entſprechend zu geſtalten. 

In der That führt die Gegenüberſtellung der älteren und der neuern Zu— 
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ftände zu der Ueberzeugung, daß die endlichen Erfolge des großen Reformwerkes, 
da dieſes in eine Zeit faſt gänzlicher Zerrüttung des Landes fiel, ſich weit hin⸗ 
ausſchieben mußten; und daß andererſeits die lückenhafte Ausführung des ganzen 
Werks d. h. das Auflöſen veralteter Inſtitutionen ohne entſprechende Neugeſtaltun— 
gen, nicht ohne tief eingreifende Mißſtände verbleiben konnte. 

Während z. B. die ältere Agrar-Verfaſſung einen Wirthſchaftsbetrieb faft 
ohne Geld zuläſſig machte, geſtattete die neuere denſelben nur nach Maßgabe ber 
vorhandenen Geldmittel, deren Betrag gleichwohl nicht gemehrt wurde. Während 
ehedem der Gutsherr die Verpflichtung zur wirthſchaftlichen Erhaltung ſeiner Hin⸗ 
terſaßen hatte und denſelben des eigenen Intereſſes wegen in Zeiten der Noth 
Beihülfe gewährte, verwies die Geſetzgebung nunmehr die ländliche Bevölkerung 
auf die eigenen Kräfte, ohne ſie durch andere zeitgemäße Inſtitutionen wiederum 
organiſch zu verbinden, ihnen dadurch einen entſprechenden Erfolg darzubieten u. |. w. 

Die hier angedeuteten Lücken und der augenfällige Gegenſatz des Vorhan⸗ 
denen mit dem, was zur vollſtändigen Durchführung der Reformen nothwendig ge— 
weſen wäre, ließen die Quellen des in der Provinz Preußen immer häufiger und 
umfaſſender wiederkehrenden Nothſtandes mit ziemlicher Sicherheit erkennen. Ein 
tieferes Eindringen in die beſtehenden Verhältniſſe und eine aus der Erfahrung her⸗ 
vorgehende klare Veranſchaulichung der einzelnen Momente, welche den Nothſtand 
begleiten und denſelben zur Erſcheinung bringen, mußte endlich mit faſt voller Si⸗ 
cherheit zur Beſeitigung der Zweifel über den Sitz des Uebels und über die Urſa⸗ 
chen deſſelben führen. 

Glaubte man ſolcher Art zu der Erkenntniß des Uebels gelangt zu ſein und 
hatte man ſich vergegenwärtigt, inwieweit insbeſondere die klimatiſche und kommer⸗ 
zielle Lage der Provinz der Entwicklung geſicherter und ſelbſtſtändiger ökonomi⸗ 
ſcher Verhältniſſe Hinderniſſe entgegenſtelle, ſo mußte es möglich werden, daraus die 
wichtigeren und zunächſt nothwendigen Geſetzgebungs- und Verwaltungs- Maßregeln 
abzuleiten, von deren ſchleuniger und kräftiger Durchführung dann mindeſtens die 
annähernde Erreichung jenes Zieles und mithin die ziemlich vollſtändige Vorbeugung 
künftigen Nothſtandes erwartet werden dürfte. — 

Es lag dabei zu Tage, daß die Erreichung dieſes Zieles nimmer verhofft 
werden konnte, ſobald man bei Beſtimmung dieſer Geſetzgebungs⸗ und Verwaltungs: 


7 


Maßregeln die verſchiedenen geſellſchaftlichen Krankheits-Aeußerungen, welche in ih: 
rer Geſammtheit den Nothſtand bilden, oder mit demſelben doch innig zuſammen— 
hängen, einzeln bekämpfen wollte; ſobald man etwa durch Verbote oder Befehle 
dagegen einſchreiten zu dürfen glaubte. — So weit derartige Maßregeln überhaupt 
Erfolg haben können, muß ihre unfehlbare Wirkung ſein, daß das Uebel in das 
Innere des Geſellſchafts- Organismus zurückgedrängt, alsbald auf einer andern 
Stelle um ſo gewaltſamer zum Ausbruch kommen werde. — 

Die Commiſſion hat demnach geglaubt, zur Vorbeugung künftigen Noth— 
ſtandes nur Inſtitutionen vorſchlagen zu dürfen, welche im Einklang mit dem Geiſt 
der neueren Geſetzgebung, die Erfolge derſelben ſicher zu ſtellen geeignet erſcheinen. 
— Dabei hat dieſelbe ſich vergegenwärtigt, daß die einzelnen Syſteme des geſellſchaft— 
lichen und des Staatslebens in innigem Zuſammenhang ſtehend, ſich gegenſeitig be— 
dingen; daß beiſpielsweiſe die Landes-Kultur zu den höheren Stadien der Entwick⸗ 
lung und Sicherheit nur gelangen könne, wenn Handels- und Gewerbthätigkeit 
entſprechend gefördert werden; daß ferner der Schule die Hebung der Volkskultur 
nicht allein anheimgegeben werden könne, daß vielmehr eine lohnende und zugleich 
bildende Beſchäftigung, die Erziehung durch das Leben hinzutreten müſſe, um die 
Kultur, insbeſondere der unbemittelten Volksklaſſen wirkſam zu fördern ꝛc. — 

Von dieſen Geſichtspunkten ausgehend hat die Kommiſſion geglaubt, nach⸗ 
ſtehend die Urſachen des Nothſtandes entwickeln und demnächſt die Vorſchläge zur 
Vorbeugung deſſelben anreihen zu müffen. 


Urfacben. 


I. Klimatiſche Ver- Die geographiſche Lage und die Witterungs⸗Verhältniſſe Preußens weichen von 


hältniſſe. 


1. Witterung. 


denen der anderen Provinzen weſentlich ab, und üben einen nachtheiligen Einfluß 
auf die Productions-Koſten und die Sicherheit der Wirthſchafts-Erträge. 

Zunächſt ift der Winter von längerer, die Vegetations- und Ackerbeſtellungs⸗ 
Periode daher von kürzerer Dauer. Das Betriebs⸗Inventarium muß demnach kräf⸗ 
tiger, die Zahl der disponiblen Arbeiter verhältnißmäßig größer ſein, als in Pro⸗ 
vinzen, wo die Arbeiten ſich weniger zuſammendrängen, beiſpielsweiſe nicht gleich- 
zeitig geſäet und geerntet werden darf. Der Reinertrag der Güter wird dadurch 
um ſo mehr geſchmälert, als es ſchwierig, ja unter den meiſten Verhältniſſen un⸗ 
möglich iſt, für die zur Feldarbeit erforderlichen Kräfte im Winter lohnende und 
den Unterhaltungskoſten entſprechende Arbeit zu finden. Nachtfroͤſte und zehrende 
Nordoſtwinde beſchädigen die Winterſaaten im Frühjahr häufiger als in mehr weſt⸗ 
lich und ſüdlich gelegenen Provinzen und die hieraus ſich ergebende Gefahr iſt um 
ſo größer, als die Zahl der mit Sicherheit anzubauenden Pflanzengattungen in den 
nördlicheren Gegenden geringer iſt, dadurch aber zugleich diejenige Sicherheit der 
landwirthſchaftlichen Erträge fi mindert, welche aus der Mannigfaltigkeit des An- 
baues der Feldfrüchte hervorgeht. 

Dieſe Schwierigkeiten und Gefahren werden zwar Eat eine raſche und 
lebhafte Entwickelung der Saaten nach Eintritt der befferen Jahreszeit und ver⸗ 
möge einer im Ganzen günſtigen Bodenmiſchung, beſonders da einigermaßen aus⸗ 
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geglichen, wo kräftiger Wirthſchaftsbetrieb und nachhaltige Boden» Kultur ſich fin- 
den. Dieſe Bedingungen aber ſind zur Erzielung ſicherer Ernten unerlaßlicher als 
in anderen Provinzen; ihre Erfüllung ift aus den angeführten Gründen meiften- 
theils ſchwieriger und ſie erheiſchen unter allen Umſtänden einen größern, den 
Reinertrag erheblich ſchmälernden Koſtenaufwand. 
Dazu kommt, daß diejenigen Theile der Provinz welche dieſen Bedingun- 2. Ueberſchwemmungen.“ 
6 gen vorzugsweiſe zu entſprechen geeignet find, andern, aus ihren natürlichen Ver: 
hältniſſen hervorgehenden Gefahren unterliegen. 
Die Hauptſtröme der Provinz, die Weichſel und die Memel, ſind durch 
ſtarke Deiche eingeengt, um die angrenzenden Niederungen zu Zeiten eines hohen 
Waſſerſtandes vor Ueberfluthungen zu ſchützen; häufig aber ſind Fälle vorgekommen, 
wo bei beſonders hohem Waſſerſtande und ſtarkem Eisgange dieſe Deiche an einzel: 
nen Stellen durchbrochen und die innerhalb der Waſſerſpannungen belegenen Niede⸗ 
| rungen überſchwemmt wurden. 
Die durch ſolche Kataſtrophen entſtandenen Verluſte waren jederzeit ſehr 
bedeutend, indem die dadurch betroffenen Ländereien ausgedehnt und von außeror⸗ 
dentlichem Werthe ſind. Die Rückwirkung auf die übrigen Theile der Provinz 
kann in ſolchen Fällen nicht ausbleiben, da die Geſammt⸗Production einen großen 
Ausfall erleidet, und die gewerbliche Induſtrie beim Nothſtande der fruchtbaren 
Niederungen jederzeit einen reichen Markt verliert. f 
Ungeachtet für die Verſtärkung der Deiche in den letzten Decennien viel 
geſchehen iſt, ſind die Durchbrüche nach wie vor, in neueſter Zeit ſogar verſtärkt, 
eingetreten; die Gefahr der Wiederkehr beſteht noch immer; ja ſie iſt im Anwach⸗ 
ſen, weil — nach Angabe Sachverſtändiger — einerſeits das Bette der genannten 
Flüſſe durch Ablagerung von Sand ſich erhöht hat, und weil andererſeits in Folge 
der ſteigenden Kultur die im Gebiete jener Flüſſe belegenen Sümpfe und Brücher 
\ abgegraben und die Wälder in Polen gelichtet worden find. Das in denſelben ſich 
anſammelnde Waſſer, welches vormals allmählig, oder durch Verdunſtung den Strö— 
men zugeführt wurde, ergießt ſich jetzt ſowohl mit dem Aufgehen des Eiſes, als 
auch bei ſtarken Regengüſſen ploͤtzlich in großen Maſſen in die Ströme; daher die 
Erſcheinung, daß das ſogenannte polniſche Waſſer, welches vormals einige Wochen 
nach dem Eisgange die Memel anzuſchwellen pflegte, jetzt mit dem Eisgange zu: 
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II. Commerzielle 
Verhältniſſe. 
1. Grenzſperre. 


a) Verluſt des Einfuhr- 
handels nach Polen und 
Rußland. 
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ſammenfällt, und daß der Waſſerſtand in den Sommermonaten niedriger als vor⸗ 
mals iſt. Was den Sommerwaſſerſtand der Weichſel anbetrifft, ſo ſind auch darin in 
den letzten Jahren größere Abweichungen bemerkt worden, als vormals. Dazu 
kommt noch, daß in Folge des Weichſeldurchbruchs bei Neufähr der Lauf des 
Fluſſes rapider geworden iſt, wodurch die Deiche an der Danziger Weichſel unter- 
ſpült werden und an Feſtigkeit verloren haben. 

Neben der Gefahr, welche den Niederungen aus Deichbrüchen erwächſt, er⸗ 
leiden dieſelben auch dadurch ſehr erhebliche Beſchädigungen, daß das zur Zeit des 
deutſchen Ordens begonnene Eindeichungs-Syſtem noch nicht vollſtändig durchgeführt 
iſt. Sehr ausgedehnte Marſchgegenden werden durch Rückſtau gefährdet und dies 
in um jo ausgedehnterem Maße, je mehr im Laufe der Zeit die Flußbetten ſich er- 
höhen. Es ſind im Jahre 1845 allein im Regierungsbezirk Marienwerder durch 
Stauwaſſer 1971 Hufen Marſchland überſchwemmt und dadurch die geſammten Ernte⸗ 
Erträge, im Werthe von weit über eine Million Thaler, vernichtet worden, wäh⸗ 
rend die dagegen zu errichtenden Schutzanlagen, deren Herſtellung den Betheiligten 
indeſſen wegen des mangelnden Beiſtandes der Geſetzgebung unmöglich iſt, nicht die 
Hälfte gekoſtet haben würde. 

Noch ſind die Spuren des Glanzes und des großartigen Handelsverkehrs 
nicht ganz verwiſcht, den die preußiſchen Seeſtädte in den Zeiten der Hanſe errun⸗ 
gen und bis zum Jahre 1807 zum Theil bewahrt hatten. Für die Flußgebiete 
der Weichſel und der Memel ward der geſammte Aus- und Einfuhrhandel durch 
dieſe Städte vermittelt, bis die im Jahre 1821 eingetretene ruſſiſche Grenzſperre 
den letzteren faſt ganz vernichtete. — Indem die Seeſtädte folder Art ihres Hin- 
terlandes für den Importhandel beraubt wurden, iſt ihnen die Möglichkeit eines 
ausgedehnten Verkehrs in dieſer Richtung genommen; ihrer Geſchäftsthätigkeit und 
damit ihrem Wohlſtande ward ſeine vormalige Baſis entzogen. Der ganze 
Umfang dieſes Verluſtes läßt ſich mit Beſtimmtheit nicht in Zahlen ausdrücken; 
indeſſen werden einige Angaben genügen, um die große Bedeutung deſſelben zu erkennen. 

Im Jahre 1791 bezogen die Städte Königsberg und Elbing aus Polen 
Getreide, Oelfrüchte, Flachs, Hanf, Pottaſche und Borſten, im Werthe von drei Mill. 
Thaler; ſie bezahlten dieſe Rohprodukte durch überſeeiſche Einfuhr von Salz, Weine 
und Branntweine, Colonialwaaren, Eiſen, Stahl und Heeringe, bis zum Werthe von 
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1,875,000 Thlr. Im Jahre 1792 bezogen die genannten Städte Rohprodukte im 
Werthe von 3,260,000 Thlr.; ſie bezahlten davon in Waaren 2,080,000 Thlr. 
Danzig bezog in den Jahren von 1797 bis incl. 1802 allein aus den polniſchen 
Provinzen, welche gegenwärtig nicht zum preußiſchen Staat gehören, an Getreide, 
Holz, Wolle und andern Rohprodukten durchſchnittlich für drei Millionen Thaler 
und bezahlte davon über ½ durch Colonial-⸗ und Manufakturwaaren, Wein und 
Metalle. Unter Hinzurechnung des Handels⸗Verkehrs von Memel dürfte der Im⸗ 
porthandel der preußiſchen Seeſtädte nach Polen und Rußland zu Anfang dieſes 
Jahrhunderts ſich auf etwa fünf Millionen Thaler veranſchlagen laſſen; der davon 
bezogene Handelsgewinn iſt denſelben faſt vollſtändig verloren gegangen. Denn die 
Einfuhr dorthin an Wein iſt bedeutungslos geworden; die an Colonialwaaren ganz 
unbeträchtlich; nicht viel beſſer ſteht es in Metallen, und ſelbſt in Heeringen darf 
bei ihrem niedrigen Preiſe der Werth auf kaum mehr als 4 pCt. der Gegen ⸗Ein⸗ 
fuhr an Rohprodukten veranſchlagt werden. 

Der Erſatz, den ein ungeſetzlicher Verkehr einzelnen Grenzſtädten gewährt, ift 
| an und für ſich unerheblich; er ſchadet dem Allgemeinen durch feine entſittlichenden Folgen. 
| Als weitere Folge der ruſſiſchen Grenzſperre hat ſich ergeben, daß ſelbſt die v) Minderung des innern 
| Verſorgung der Provinz mit einzelnen Verbrauchs gegenſtänden, namentlich Wein une. 

und auch Colonialwaaren, letztere mit faſt alleiniger Ausnahme von Kaffee und 
Zucker (bei welchen Artikeln die Conſumtion ſo geſtiegen iſt, daß die Provinz jetzt 
allein mehr verbraucht, als früher im Ganzen eingeführt wurde) dem preußiſchen 
Handelsſtande zum Theil verloren und insbeſondere an Stettin übergegangen iſt. 
Dieſer Handelsplatz genießt Vortheile, die es den preußiſchen Seeſtädten unmöglich 
machen, die Concurrenz mit demſelben zu beſtehen. Der Stettiner Kaufmann hat 
ein ſehr ausgedehntes Hinterland zu verſorgen; er kann daher von einzelnen Waa⸗ 
rengattungen ganze Schiffsladungen direkt an den Quellen beziehen, während dies 
dem hieſigen Kaufmann, aus Mangel genügenden Abſatzes, die größten Verluſte 
| bringen würde. — Aus dieſem Grunde und vermöge des ausgedehnten Verkehrs, 
| zu dem dieſer Handelsplatz gediehen, bezieht Stettin feine Waaren in kürzeſter Friſt, 
zahlt deshalb die billigften Frachten, während ein nach Preußen zu befrachtendes 
Schiff oft 4 bis 8 Wochen lang warten muß, bevor es volle Ladung findet. Der 
Stettiner Kaufmann hat ſeine Güter oft vor Ablauf des dreimonatlichen Credits 
2 * 


2. Manufakturwaaren⸗ 
handel. 


3. Durchgangsabgaben. 
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und bevor er ſie bezahlen darf, bereits verkauft, wahrend der hieſige haufig die Aus⸗ 
lagen machen muß, bevor er in den Beſitz der Waaren gelangt. Hierbei iſt zu 
berückſichtigen, daß bis vor einigen Jahren Stettin durch Vergütung des Sundzolls 
mit 2 pCt. einen Vortheil genoß, deſſen die preußiſchen Städte entbehrten; ferner, 
daß vermöge der Eiſenbahnverbindung die reichen Geldkraͤfte Berlins dem Stettiner 
Handelsſtande leichter zu Gebote ſtehen, und derſelbe bei eintretender Conjunktut 
per Dampfſchiff und Eiſenbahn ſich ſofort mit den erforderlichen Gütern vetſorgen 
kann. — Endlich darf nicht unbeachtet bleiben, daß die Pommerſche ritterſchaftliche 
Privatbank, welche liberalere Grundſäͤtze beobachtet; gleichzeitig nicht ohne Einfluß 
auf das Verfahren der Königlichen Bank bleibt. Die Königsberger Bank verfährt 
beim Lombardgeſchäft wie bei Discontirungen nach ſehr beſchränkenden Vorſchriften, 
ſie giebt ihre Vorſchüſſe nur auf Grund niedriger Taxen, und wenn im Wege des 
Privatkredits noch über dieſe Taxen hinaus Vorſchüſſe geſucht werden, ſind dieſe 
nur gegen hohe Zinſen zu erlangen. Es bieten ſich demnach dem Stettiner Kauf⸗ 
mann Vortheile beim Waarenbezuge dar, die den Betrag der Transportkoſten von 
Stettin nach Preußen bei Weitem überſteigen. 

Dazu kömmt, daß das Erſtehen der vereinsländiſchen Fabriken und der durch 
vielfache Begünſtigungen hervorgerufene Meß verkehr, die ruſſiſchen und polniſchen 
Handelsleute veranlaßt hat, die Manufakturwaaren direkt zu beziehen, während deren 
Import den Seeſtädten verblieb, ſo lange ſie aus England u. ſ. w. bezogen wurden. 

Aber auch Handelsartikel, welche vermöge des ruſſiſchen Eingangszolls den 
preußiſchen Seeſtädten hätten erhalten werden können, ſind denſelben dadurch entzogen, 
daß ſie preußiſcher Seits mit anſehnlichen Durchgangs⸗Abgaben belaſtet wurden; Fär⸗ 
beholz z. B., welches einen Werth von 3 Thlr. pro Ctur. hat, war früher mit 15 Sgrs, 
jetzt mit 10 Sgr. belaſtet, wodurch die Einfuhr den ruſſiſchen Seeſtädten zugeführt ward. 
Selbſt manche ſeewärts gehende Artikel haben aus gleichem Grunde dieſe Richtung 
einſchlagen müſſen, wie z. B. Talg, und iſt es zweifelhaft, ob in Folge der neuer⸗ 
dings eingetretenen Ermäßigung der Export dieſes Artikels dem preußiſchen Handels⸗ 
ſtande wieder gewonnen werden kann. Nicht minder nachtheilig wirkt die Durchgangs⸗ 
Abgabe auf Flachs, Hanf, Leinſaat, zum Theil ſogar auf Bauholz und Getreide, da 
Rußland keine Anſtrengungen ſcheut, um ſich Handelsvortheile aller Art zu verſchaff en. 


4. Zollvereind = Tarif. Der Zollvereins Tarif hat im Intereſſe der Gewerbsproduktion mehr und 
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mehr den Charakter einer Schutzzoll⸗Beſtimmung angenommen. Die natürliche 
Folge iſt, daß die hieſige Provinz, in deren Intereſſe die Schutzzoͤlle zur Zeit nicht 
liegen, die Gewerbs-Produkte theurer bezahlen muß als bei freiem Handel und dem⸗ 
nach anſehnliche Opfer ohne entſprechenden Nutzen zu bringen genöthigt iſt. 


Wenn ſchon dieſer Nachtheil ſehr erheblich, ſo weit er aus der Belaſtung von 
Verbrauchsgegenſtaͤnden hervorgeht, jo wird er doch im hoͤchſten Grade druͤckend, wo 
es ſich um Materialien handelt, die zur Entwickelung faſt jeder Gewerbsthaͤtigkeit 
nicht entbehrt werden koͤnnen, wie dies z. B. bei dem zur Beſchuͤtzung der Eiſen⸗ 
produktion normirten Zoll der Fall iſt. 


Die preußiſche Rhederei hat ihren vormaligen Flor eingebuͤßt, weil die der⸗ 
ſelben früher zugeſtandene Unterſtuͤtzung eingezogen und die Verhaͤltniſſe mit dem 
Auslande zu ihrem Nachtheil geregelt worden. Selbſt das Merkantilſyſtem Friedrichs 
des Großen ließ die Schiffsbaumaterialien faſt zollfrei ein; es wurden den Rhedern 
Zollverguͤtungen von ½ für die durch ihre Schiffe importirten Waaren und andere 
Verguͤnſtigungen gewährt. Wahrend der Ungluͤcksperiode von 1806 bis 1813 
fielen dieſe Verguͤnſtigungen der Vergeſſenheit anheim, und die fogenannten Schiffs⸗ 
bau⸗Verguͤtigungsgelder wurden durch die Deklaration vom 30. Juli 1812 aufge⸗ 
hoben. Obwohl das Geſetz vom 20. Juni 1822 den Rhedern einen Anſpruch auf 
die von nicht befreundeten Nationen erhobenen Flaggengekder, fo wie den Transport 
der dem Staate zugehörigen Güter zuſicherte, fo iſt auch dieſe Verguͤnſtigung verlo⸗ 
ren gegangen. Die Flaggengelder wurden eingezogen und anderweit verwendet. Das Vor— 
recht des Salztransports ward den Rhedern in Folge des Schifffahrts⸗Vertrages vom 
2. Maͤrz 1841 entzogen. — Noch verderblicher iſt der preußiſchen Rhederei der im 
Jahre 1843 zwiſchen Großbrittanien und Rußland, und 1844 mit Hannover als 


Ausnahme von den Beſtimmungen der Navigationsakte geſchloſſene Schifffahrts-Ver⸗ 


trag geworden, wonach ruſſiſche Schiffe aus den Muͤndungen der Memel, des Pre⸗ 
gels und der Weſchſel ruſſiſche und polniſche Produkte, hannoͤverſche Schiffe aber 
aus allen Haͤfen von der Maas bis zur Memel Produkte aller Art nach Großbrit⸗ 
tanien führen dürfen. "Sm gleicher Weiſe wurden Oldenburg, Mecklenburg und die 
Hanſeſtädte begünſtigt. Inſofern dies Repreſſalien gegen den Zollverein fein ſollen, 
fallen fie groͤßtentheils der hieſigen Provinz zur Laſt. 


5. Verfall der Rhederei. 


III. Gewerbliche 
Verhältniſſe. 
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Die preußiſchen Rheder beſaßen im Jahre 1805: 
in Danzig . 114 Seeſchiffe von 24,268 Laſt, 
Koͤnigsberg 82 1 5 %½⁰ 2,327 % 
Memel 25 7 „ 4, 156 „ 
Elbing. 21 5 e 
Pillauu . 10 5 + 1,1405 
352 Seeſchiffe von 44,766 Laſt. 

Im Jahre 1820 war die Zahl der Schiffe auf 161 mit einer Tragfaͤhig⸗ 
keit von 27,287 Laſt herabgeſunken. Am Schluſſe des Jahres 1845 ſtellten ſich 
die Verhaͤltniſſe wie folgt: 

Danzig . beſaß 72 Seeſchiffe mit 13,749 Laſt, 
Koͤnigsberg „ 28 45 „ 4,276 „ 
Memel. „ 80 70 „ 15,629 „ 
Elbing „ 12 5 2 N 
Pillau „ 2 7 " 368 „ 
194 Seeſchiffe mit 35,945 Laſt. 


Die den preußiſchen Rhedern zu Gebote ſtehenden Schiffslaſten ſind hiernach 
noch immer nahe an 25 Prozent geringer, als vor dem ungluͤcklichen Kriege, die 
der Königsberger find auf faſt J herabgeſunken. 

Das Zuſammenwirken dieſer mannigfachen unguͤnſtigen Verhaͤltniſſe mußte 
die Handelsthaͤtigkeit der preußiſchen Seeſtaͤdte neben dem Holzerport faſt ausſchließ— 
lich auf die Getreideausfuhr beſchraͤnken, die ihrer Natur nach den Charakter eines 
gewagten Geſchaͤfts hat, und die in Folge der engliſchen Zollreformen überdies durch 
die Konkurrenz des ruſſichen, ägyptiſchen und amerikaniſchen Getreides bedroht erſcheint. 


Der umfaſſende Handelsverkehr der preußiſchen Seeſtaͤdte, die dadurch be— 
dingte Rhederei hatten zahlreiche Gewerbszweige ins Leben gerufen, die nicht wenig 
zur Herſtellung eines bluͤhenden und geſicherten Wohlſtandes beitrugen. 

In der That waren zu Anfange dieſes Jahrhunderts in den Staͤdten nicht 
unbedeutende Induſtriezweige im Gange und die ländliche Bevölkerung, insbeſondere 
im Ermlande, fand in der Leinenſpinnerei und Weberei Gelegenheit zum Erwerb. 
Der Export preußiſcher Linnenwaaren brachte dem Lande anſehnliche Summen ein. 
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Es war ganz beſonders der durch die Kriegsdrangſale herbeigeführte Mangel 1. Mangel an Kapital. 
an Kapital, wodurch auch diejenigen Induſtriezweige gelaͤhmt wurden, welche in 
Preußen eine naturgemäße Grundlage finden. Wie verderblich der Mangel an Ka: 
pital auf die gewerbliche Induſtrie einwirkt, zeigt fich beiſpielsweiſe bei der Lederfabrika⸗ 
tion. Das Sohlleder kann feine hoͤchſte Vollkommenheit nur erlangen, wenn es minder 
ſtens zwei Jahre lang den einzelnen Manipulationen ſeiner Bearbeitung unterliegt, 
wie dies in den rheiniſchen Gerbereien allgemein der Fall iſt. Hier dagegen iſt 
der Gewerbtreibende außer Stande, die Auslagen fuͤr ſo lange Zeit zu machen; er 
ſtellt demnach das Leder ſchon nach neun Monaten zum Verkauf, daſſelbe iſt dann 
wenig dauerhaft und in Folge deſſen auch nur zu ſchlechten Preiſen verkaͤuflich. 

Wo aber auch zu einem maͤßigen Gewerbsbetriebe ſich ausreichendes Kapital 2. Uebergewicht des 
noch vorfand, da trat die mächtige Konkurrenz der über bedeutendere Mittel verfü- großen Kapitals. 
genden Fabriken des In= und Auslandes vernichtend ein, und es iſt dieſem Um⸗ 
ſtande insbeſondere der Untergang der Tuchwebereien in den kleinen Städten der 
Provinz zuzuſchreiben. | 

Die frühere gewerbliche Korporativ-Berfaffung hatte bei allen ihren Unvoll⸗ 
kommenheiten doch die Exiſtenz des kleinern Geſchaͤfts neben dem großen ficher ge⸗ 
ſtellt und es iſt auch der Mangel dieſer Sicherheit, die Schwierigkeit des Beſtehens 
des kleinen Gewerbsmannes neben den großen Kapitaliſten und Fabrikanten nicht 
ohne erſchuͤtternden Einfluß auf das gewerbliche Leben geblieben. 

Eine den Fortſchritten der Zeit und der Wiſſenſchaft entſprechende Ausbil⸗ 3. Mangelnde Ge- 
dung des Gewerbebetriebes, fo unumgaͤnglich nothwendig, um denſelben mit aus⸗ 3 
waͤrtigen Konkurrenten in die Schranken treten zu laſſen, wurde aus den vorange- 
fuͤhrten Urſachen faſt gaͤnzlich gehemmt. Die den Gewerben Seitens der Regierung 
gewidmete Pflege war insbeſondere wegen der iſolirten Lage der Provinz nicht geeig⸗ 
net und im Stande, dies zu verhuͤten. Wenn einzelne große Induſtrieanſtalten 
deſſenungeachtet emporbluͤhen, ſo liegt das kleine, namentlich das den Landarbeitern 
während des Winters Arbeit bietende Gewerbe um ſo vollſtaͤndiger darnieder. 

Unter ſolchen Umftänden mußte zunaͤchſt das gewerbliche Leben in den kleinen 4. Städte. 
Städten leiden. 

In denſelben werden die zu unverhaͤltnißmaͤßiger Zahl angewachſenen Ge⸗ 
werbtreibenden durch die Konkurrenz der Landhandwerker bedroht, welche vermoͤge 
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ihres wohlfeilern Lebensunterhalts und der geringfuͤgigern Abgaben wohlfeiler zu 
arbeiten im Stande ſind. Auch entgeht den ſtaͤdtiſchen Handwerkern nicht ſelten 
noch die Aushilfe, ihren Unterhalt als Tagelöhner zu erwerben, da ſie durch ihre 
Profeſſion als Schneider, Schuhmacher ꝛc. die Geſchicklichkeit und Kraft fuͤr 
ſchwere Handarbeiten gemeinhin verloren und noch die Konkurrenz mit den vom 
Lande in die Städte ſich hineinziehenden loſen Leuten zu beſtehen haben. 

Dazu kommt noch, daß die ſtaͤdtiſchen Abgaben an den Staat, der Servis 
u. ſ. w. unverhaͤltnißmaͤßig hoͤher als die ländlichen find, daß die Stadtverwaltung 
einen großen Koſtenaufwand erheiſcht und daß mit der Zuſammenziehung der Gar⸗ 
niſonen in die großen Städte die kleinen vielfache Nahrungsquellen verloren haben. 
Die jenigen Städte, in welchen nicht die Elemente ſtaͤdtiſchen Lebens vorhanden find 
und deren Exiſtenz nicht durch das Beduͤrfniß der Umgegend bedingt wird, wuͤrden 
nicht ſelten beſſer ſtehen, wenn ſie ſich ausſchließlich auf die Bewirthſchaftung ihrer 
Feldmarken beſchraͤnkten. 

In den großen und mittlern Staͤdten hat das Gewerbe beſonders noch durch 
den geſunkenen Handelsverkehr und eine ſtarke Verſchuldung leiden muͤſſen. Die 
ſteigende Laſt der Armenpflege, das Verſchwinden der Handwerksmeiſter, das Ent: 
ſtehen ſchlecht baſirter Geſchaͤfts-Unternehmungen, welche alsbald wiederum ihren Uns 
tergang finden, erhöhter Luxus, leichtſinnige Ehen der jungen Handwerker: dies ſind 
Erſcheinungen, die hier, wie uͤberall unter aͤhnlichen Verhaͤltniſſen hervortreten, — 
ſolche Umſtaͤnde wirken aber in unſerer Provinz in dem Grade nachtheiliger, als 
der Erwerb der ſtaͤdtiſchen Bevölkerung von einem Gegenſtande, dem Getreidehan⸗ 
del, abhaͤngt. ˖ 

Wie wenig das gewerbliche Leben ſich im Verhaͤltniß mit den andern Pro⸗ 
vinzen entwickelt hat, giebt ſich aus den nachfolgenden Zahlen-Verhaͤltniſſen zu er⸗ 
kennen. Die Städte unter 3500 Einwohnern beruhen weſentlich auf landwirthſchaft⸗ 
lichem Betriebe, ſie repraͤſentiren demnach im geringern Grade die gewerbliche Be⸗ 
voͤlkerung. Die übrigen 7 Provinzen enthalten auf 15 QM. eine Stadt von 
mehr als 3500 Einwohnern, wogegen in Preußen nur eine auf 49 OM. trifft. 
Dieſes Verhaͤltniß tritt fuͤr unſere Provinz um ſo unguͤnſtiger hervor, als die ge⸗ 
werbliche Induſtrie ſich hier in den laͤndlichen Gemeinden noch nicht wahrnehmen 
laͤßt, während in Schleſien, Weſtphalen und der Rheinprovinz Stadt und Land 
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ruͤckſichtlich der techniſchen Kultur kaum unterſchieden werden und in mehreren 
Kreiſen dieſer Provinzen der bei weitem größte Theil der Bevoͤlkerung von gewerb⸗ 
lichen Arbeiten lebt. In Preußen hat kein Ort des platten Landes zur Stadt 
ſich erhoben, wie doch in Schleſien ſeit 1821 bei 5, in Sachſen bei 6, in Weſt⸗ 
phalen bei 2 und in der Rheinprovinz bei 31 geſchehen iſt. 


Aber auch mit Hinzurechnung der kleinen Städte ſtellt ſich das Verhaͤltniß 
der gewerblichen zu der landbautreibenden Bevoͤlkerung in Preußen unguͤnſtig, und 
es hat ſich daſſelbe ſeit dem Jahre 1802 noch verſchlechtert. In dem letztgenann⸗ 
ten Jahre waren in Preußen 100 Staͤdter auf 337 Landbewohner, 1819 auf 
315 vorhanden, wogegen 1843 auf 380 Landbewohner 100 Staͤdter kamen. 
Während die ſtaͤdtiſche Bevoͤlkerung ſeit 1819 ſich durchſchnittlich um 1, pCt. ver⸗ 
mehrte, iſt die ländliche um 2, pCt. geſtiegen. In demſelben Zeitraume hat ſich 
aber das allgemeine Verhaͤltniß zwiſchen der ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Bevoͤlkerung 
für den ganzen Staat nicht weſentlich geändert und es tritt in der Provinz Preußen 
die Verminderung der ſtaͤdtiſchen Bevoͤlkerung gegen die laͤndliche deſto auffallender hervor. 


Noch tiefer eingreifend in die neuere Geſtaltung des ſocialen Lebens und dieſe IV. Agrarifche Ver- 
in ihren weſentlichen Grundzuͤgen bedingend, ſind die mit dem Edikt vom 9. Octbr. hältniffe. 
1807 beginnenden agrarifchen Reformen. 


Mit der Auflöfung des gutsherrlich-baͤuerlichen Verbandes ward es Sache 1. Mangelnder Kredit. 

der Ruſtikalbeſitzer ſelbſt, ſich das zum Wirthſchaftsbetriebe erforderliche Kapital zu 
beſchaffen und zu ergaͤnzen. Dazu gehoͤrte Kredit, der denſelben nur ausnahmsweiſe 
und in ungenuͤgendem Maaße zu Gebote ſtand, in den von Handelsorten entfernten 
Gegenden aber faſt vollſtaͤndig fehlte. Der Uebergang in das neue Verhaͤltniß, 
der Ausbau der ſeparirten Höfe. 2c. erforderte ſogar außerordentliche Hilfsmittel, 
deren Mangel vorzugsweiſe beigetragen hat, der neueren Geſetzgebung einen den Er— 
wartungen des Geſetzgebers nicht entſprechenden Erfolg zu ertheilen. 


Die Verhaͤltniſſe der Ruſtikalbeſitzer geſtalteten ſich durch den Mangel an 
Kapitalien um ſo ſchwieriger als, in Stelle der vormaligen Naturalleiſtungen an den 
Staat und den Grundherrn, jetzt Geldleiſtungen getreten waren und die Hppothe⸗ 
kenfolien durch Eintragung von Erbantheilen ꝛc. belaſtet wurden. Dies waren aber 
unproduktive, zehrende Schulden, welche aus den Wirthfchafts « Erträgen zwar 
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2. Auskauf der Bauer⸗ 
höfe. 


3. Dismembrationen. 
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verzinſt und abgezahlt werden mußten, zur Verbeſſerung der Wirthſchaften gleich⸗ 
wohl nicht beigetragen hatten. 

Bei den daraus entſtandenen pekuniairen Bedraͤngniſſen iſt ein nachhaltiger 
Aufſchwung der Landes⸗Kultur in den baͤuerlichen Wirthſchaften nur auf reichem 
Boden moͤglich geweſen. In andern Faͤllen mußte oft in verzweifelten Mitteln 
Rettung geſucht werden, namentlich bei Mißernten. Dieſe ereigneten ſich um ſo 
häufiger, je weniger der kleine Grundbeſitzer im Stande war, eine auf ſteigende Bo⸗ 
denkraft berechnete Fruchtfolge, ein vorzugsweiſe auf Viehzucht berechnetes Wirth⸗ 
ſchafts-Syſtem durchzufuͤhren, welches erſt nach Verlauf mehrerer Jahre eine ange⸗ 
meſſene Rente, aber allein einen geſicherten Ertrag darbietet. Der vielfach bedraͤngte 
Landmann bedurfte anderweitiger Hilfe. Er ſuchte ſie in unwirthſchaftlicher An⸗ 
ſtrengung des Bodens, im Anbau zehrender Gewaͤchſe (Lein), im uͤbermaͤßigen 
Kartoffelbau, nicht zum Futter, ſondern zum Verkauf an Brennereien; 
felbft Heu und Stroh wurde verkauft, um nur der Auspfaͤndung und der 
Subhaſtation zu entgehen. Natuͤrlich mußten Mißernten ſich wiederholen; die 
Bauern fielen Wucherern in die Haͤnde, mußten unmaͤßige Zinſen und Koſten 
zahlen. Es ſind Faͤlle vorgekommen daß Geld gegen verſchleudernde Nutzung von 
Wieſen oder Aeckern, Saatgetreide gegen Abtretung des halben Ertrages an Stroh 
und Körnern geborgt worden iſt, um die Felder nicht unbeſtellt liegen laſſen 
zu muͤſſen. > 

Viele Bauerhoͤfe fielen als Opfer diefer Verhaͤltniſſe, da die Gutsbeſitzer 
ihren überlegenen Kredit zum Auskauf derſelben benutzten, die Laͤndereien mit an- 
grenzenden Vorwerks-Wirthſchaften vereinigten oder auch zu beſondern Vorwerken 
zuſammenſchlugen. Es wäre dieſer Fall häufiger und im bedrohlichern Umfange 
eingetreten, wenn die größern Gutsbeſitzer nicht oft ſelbſt mit Geldverlegenheiten zu 
kaͤmpfen gehabt hätten und ihre Kräfte nicht durch Regulirung auf Land beanſprucht 
worden waͤren. 

Vielfach ſuchten die Bauern ihren Verlegenheiten durch Abzweigung einzelner 
Landparzelen zu begegnen. f 

Zunächft ſtellten die zum Ausbau genöthigten Wirthe, um dazu die Mittel 
zu gewinnen, die Hofſtellen zum Verkauf; dieſe verwandelten ſich in Eigenkaͤthner⸗ 
Etabliſſements und gingen namentlich in die Haͤnde derjenigen Bauern uͤber, welche 
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zum Verkauf ihrer Höfe genoͤthigt worden und den Ueberreſt der Kaufgelder dazu 
verwendeten, oder wurden von abgefundenen Erbintereſſenten angekauft. Andere 
kauften einen oder mehrere Morgen Landes und errichteten darauf Etabliſſements 
gleicher Gattung. Es geſchah dies auch von betriebſamen Tagelöoͤhnern und Hand⸗ 
werkern, welche ihre Erſparniſſe zur Erwerbung von Grundeigenthum benutzten. 

In dieſer Weiſe iſt durch die Verlegenheiten des Bauernſtandes die Zahl 
der auf den Erwerb durch Lohnarbeit angewieſenen kleinen Eigenthuͤmer ganz außer⸗ 
ordentlich vermehrt. 

Die Lage derſelben iſt in den Gegenden, wo ſich nicht genuͤgende Gelegenheit 
zum Arbeitsverdienſt darbietet, in hohem Grade bedroht, vornaͤmlich wenn die Kar⸗ 
toffeln nicht gerathen. ä 

In erhoͤhtem Maaße treten dieſe Zuſtaͤnde hervor, wo derartige Etabliſſe⸗ 
ments in Maſſe und ohne daß ein wirkliches Beduͤrfniß vorhanden geweſen waͤre, 
ins Leben gerufen ſind, wie z. B. in den zahlreichen, auf Staats⸗Forſtlaͤndereien 
angeſetzten Koloniſten⸗Etabliſſements. ; 

So gewiß die Gelegenheit zum Erwerbe eines eigenen Heerdes als ein Haupt: 
hebel wahrer Kultur und patriotiſchen Sinnes betrachtet werden muß, ſo beſtaͤtigt 
ſich das nur, wo dieſe Gelegenheit nach dem natuͤrlichen Laufe der Dinge ſich dar⸗ 
bietet. In jedem andern Fall bleibt zu befuͤrchten, daß durch Zerſplitterung des 
Bodens ein Volkezutbächẽ hervorgerufen nn deſſen Exiſtenz Momente der Un⸗ 
ſicherheit in ſich trägt. ©: f 

Eine unvermeidliche Folge folder Etabliſſements war, daß deren Beſitzer aus 4. Losleute u. Einlieger. 
der Aufnahme von Losleuten und Einliegern, oft mehrerer Familien in einer Stube, 
gegen geringen Entgeld eine Erwerbsquelle machten. Die dadurch erleichterte Ge⸗ 
legenheit, einen ſelbſtſtaͤndigen Haushalt zu begruͤnden, verleitet zu fruͤhzeitigen und 
leichtſinnigen Ehen, deren Zukunft lediglich von zufaͤlligem Arbeitsverdienſt und allen⸗ 
falls von dem Extrage eines gemietheten Kartoffelbeetes "abhängt. 

Selbſt die Haltung einer Kuh wird in Folge der Separation in ſolchen Ver⸗ 
haͤltniſſen mehrentheils unmoͤglich, und ſo geht aus dieſen die Mehrzahl der Per⸗ 
ſonen hervor, welche bei eintretender Mißernte dem Nothſtande anheimfallen. 

Wie der mangelnde Kredit den Fortſchritt der Landes⸗Kultur in den baͤuer⸗ 5. Dauernde Verſchul⸗ 


lichen Wirthſchaften hinderte, ſo hat die dauernde Verſchuldung bei den großen Guͤ⸗ bung. 
3 * 
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6. Ungenügende Be⸗ 
rufsbildung. 
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tern ähnliche Wirkungen hervorgebracht. Die beſchraͤnkte Vermoͤgenslage ihrer Be⸗ 
ſitzer hindert die Verwendung der Wirthſchaftsuͤberſchuͤſſe zu Meliorations-Zwecken 
und dadurch die Landes-Kultur. Sie macht den Einfluß der Geldpreisſteigerungen 
um ſo verderblicher und der Grundbeſitzer wird endlich verhindert, in Zeiten des 
Nothſtandes die eigenen Guts- und die Losleute der Nachbarſchaft durch Gewährung 
ausreichenden Arbeitsverdienſtes zu unterſtuͤtzen; er wird auch wohl gezwungen einen 
Theil der Fruͤchte den Handelsplaͤtzen zuzufuͤhren, die zur Erhaltung der Wirth⸗ 
ſchaft und der Gutsleute nothwendig ſind. Der aus der ſtarken und dauernden Ver⸗ 
ſchuldung hervorgehende haͤufige Beſitzwechſel und die Gutsſpekulationen hindern 
endlich das Aufkommen jedes engeren Verbandes zwiſchen dem Gutsherrn und den 
Gutseinſaſſen und machen die Lage der letzteren um ſo uͤbler. 

Waͤhrend die fruͤhere Agrarverfaſſung die Bewirthſchaftung der Ruſtikal⸗ 
ſtellen nach althergebrachten Gewohnheiten geſtattete, fordert dieſelbe heut die reif⸗ 
lichſte Ueberlegung, indem es ſich darum handelt, alljaͤhrlich einen, nicht nur dem 
Umfange der Verpflichtungen, fo wie dem Haushalts- und Wirthſchafts⸗Beduͤrfniſſe 
entſprechenden, ſondern auch geldwerthen Ertrag zu erzielen. Die gegenwaͤrtigen 
Verhaͤltniſſe machen die Anwendung aller Erfahrungen und Entdeckungen der dor⸗ 
geſchrittenen Agronomie zuläffig, und in dem Maaße, wie dieſes Ziel erreicht wird, 
werden die klimatiſchen Hinderniſſe und die uͤbrigen Nothſtandsmomente mehr und 
mehr bewaͤltigt werden. Es liegt zu Tage, daß eine ſeit nicht langer Zeit aus den 
Hoͤrigkeits⸗ und Gewohnheitsfeſſeln befreiete Bevölkerung dieſer Aufgabe noch nicht 
gewachſen iſt. 

Die Ruſtikalbeſitzer ſtehen nach Ausführung der Spezial» Separationen oft 
noch rathlos da; ſie wirthſchaften zum Theil ganz nach dem alten Syſtem fort 
und haben dann durch den Uebergang in das neue Verhaͤltniß um fo weniger ge⸗ 
wonnen, als insbeſondere die Schwierigkeiten des Huͤtens geſteigert worden. 

Die Bemuͤhungen der Regierung und der landwirthſchaftlichen Vereine um 
die Berufsbildung des Bauernſtandes ſind bisher nur ausnahmsweiſe von einigem 


Erfolg geweſen. 


7. Mangelhafte Commu⸗ Ungeachtet der bedeutenden Verwendungen, welche in neuerer Zeit für Chauſ⸗ 


nifationd = Mittel. 


feebauten gemacht worden, entbehren doch noch viele Theile der Provinz, ins⸗ 
beſondere die Grenzkreiſe, einer geſicherten Verbindung mit den Handelsplaͤtzen und 
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ſind dadurch, zumal bei mangelnder Schlittbahn, außer Stande, ihre Fruͤchte zu 
verwerthen, oder es iſt dies doch nur mit dem Ruin ihres Angeſpann. und mit 
ganz unverhaͤltnißmaͤßigem Koſtenaufwande moglich. Dieſer Umſtand hat unter den 
obwaltenden Verhaͤltniſſen mehr als irgend ein anderer zur Entſtehung von Noth⸗ 
ſtaͤnden beigetragen, und der Abhilfe faſt unuͤberſteigliche Schwierigkeiten in den Weg 
gelegt. So lange die Provinz mit dieſem wichtigſten Hebel jeglicher Produktion 
N nicht ausreichend verſehen iſt, werden ſowohl die Landwirthſchaft als Handel und 
Gewerbe auf einer niedern Stufe der Entwicklung bleiben. 

Während durchſchnittlich im ganzen Staate auf 3, Q. M. 1 Meile aus 
Staatsfonds unterhaltener Kunſtſtraßen trifft, beſitzt Oſtpreußen nur auf 10, 

Weſtpreußen auf 6,0 Q. M. 1 Meile Staats⸗Chauſſee. 

Nach Verhaͤltniß der Flaͤche beſitzen die Rheinlande und Weſtphalen 6 Mal 

fo viel Staats⸗Chauſſeen als Oſtpreuß en; eine Berechnung des durchſchnittlichen Ver— 
haͤltniſſes der Fläche, Grundſteuer und Bevölkerung zu der Meilenzahl der im ganzen 
Staat vorhandenen Chauſſeen, ergiebt fr Preußen ein Minus von ungefähr 100 Meilen. 
Der innere Verkehr leidet beim Mangel an Chauſſeen augenſcheinlich: in den Zeiten 
des Nothſtandes vermögen die einzelnen Theile der Provinz ſich unter einander, 
ſelbſt auf kurzen Entfernungen, keinen Beiſtand zu leiſten, wenigſtens nicht ohne 
ganz unverhältnißmäßige Opfer. Auf einer Entfernung von 15 Meilen find Preis⸗ 
unterſchiede von 30 —50 Prozent und darüber, auch in den zum innern Bedarf 
unentbehrlichſten Getreidegattungen gewöhnlich; wie z. B. die Vergleichung der 
Marktpreistabellen von Neidenburg und Raſtenburg darthut. 

Ungeachtet der ausdauerndſten Anſtrengungen iſt es noch immer nicht gelun- V. Volkskultur und 
gen, dem Landſchulweſen eine ſeinen wichtigen Zwecken entſprechende Einrichtung zu iaeiele Verpaliuige, 
geben. Die Emancipation der ländlichen Bevölkerung aus dem gutsherrlichen Ver⸗ „ nnn 
bande konnte die verhofften ſegensreichen Erfolge nur dann herbeiführen, wenn das 
| 
| 
| 


Werk des Volksunterrichts umſichtig und thatkräftig gefördert wurde. 

Von dieſer Ueberzeugung ausgehend, hatte der Geſetzgeber angeordnet, daß 
überall nur Lehrer geduldet werden ſollen, die für das Schulfach beſonders gebildet, 
in demſelben ihren ausſchließlichen Beruf finden. Die zur Heranbildung eines ſol⸗ 
chen Lehrerſtandes errichteten Seminarien haben jedoch entſprechende Erfolge noch 
nicht geben können. Die in denſelben erzogenen Männer mußten in ſehr jugendli⸗ 


22 


chem Alter ohne genügende Reife des Geiſtes und des Charakters angeſtellt werden. 
Durch ihren Bildungsgang in den Seminarien der ländlichen Bevölkerung entfrem⸗ 
det, blieben ſie ohne andere praktiſche Berührungspunkte mit derſelben als ſolche, 
die durch ihre Dotation notbwendig bedingt wurden. 


Der Unterricht in den Landſchulen gewährt der Jugend nicht die Bildung, 
welche den Forderungen des Lebens entſpricht. Es hatte deshalb bereits der fie- 
bente Provinzial-Landtag dieſen Gegenſtand Allerhöchſten Orts zur Sprache gebracht 
und auf die Nothwendigkeit einer Vereinfachung des Lehrplans, von dem Gefichte: 
punkte aus hingewieſen, daß eine zu große Vervielfältigung der Lehrgegenſtände ge- 
wöhnlich die gründliche Auffaſſung ſelbſt des Nothwendigſten behindert. 

Es ſind darauf Modificationen des Lehrplans in dieſem Sinne erfolgt; 
noch immer ſtehen indeſſen die Erfolge des Landſchulweſens außer allem Verhältniß 
zu den großen Opfern, die demſelben ſeit einer Reihe von Jahren gebracht worden ſind. 

Dieſes Mißverhältniß macht ſich ganz beſonders in den polniſchen Theilen 
und in den Schulen gemiſchter Zunge bemerklich; es iſt minder erheblich, wo das 
deutſche Element in der Bevölkerung vorherrſcht, indem hier wenigſtens einzelne 
Schulen allen Anforderungen genügen. N 

Allgemein darf jedoch angenommen werden, daß die Grundlage jeder ſpä⸗ 
tern Fortbildung, die Fähigkeit des fertigen Leſens, nur in ſeltenen Fällen erwor⸗ 
ben wird. g 
Vorzugsweiſe mangelhaft iſt die Bildung der weiblichen Jugend. Deshalb 
iſt die große Mehrzahl der Landarbeiterfrauen außer Stande, den Pflichten einer 
tüchtigen Hausfrau und Mutter genügend zu entſprechen. Insbeſondere die polni⸗ 
ſchen Arbeiterfrauen ſind in vielen Gegenden mit der Kunſt des Strickens und Nä⸗ 
hens ſo unbekannt, daß ſie ſich außer Stande befinden, die Kleider des Mannes 
und der Kinder in Ordnung zu halten. 

Schon aus dieſem Grunde iſt ein Fortſchritt zu einem auf ſittlichen Grund⸗ 
lagen beruhenden Familienleben äußerſt ſchwierig und die Heranbildung der heran⸗ 
wachſenden weiblichen Jugend zur Ordnung und Wirthſchaftlichkeit von hoher Wichtigkeit. 

Es darf indeſſen nicht verkannt werden, daß die Erfolge des Landſchulweſens 
auch durch mächtig entgegentretende ſociale Verhältniſſe in hohem Grade gelähmt werden. 


— 
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Die Spezial⸗Separationen, welche bisher ſelten zur Stallfütterung oder zur 
Koppelwirthſchaft führten, haben eine ſo weſentliche Vermehrung des Hirtendienſtes 
zur Folge gehabt, daß dieſer faſt ohne Ausnahme den Kindern anheim fällt. Dieſe 
werden dadurch der Schule entzogen, der Trägheit und Verdummung überlaſſen. 

Zwar hat die Regierung dieſem Gegenſtande alle Sorge zugewendet und 
vielfach angeordnet, daß die Kinder durch den Hirtendienſt der Schule nicht entzo⸗ 
gen werden dürfen, doch iſt die Umgehung dieſer Beſtimmung nicht zu hindern ge— 
weſen, indem bei der Armuth der Arbeiter ſogar das Intereſſe der Selbſterhaltung 
entgegenſteht. 

Auch auf großen Gütern werden leider die Kinder nicht ſelten zum Hirten⸗ 
dienſt verwendet, indem daſelbſt öfters ein Hirt das Hüten mehrerer Heerden in 
Verding nimmt und ſich dabei durch Kinder unterſtützen läßt. Die Lage der letz— 
tern iſt häufig um ſo mehr bedroht, wenn die Hirten, geſetzlich zum Geſinde ge— 
rechnet, nur für die Sommermonate gemiethet werden, und dann ſich für den Win- 
ter ein neues Unterkommen ſuchen müſſen. 

Seitdem Spinnerei und Weberei der ländlichen Bevölkerung nicht mehr in 
dem vormaligen Umfange lohnenden Erwerb darbieten, iſt derſelben dadurch zugleich 
die Gelegenheit genommen, während des Ruhens der Feldarbeiten eine ausreichende 
und ununterbrochene Beſchäftigung zu finden. Das Schlagen und Verarbeiten von 
Holz und ſelbſt das Dreſchen bieten nur einem geringen Theile der Landarbeiter 
Beſchäftigung dar, indem zumal bei hohen Getreidepreiſen, die Bauern ſich ſelbſt und 
ihrem Geſinde vorbehalten und auf den Gütern die Einführung der Dreſchmaſchi— 
nen die Mitwirkung der Gutsleute das Letztere ausreichend erſcheinen läßt. 

Die daraus hervorgehende, faſt jährlich wiederkehrende mehrmonatliche Unthätig— 
keit muß aber die phyſiſchen wie die moraliſchen Kräfte erſchlaffen, wozu die faſt aus- 
ſchließliche Kartoffelnahrung vieler Einlieger und Losleute noch weſentlich beiträgt. Ein 
gewiſſer Grad damit zuſammenhängender Arbeitsſcheu wird überdies durch andere Ur— 
ſachen z. B. durch die faſt ohne Ausnahme beſtehende Gewohnheit des Arbeitens auf 
Tagelohn genährt. 


2. Hütekinder. 


3. Mangelnde Beſchaf⸗ 
tigung in den Winter⸗ 
monaten. 


Die leichtſinnige Eingehung ſolcher Ehebündniſſe, welche ohne eine auch nur 4. Leichtſinnige Abſchlie⸗ 


einigermaßen ſichre Grundlage für die Zukunft eines gedeihlichen Familienlebens ges 
ſchloſſen werden, und die Volkszahl mehren, ohne Unterhalt und Erziehung des 
heranwachſenden Geſchlechts zu ſichern, iſt als eine vorzügliche Quelle der Armuth 


ßung von Ehen. 
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und Entſittlichung zu betrachten. Neben der bereits (IV. 3, 4.) hervorgehobenen 
Leichtigkeit der Begründung eines ſelbſtſtändigen Haushalts und neben den äußern 
Urſachen, welche die Mehrung der Arbeiterfamilien hervorrufen, ſind auch die Be⸗ 
ſtimmungen des Allg. Landrechts Thl. II. Tit. I. u. II. über die Folgen des unehe- 
lichen Beiſchlafs und über die Verpflichtung zur Ernährung der unehelichen Kinder, 
nicht ohne Einfluß auf die Errichtung ſolcher Haushaltungen geweſen, denen die 
Grundlagen eines geſicherten Erwerbes fehlen. Dieſelben erleichtern die Anerkennung 
der Paternität und geben dadurch dem unehelichen Beiſchlaf Anreiz und Vorſchub. 


5. Brantwein. Je mehr der unmäßige Branntweingenuß ſeine verderblichen Wirkungen auf 
Familienglück und Volkskultur beſonders da äußert, wo die letztere auf einer nie— 
dern Stufe ſteht und Mangel an kräftiger Nahrung zu demſelben anreizt, werden 
deſſen Folgen bei eintretendem Nothſtande, auf die nachtheiligſte Weiſe bemerkbar. 


Die Bemühungen der Behörden um Abſtellung des unmäßigen Brantwein- 
genuſſes, durch Verminderung der Schankſtellen, Erſchwerung des Klein-Handels 
mit Brantwein ꝛc. ſind nicht ohne günſtigen Einfluß geblieben, und dieſer iſt durch 
die hohen Preiſe während des Nothjahres geſteigert worden. Noch immer iſt in— 
deſſen das Uebel nicht beſeitigt und zu befürchten, daß bei ſinkenden Brant⸗ 
weinpreiſen daſſelbe ſich wiederum erneuern werde; um fo mehr als die Maiſch— 
ſteuer den Brantwein nur etwa um ein Drittel des vom Geſetzgeber urſprüng⸗ 
lich normirten Steuerbetrages belaſtet und den Brantwein nicht genug vertheuert 
und das Bierbrauen in den einzelnen Haushaltungen in Folge geſetzlicher und ad— 
miniſtrativer Beſchränkungen faft aufgehört hat. 


6. Mahl- u. Schlacht⸗ Vielfach ſind in den Verhandlungen der preußiſchen Provinzialſtände die 
ni verderblichen Wirkungen der Mahl- und Schlachtſteuer auf die derſelben unterliegen- 
den Städte, fo wie die daraus mittelbar hervorgehenden nachtheiligen Rückwir⸗ 
kungen auf die geſammte Provinz hervorgehoben worden. Dieſelbe vertheuert den 
Arbeitslohn, erſchwert die Concurrenz der preußiſchen Fabrikation mit der ausländi⸗ 
ſchen und iſt endlich unausgeſetzt fortwirkende Urſache der Volksentſittlichung. 


7. Mangelnde Ordnung 37 F; 5 ; zn cf 21 fn ; : 
* a ur N= 
im ländlchen Gemeinde⸗ Für die beſtehenden Gemeindeverhältniſſe ſind ausſchließlich die Beſtimmu 


weſen. gen des Allg. Landrechts maßgebend, da die ältern Gewohnheiten in Folge der 
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neueren Agrar-Geſetzgebung ihre Anwendbarkeit faft ohne Ausnahme verloren haben. 
Dadurch iſt indeſſen ein lückenhafter, gänzlich unbefriedigender Zuſtand eingetreten. 

Es entgeht den Mitgliedern der Landgemeinde das Gefühl eines geſellſchaft⸗ 
lichen oder genoſſenſchaftlichen Verbandes. Die Faſſung von Beſchlüſſen, durch 
welche alle Dorfsbewohner zu Leiſtungen verpflichtet werden, iſt ſchwierig, ſobald es 
den bäuerlichen Wirthen nicht beliebt, die Gemeinde-Verſammlungen zu beſuchen, da 
ein Zwang nicht zuläſſig iſt. In nothwendiger Folge wird bei dem gänzlichen 
Mangel aller Autorität in Gemeinde- Angelegenheiten, das Schulzenamt als eine 
drückende Laſt angeſehen, daſſelbe iſt auch nicht entfernt der Gegenſtand des Ehr— 
geizes oder der Bewerbung, indem dieſe Stellung nur durch Vollſtreckung der Po— 
lizei-Vorſchriften eine Bedeutung erhält, und die Schulzen ſich nur als Polizeidie— 
ner der Gutsherren oder der Domainen-Rentmeiſter und landräthlichen Behörden 
betrachten. 

Die Ortsarmenpflege und die Vorſorge für Kranke und Nothleidende in 
den Landgemeinden iſt aus dieſen Gründen vollkommen ungenügend, eine moraliſche 
Einwirkung auf die Proletarier und überhaupt eine Erziehung der Gemeindegenoſſen 
durch die Gemeinde und deren Einrichtungen findet nicht ſtatt und es entbehrt 
demnach faſt die geſammte ländliche Bevölkerung der geordneten Erziehung durch 
das Leben, wie die durch die Schule ſich bereits als eine ungenügende erwieſen. 

Der Mangel einer Gemeinde-Ordnung macht eine vorſorgende Thätigkeit 
der Landgemeinden in Nothſtandszeiten unmöglich, und hindert die Erweckung des 
Gemeingeiſtes und jenes edlern Selbſtgefühls, welches zur Hintanſetzung der per— 
ſönlichen Intereſſen in Zeiten allgemeiner Bedrängniß anregt. Dürfen gleich von 
der Einführung einer Landgemeinde-Ordnung erhebliche Reſultate nicht ſofort er— 
wartet werden, ſo trägt der Mangel derſelben zur Steigerung der Uebel eines ein— 
tretenden Nothſtandes doch erheblich bei und macht deſſen vollſtändige Bewältigung 
unmöglich. 

Wenn auch gehofft werden darf, daß vielen früheren Uebelſtänden der öffentlis 
chen Armenpflege durch conſequente Anwendung des Princips, welches dem neuern 
Armengeſetze zum Grunde liegt, abgeholfen werden wird, ſo iſt doch nicht zu ver— 
kennen, daß letzteres den Zweck, der Heimathsloſigkeit vorzubeugen und dadurch 
dem verderblichen Schubſyſteme zu begegnen, nicht erreicht. Es zeigt ſich insbeſon— 


1 


8. Armengeſetzgebung. 


VI. Hiſtoriſch - ftati- 
ſtiſche Ueberſicht. 
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dere die Beſtimmung, daß die Armenbehörigkeit durch Anmeldung bei der Orts⸗ 
obrigkeit erlangt werden ſoll, praktiſch nicht von Wirkung, da ſo wenig die Ge⸗ 
meinde als der Anziehende ein Intereſſe dabei haben, daß die Anmeldung geſchehe. 
Dieſe iſt überdies mit großen Beſchwerden verbunden, ſo lange dieſelbe bei den die 
Ortsobrigkeit in den Königlichen Ortſchaften vertretenden Domainen-Rent⸗Aemtern, 
oder wie in Litthauen ſogar bei den Landräthen erfolgen muß. 

Die Verluſte, welche die Provinz Preußen in den Jahren 1807—1815 
erlitten, waren von ganz außerordentlichem Umfange. Dieſelben find in verfchie- 
denen amtlichen Zuſammenſtellungen auf einen Werth von mehr als Dreihundert 
Millionen Thaler berechnet und um ſo empfindlicher geweſen, als ſie natürlich nicht 
nur Werthe, ſondern auch diejenigen Kräfte betrafen, aus deren Benutzung allein Erſatz 
möglich war. Im Herbſt 1807 z. B. fehlten gegen den Beſtand von 1805 allein 
in den Regierungs-Bezirken Königsberg und Gumbinnen 200,000 Pferde und Fuͤllen 
und 320,000 Stück Rindvieh, wovon im Jahre 1809 noch nicht die Hälfte wieder 
erſetzt war, und 1812 — 1813 gingen wiederum verloren 104,000 Pferde und 
151,000 Stück Nutzvieh. Noch im Jahre 1809 wurden hier 350,000 Scheffel 
Getreide weniger ausgeſaͤet als 1806 und 1812 — 13 belief ſich der Betrag der 
Verluſte und Lieferungen an Getreide über Drei Millionen Scheffel. 

Die allein im Jahre 1812 geleiſteten Lieferungen ſind auf einen Geldwerth 
von durchſchnittlich 84 Thlr. für die Hufe berechnet. 

Noch im Jahre 1810 lagen zahlreiche Ortſchaften völlig wüſte und viele 
Hunderte von Bauererben unbeſetzt. 

Was ſich nicht zu Gelde berechnen läßt, der Verluſt an Menſchen, war in 
Folge des Krieges und der mitfolgenden Krankheiten fo bedeutend, daß die Be— 
wohner der Provinz ſich 1807 um den iöten Theil gegen 1806 vermindert hatte; 
im Jahre 1809 ¼, im Jahre 1811 noch ½ weniger betrug als 1806, und von 
der ſo verminderten Bevölkerung des Landes zwiſchen der Weichſel und Memel 
wurden vom Ausbruch des Krieges 1812 bis zum Januar 1814 über 73,000 
Mann zur Armee geſendet, mehr als 45 Prozent der männlichen Bevölkerung vom 
18ten bis zum 45ſten Lebensjahre. Daß die Provinz, insbeſondere unter den ge— 
gebenen kommerziellen und agrariſchen Verhältniſſen ſolche Verluſte auszugleichen 


| 
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noch nicht im Stande geweſen iſt, kann um ‚fo weniger befremden, als ſpäter noch 
äußere Momente hinzutraten, welche dem Lande in hohem Grade nachtheilig wurden. 

Dahin gehört zunächſt die Einführung der Goldwährung bei der Bank von 
England im Jahre 1821. Während in dieſer Zeit die neuere Agrargeſetzgebung 
eigentlich erſt zur vollen Ausführung kam und demzufolge dem vielfach geſteigerten 
Bedarf an Cirkulationsmitteln durch Mehrung derſelben hätte genügt werden ſol⸗ 
len, minderte die Bank von England ihre Noten allmälig bis zum Jahre 1825 
um Vierzig Millionen Thaler, ſpäterhin und bis zum Jahre 1828 noch um ein 
Anſehnliches, und es darf mit Hinzürechnung der Wirkſamkeit der Privat⸗ und Ak⸗ 
tien-Banken, die dadurch im Allgemeinen herbeigeführte Steigerung des Geldpreiſes 
auf etwa 30 Prozent angenommen werden. 

Wenn ſpäterhin auch einige Ausgleichungs-Momente eintraten, fo war die 
unmittelbare Wirkung auf die Provinz Preußen doch eine durchaus verderbliche und 
die Getreide » Preistabellen vom Jahre 1824 — 1828 geben Aufſchluß, weshalb die 
verſchuldeten Gutsbeſitzer, welche überdies die Kriegsſchäden übertragen und die 
Geldwirthſchaft auf ihren Gütern einführen ſollten, in Maſſe zu Grunde gingen. 

Dazu kommt, daß die Inhaber der inzwiſchen vermehrten Staatsſchuld⸗ 
| ſcheine ſowie der Pfandbriefe, mit wenigen Ausnahmen außerhalb der Provinz 
| Preußen wohnten, demnach die Zinfenbeträge und damit zugleich unentbehrliche Cir— 
| kulationsmittel derſelben regelmäßig entzogen wurden. 
| Die Kriegsſchäden⸗Vergütungen, an ſich verhältnißmäßig geringe, find ver- 
fpätet und dadurch faft nur Spekulanten und Wucherern zugefloſſen; die verſchiede— 
nen, auf Grund der erlittenen Kriegsſchäden gewährten Retabliſſementsgelder und 
| Darlehne konnten dies nicht ausgleichen, und wenn neuerdings zur Beſeitigung des 
Nothſtandes große Summen zu Chauſſeebauten wahrhaft nützlich und erſprießlich 
| verwendet wurden, jo glaubt man, daß bei rechtzeitiger Gleichſtellung Preußens mit 
5 den übrigen Provinzen in Betreff der Staats-Chauſſeen eine Veranlaſſung dazu 
nicht eingetreten wäre und dieſelbe um fo mehr hätte vermieden werden kön⸗ 
nen, als dergleichen Nothſtandsarbeiten das Mehrfache deſſen koſten, was in 
geordneten Zeiten erforderlich iſt. Unter ſolchen Umſtänden iſt es erklärlich, 
daß, ungeachtet die Bevölkerung der Provinz von anderthalb Millionen auf 
zwei und eine halbe Million Seelen angewachſen, der Zuwachs an Wohlſtand 
4* 
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und Vermögen in weſentlichen Punkten nicht gleichmäßig vorgeſchritten iſt. Der 
Pferdeſtand belief ſich im Jahre 1802 auf 455 Stück auf die Meile, der⸗ 
ſelbe hatte ſich nach den Verheerungen des Krieges bis zum Jahre 1825 erſt 
wiederum auf 379 Stück erhoben und betrug im Dezember 1843 406 Stück auf 
die OMeile. An Kühen beſaß die Provinz im Jahre 1802 354 Stück, im Jahre 
1825 313 und im Jahre 1843 370 Stück auf die OMeile; im Jahre 1802 tra⸗ 
fen auf eine Kuh 34 Menſchen, im Jahr 1843 auf eine Kuh 365 Menfchen. 


An Ochſen, Bullen und Zungvieh waren im Jahre 1802 425 Stück, 
1825 337 Stück und 1843 454 Pr, 1215 danach iſt auch dieſer Theil des 


Vermögens nur um 6, Prozent angewachſen. Dagegen waren an Schaafen im J. 
1802 nur 936 Stück, im Jahre 1843 dagegen 2367 Stück pro OMeile vorhan⸗ 
den, wobei indeſſen zu berückſichtigen iſt, daß dieſer Zuwachs faſt ausſchließlich die gro⸗ 
ßen Güter trifft. Der Bauernſtand hatte ſich im Dezember 1843 zu dem Beſitz 
des Viehſtandes von 1802 kaum erhoben, als die Mißerndte von 1844 und deren 
verderbliche Folgen den Viehſtand der Provinz wiederum decimirte. 


Die Gegenüberſtellung des im Regierungsbezirk Königsberg am I, Oktober 
1844 und am 1. Juni 1845 vorhanden geweſenen Viehſtandes ergiebt für den 
letztgenannten Zeitpunkt in den einzelnen Viehgattungen eine Minderung von: 


1) Herden e ii 
r 
IF M e 
e ee | 610° 
N e 1, 
6) ordinairen Schafen 110,382 „ 
7) edlen und veredelten Schaafen . . . 107,200 „ 
e - hf 


wobei außerdem noch der Verluſt an Zuwachs nicht gerechnet iſt. Es hat ſich hie— 
bei der Einfluß einer vorgeſchrittenen Landeskultur recht augenfällig zu erkennen ge⸗ 
geben, indem der Verluſt der größern, beſſer bewirthſchafteten Güter an edeln und 
veredelten Schaafen 20 Prozent, der der Bauern an ordinairen Schaafen aber 
35, Prozent des Geſammtbeſtandes umfaßt. 
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Im Allgemeinen ſind die beſtehenden Verhältniſſe dem kleinen Vermögen be— 
ſonders nachtheilig, nicht allein wegen der günſtigen Kreditverhältniſſe und des na- 
türlichen Uebergewichts des großen Vermögens, ſondern auch, weil die Steuerver— 
faſſung, ungeachtet ihrer entſchiedenen Vorzüge von der vieler anderer größern 
Staaten, das kleine Einkommen mit einem verhältnißmäßig höhern Prozent⸗ 
ſatz belaſtet als das große. Nicht allein die eigentlichen Staatsſteuern, fon- 
dern auch die Gerichtsſporteln, welche in Vormundſchafts⸗, Hypotheken-, Injurien⸗ 
Sachen u. ſ. w. aufgebracht werden müſſen, belaſten unverhältnigmäßig die är⸗ 
mern Klaſſen. 


Nn 


N 


Borfchläge zur Vorbeugung des Nothſtandes. 


Z 
VII. Klimatiſche Durch Feſtſtellung der Urſachen des in der Provinz W hervor⸗ 
3 tretenden Nothſtandes ſind die weſentlichen Momente gewonnen, aus denen die 
Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung zur Vorbeugung deſſelben abgeleitet 
werden koͤnnen. 
1. Im Allgemeinen, Die Erfahrung lehrt, daß der wirkſamſte Schutz wider die klimatiſchen Hin- 
derniſſe und Gefahren in einem kräftigen Wirthſchaftsbetriebe und in einer reichen 
Bodenkraft beſteht. Mit der Steigerung der Landeskultur und uͤberhaupt mit 
Durchfuͤhrung aller Maßregeln, welche zur Befoͤrderung derſelben dienen, wird 
demnach auch die Witterung ihren nachtheiligen Einfluß mehr und mehr ver— 
lieren, die Ernten werden ebenſo reich ausfallen, die Erträge faſt ebenſo ſicher 
fein, wie in den guͤnſtiger gelegenen Provinzen. In welcher Weiſe dieſer Zweck 
in allen einzelnen, den klimatiſchen Verhaͤltniſſen unterliegenden Verhaͤltniſſen er— 
reicht werden kann, wird aus der nachſtehenden Beleuchtung derſelben ſich ergeben. 
2. Ueberſchwemmungen. Zur Vorbeugung der aus Ueberſchwemmungen hervorgehenden Beſchaͤdi— 
) Stromregulnungen. gungen kann zunächft die kraͤftige Befoͤrderung der bereits angeordneten Stromregu: 
lirungen nicht dringend genug empfohlen werden; 


b) Deidordnung . ferner die ſchleunige Emanirung der bereits im Jahre 1841 der fländifchen 
Berathung unterlegenen Geſetze uͤber das Deichweſen, ſo wie der Strom- und Ufer⸗ 

Polizeiordnungen. 
c) Neue Schutzanlagen. Durch dieſe Maßregeln wuͤrde die Sicherung der reichen Marſchgegenden 


wider die Gefahren, denen fie zur Zeit ausgeſetzt find, weſentlich gefördert werden, 
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inſoweit dieſe aus der Erhaltung und Verbeſſerung bereits beſtehender Schutzan⸗ 
lagen hervorgeht. Zur Herſtellung der noch fehlenden Schutzanlagen bedarf es 
eines Geſetzes, wodurch die Minorität der Intereſſenten durch die Beſchluͤſſe der 
Majorität zum Beitritt verpflichtet wird. Ein derartiges Geſetz iſt uͤberhaupt im 
allgemeinen Landeskultur⸗Intereſſe Beduͤrfniß und demnach ad X. 1. vorgeſchlagen 
worden. Es werden unter dem Beiſtande deſſelben die noch erforderlichen Schutz— 
wehren alsbald erſtehen, ſobald die betheiligten Genoſſenſchaften Korporationsrechte 
erlangen, dadurch befaͤhigt werden, die zur Ausführung erforderlichen Fonds zu be⸗ 
ſchaffen und ſobald, wenigſtens anfaͤnglich die Behörden die techniſchen Vorarbeiten 
und das Geſchaͤftsverfahrrn vermitteln. 

Wenn die Provinz Preußen durch die kommerzielle Lage an einer aus ge⸗ 
dehnten Handelsthaͤtigkeit gehindert wird, fo bieten ſich doch Mittel dar, dieſe wie⸗ 
derum einigermaaßen zu beleben. 

Die Abſchließung vortheilhafter Handels- und Schifffahrtsvertraͤge iſt von be⸗ 
ſondeter Wichtigkeit und vorzugsweiſe in Beziehung auf Rußland und England 
uͤberaus wuͤnſchenswerth. (Vergl. II. I.) 

Wenn aber deren Herbeifuͤhrung an ſich ſchwierig und die Wirkungen erſt 


VIII. Maßregeln 
zur Entwickelung des 
kommerziellen 
Lebens. 


1. Abſchließung vor⸗ 

theilhafter Handels⸗ 

und Schifffahrtsver⸗ 
träge. 

2. Ermäßigung der 


in einer entferntern Zukunft zu erwarten ſind, ſo verſpricht die Etmaͤßigung der Durchgangsabgaben. 


Durchgangsabgaben, welche zur Zeit den Handelsverkehr durch Preußen laͤhmen 
und demſelben eine ablenkende Richtung geben, ſchleunigere Erfolge. 

Dieſe Maßregel, ſo wie die ernſtliche Beruͤckſichtigung der preußiſchen Rhe⸗ 
derei glaubt die Commiſſion nicht dringend genug empfehlen zu koͤnnen nnd iſt in 
letzterer Beziehung zu erwaͤhnen, daß die Abgeordneten des Handelsſtandes eine Ver⸗ 
guͤtung fuͤr die Beſteuerung der Schiffsbaumaterialien, die Ueberlaſſung des Trans⸗ 
ports der Staatsguͤter, insbeſondere des Salzes, an preußiſche Rheder, als geeig⸗ 
nete Maßregeln zur Hebung der Rhederei bezeichnet haben. 

Als Bedingung wirkſamer Foͤrderung des kommerziellen Lebens glaubt man 
die Errichtung von Handelsbanken bezeichnen zu muͤſſen. Schon bei Entwilckung 
der gewerblichen und agrariſchen Verhaͤltniſſe find die nachtheiligen Folgen des 
Mangels an Kapital- und an Creditinſtituten nachgewieſen worden und die Kom— 
miſſion hegt die Ueberzeugung, daß die Errichtung neuer, auf freiſinnigen Grund⸗ 
ſaͤtzen beruhenden Handels-Creditanſtalten, mit der Befugniß zur Emiſſion von 
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Bankzetteln, fuͤr die Entwickelung der oͤkonomiſchen Intereſſen der provinz noth⸗ 
wendig iſt. Um der Staatsregierung die Uebertragung des ihr vorbehaltenen 
Rechts zur Kreirung von Papiergeld an Privaten mit Ueberzeugung vorſchlogen zu 
koͤnnen, hat man ſich unter Zuziehung der Abgeordneten des Handelsſtandes uber 
die Grundlagen geeinigt, welche ſich der Errichtung von Handelsbanken in der Pro⸗ 
vinz etwa darhieten, ſo wie uͤber die Moͤglichkeit der Vorbeugung von Mißbraͤuchen 
und Gefahren, N 

Die wichtigſte Aufgabe der Banken iſt die Flüſſigmachung unfruchtbar ru⸗ 
hender Kapitalien. Auch heut noch find dieſelben in größerem Umfange, als wor: 
ausgeſetzt wird, vorhanden. Viele Familien beſitzen nicht unbedeutende Summen in 
Staatspapieren, Pfandbriefen u. ſ. w. und begnügen ſich mit einem ſpärlichen Zins 
von 3½ pCt., weil die Gelegenheit fehlt, dieſelben mit Sicherheit zu nutzen, oder 
vielmehr weil man Anſtand nimmt, ſie den einzelnen Gewerbtreibenden anzuvertrauen 
u. ſ. w. Seebſt zahlreiche kleine Beſtände an Metallgeld ruhen aus demſelben 
Grunde und weil man unter den heutigen Umſtänden genöthigt iſt, ſich baare Geld⸗ 
mittel für die Zeiten des eignen Bedarfs aufzuſparen, unthätig bei Bürgern und 
Grundbeſitzern. N 

Gäbe es nun Anſtalten, die zu allen Zeiten gegen Unterpfand oder Wechſel 
die zum Geſchäftsbetriebe erforderlichen Summen vorſchießen, ſo würde man nicht 
Anſtand nehmen, denſelben die vorhandenen Kapitalien und baaren Beſtände anzu⸗ 
vertrauen; dieſe gehn dadurch in den öffentlichen Verkehr über und die erſte Wir⸗ 
kung der Bank⸗Thätigkeit iſt demnach die Beſchleunigung des Umlaufs der Circu⸗ 
lationsmittel, eine Wirkung, welche der Mehrung derſelben vielfach gleichkommt. 
Die zweite Wirkung ſolcher Anſtalten iſt, daß, ſo weit ein Beduͤrfniß dazu ſich zu 
erkennen giebt, die den ‚öffentlichen Verkehr nur. Ausnahmsweiſe belebenden Zinspa⸗ 
piere durch Notenemiſſion in gewoͤhnliche Cirkulationsmittel umgewandelt werden; 
daß das Gleichgewicht der letztern zu den erſtern ſich herſtellt und uͤberhaupt die 
Summe des umlaufenden Geldes mit dem Umfange des Bedarfs im gleichmaͤßigen 
Verhaͤltniß bleibt, wodurch zugleich den verderblichen Geldpreisſchwankungen vorge⸗ 
beugt wird. Die Emiſſion der Eiſenbahnaktien wuͤrde den oͤffentlichen Verkehr 
nicht in fo. verderblicher Weiſe geſtoͤrt haben, wenn gleichzeitig durch Creditinſtitute 
entſprechende Summen an Cirkulationsmitteln dargeboten waͤren. Es iſt demnach 
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diefer Lücke der fo nachtheilige Einfluß der Eifenbahn- Spekulationen weſentlich zu⸗ 
zuſchreiben. 

Ueber die nachtheiligen Folgen, welche eine die Wirkſamkeit der Banken zu 
ſehr beſchraͤnkende Geſchaͤfts⸗-Inſtruktion mit ſich fuͤhrt, und über die Gründe, wes⸗ 
halb die vereinzelte Koͤnigl. Bank hier dem Beduͤrfniß nicht zu entſprechen vermag, 
iſt das Bezuͤgliche bereits ad II. 1. angefuͤhrt worden. 

In Beziehung auf die Sicherheit von Privat: Banken lehrt das Beiſpiel 
Schottlands, daß dieſelbe eine faſt vollkommene ſein kann. Selbſt die ohne ent⸗ 
ſprechende Controlle entſtandenen amerikanſſchen Banken "würden weniger Unheil 
geſtiftet haben, wenn ſie nicht, gegen die Natur derartiger Inſtitute, ſich in große 
Speculationen in Baumwolle, Eiſenbahn- Unternehmungen, Ankauf von Grundbeſitz 
u. ſ. w. eingelaſſen hatten. Die Sicherheit der Banken iſt ſtets eine zweifache, 
indem einerſeits das Fundations⸗ Kapital, andererſeits das Vermögen, worauf fie 
Vorſchuß geben, Buͤrgſchaft leiſtet, und wenn nicht ſelten angeführt wird, daß 
durch Krieg und andere Kalamitaͤten die Sicherheit der Banken erſchuͤttert und da⸗ 
durch die Gefährdung des Publikums herbeigeführt werden konne, ſo find dies im⸗ 
mer nur entfernte Moͤglichkeiten, waͤhrend die Verluſte unfehlbar ſind, welche ein 
längeres Verharren in dem heutigen ungenügenden Zuſtande zur Folge haben muß. 
Durch ſchleuniges Heraus treten aus dem letztern wuͤrde die Nationalkraft genügend 
erſtarken, um auch dergleichen Gefahren leichter zu beſtehen. 

Hiernach glaubt die Commiſſion: 

der Geſetzgebung die Genehmigung zur Errichtung von Handels-Banken 

in der Provinz Preußen mit der Befugniß der Zettel⸗Emiſſion als ein 

überaus wichtiges Mittel zur Mehrung der Produktionskraͤfte 
dringend empfehlen zu muͤſſen, wobei die geeigneten Maaßregeln einer ſichern Fun⸗ 
dation dieſer Inſtitute, der Begrenzung ihrer Noten⸗Emiſſion, fo wie der Controlle 
ihres Geſchaͤfts-Verfahrens vorausgeſetzt werden. Die Beſtimmung über die Art 
der Befriedigung dieſes Beduͤrfniſſes,, und ob die Errichtung von ‚Privat: 
und Aktien⸗Banken nach beſtimmten geſetzlichen Vorſchriften ganz allgemein zu ge⸗ 
ſtatten ſein wuͤrde, oder ob die Errichtung einer ſtaͤndiſchen Bank fuͤr die Provinz 
Preußen mit kreisſtaͤndiſchen Filial⸗Banken u. ſ. w. den Vorzug verdient, glaubt 
man der ferneren Erwaͤgung anheim geben zu duͤrfen. Einige Mitglieder des Han⸗ 
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delsſtandes ſprechen ſich zu Gunſten der Kommunal» und ſtaͤndiſchen Banken aus, 
ſowohl weil dann der Bank-Profit den Kommunen, den Kreiſen und der Provinz 
zu Gute kommt und zum oͤffentlichen Nutzen verwendet werden kann, als auch 
weil mit der Vermehrung von Privat- und Aktien⸗Banken dem ſteigenden Anwachſen 
eines uͤberwiegenden Einfluſſes der Geldmacht eine neue Grundlage dargeboten wer⸗ 
den wuͤrde, eine Gefahr, welcher durch Beſeuerung dieſer Bank⸗Inſtitute nicht 
genuͤgend begegnet werden kann. 

Geld⸗Inſtitute, deren Zweck die Erweiterung und die ausgedehntere Be⸗ 
nutzung des Perſonal- Kredits iſt, koͤnnen nur zur vollen Wirkſamkeit gelangen, 
fobald die Geſetzgebung entſprechende Beſtimmungen enthält. So lange nur Kaufleute 
und Rittergutsbeſitzer wechſelfaͤhig find, wird die übrige Bevölkerung von der Theil⸗ 
nahme an den Wohlthaten der Kredits-Inſtitute weſentlichen Theils ausgeſchloſſen 
und die Geſchaͤftsthaͤtigkeit der Letzteren untergeordnet bleiben; desgleichen ſo lange 
der Einwand nicht baar empfangener Valuta die Zahlung zu verzoͤgern vermag. 
Es kommt hinzu, daß die geſetzlichen Beſtimmungen in Betreff der Einziehung 
anderer Schuldforderungen dem Beduͤrfniſſe nicht durchweg entſprechen. Der Ge⸗ 
ſchaͤftsmann hat nicht ſelten anſehnliche Buchforderungen, ſieht ſich indeſſen außer 
Stande, auf diefen Theil ſeines Vermoͤgens neue Unternehmungen zu gruͤnden, weil 
er nicht wiſſen kann, wie bald daſſelbe zu realiſiren iſt. 

In Anerkennung der erheblichen Nachtheile ſolcher Zuſtaͤnde ſieht ſich die 
Commiſſion veranlaßt: 

der Geſetzgebung eine Reform des Wechſelrechts, insbeſondere die Aus⸗ 
dehnung deſſelben auf die Bürger, Grundbeſitzer und ländliche Gewerbe⸗ 
treibende der Provinz zu empfehlen. 

Sie hegt die Ueberzeugung, daß durch Förderung des Perſonal⸗Kredits, 
der im Weſentlichen auf Ehrenhaftigkeit und Berufstuͤchtigkeit beruht, dieſe Eigen⸗ 
ſchaften ſich im Volke feſter begründen werden, und glaubt noch hervorheben zu 
muͤſſen, daß eine ſolche erweiterte Wechſelfaͤhigkeit in der Stadt Danzig und deren 
ehemaligem Gebiet bereits ſeit lange beſteht. N 

Die Provinz Preußen beſitzt, namentlich in ihren zahlreichen Fluͤſſen natuͤr⸗ 


Entwickelung des ge- liche Kräfte für die gewerbliche Induſtrie; die unbeſchoͤftigten Hände der Landar⸗ 
beiter ſtellen fuͤr die Wintermonate manchem Gewerbebetriebe nicht geringe Kraͤfte zur 
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Verfuͤgung; Bau⸗ und Brennmaterialien find reichlich vorhanden und der wohlfeile 
Seetransport vermittelt die Verbindung mit allen Theilen der Erde. 

Die Kommiſſion iſt mit den Abgeordneten des Handelsſtandes der Anſicht, 
daß mannigfache Gewerbszweige in Preußen eine naturgemäße Grundlage finden 
wuͤrden. Es iſt dies ganz beſonders mit den ſogenannten kleineren Gewerben der 
Fall, welche den Landarbeitern eine lohnende Nebenbeſchaͤftigung gewähren, obwohl 
auch der große Fabrikbetrieb hier neben einer ausgedehnten landwirthſchaftlichen 
Production nicht von den gewöhnlichen Gefahren begleitet ſein wuͤrde, welchen 
derfelbe in den ausſchließlich auf das Gewerbsleben beſchraͤnkten Gegenden unterliegt. 

Das ausſchließliche Beſtehen des Landbaues ohne Fabrikation, oder umge⸗ 
kehrt, bringt nach Einführung der Geldwirthſchaft und der Gewerbefreiheit beiden 
Gefahr, waͤhrend ſie ſich durch das Nebeneinanderbeſtehen zur gegenſeitigen Stuͤtze 
dienen. 

Zunaͤchſt iſt die Linnen⸗Spinnerei und Weberei ein Gegenſtand von hoher 
Wichtigkeit. Preußiſches Garn und preußiſche Leinwand haben im Auslande ihren 
Markt verloren, weil die Provinz von demſelben in der Kultur wie in der Bear⸗ 
beitung des Flachſes, in der Kunſt des Spinnens und Webens uͤberfluͤgelt worden 
und weil vielfache Unregelmaͤßigkeiten den Ruf der preußiſchen Leinen⸗Erzeugniſſe 
geſchmalert haben. Wenn Seitens des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums und der land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine der Flachs-Kultur und der Flachs Bereitung neuerdings 
eine erhoͤhete Aufmerkſamkeit geſchenkt worden, fo werden doch noch große Anſtren— 
gungen nothwendig ſein, um den Linnen-Erzeugniſſen wiederum einen ausgedehnten 
auswaͤrtigen Markt zu gewinnen. 

Nicht minder den Verhaͤltniſſen der Provinz entſprechend wuͤrde die Woll⸗ 
Spinnerei ſein; ferner die Fabrikation von Glas, Papier, Mehl, Schiffszwieback, 
Oel, Leder, die Reifſchlaͤgerei und die Segeltuch- Weberei. 

Mit der Ruͤben⸗Zucker⸗Fabrikation ſind in der Provinz ſchon vielfache Ver⸗ 
ſuche gemacht, die indeſſen nicht immer guͤnſtige Erfolge dargeboten haben. Man 
glaubt die Urſache nicht in dem geringen Zuckergehalt der unter hieſigem Klima 
erbauten Ruͤbe finden zu duͤrfen, ſondern einmal darin, daß der Anbau derſelben 
bisher uͤberwiegend auf Niederungsboden ſtattfand, der bekanntlich ſeinen Fruͤchten 
einen weniger intenſiven Gehalt ertheilt; ſodann aber darin, daß die Fabriken auf 


5 * 


1. Gegenftände der Ge⸗ 
werböthätigkeit. 


2. Aufhebung und Er⸗ 
mäßigung des Eiſen⸗ 
Zolles. 


36 


den Ankauf des Materials baſirt waren. Es darf mit einiger Wahrſcheinlichkeit 
vorausgeſetzt werden, daß Ruͤben⸗ Zucker ⸗ Fabriken auf groͤßern Guͤtern mit gut 
kultivirtem Höheboden wohl gedeihen wuͤrden. Dieſer Gegenſtand iſt von hoher 
Bedeutung, da zahlreiche Landarbeiter während des Winters in den Ruͤben⸗Zucker⸗ 
Fabriken Beſchaͤftigung finden wuͤrden. 

Für die Landes ⸗ Kultur find dieſe Anſtalten nicht minder vortheilhaft, als 
die Brennereien, ohne deren Nachtheile im Gefolge zu haben. Sie geben der 
Maſtung, der Kaͤſebereitung, ſowie der Poͤkelung eine neue Grundlage. Wenn auch 
Rinder ⸗Poͤkelfleiſch zunaͤchſt einen bedeutenden Ausfuhr Artikel noch nicht bilden 
kann, da die preußiſche Rindviehzucht auf niederer Stufe ſteht und in der Regel 
nur altes abgearbeitetes Vieh gemaͤſtet wird; fo wuͤrde dagegen die Ausfuhr von 
Schweine⸗Poͤkelfleiſch einen lebhaften Aufſchwung gewinnen, ſobald die Verwerthung 
der Abfaͤlle nicht mehr die bisherigen Hinderniſſe in der beſtehenden Steuer-Ver⸗ 
faſſung findet. 

In Betreff der Cichorien⸗ Fabrikation walten etwa dieſelben Umſtaͤnde wie 
beim Rüben: Zucker ob, doch erſcheint der Gegenſtand an und für. ſich von unter: 
geordneter Bedeutung. Dagegen iſt man der Ueberzeugung, daß die Eiſen⸗, Eiſen⸗ 
waaren⸗ und Maſchinen Fabriken, d. h. die Grundlagen jedes induſtriellen und 
landwirthſchaftlichen Aufſchwunges, einen ausgedehnten Umfang gewinnen werden, 
ſobald die beſtehenden Zoll⸗Beſtimmungen das Material nicht mehr vertheuern. 

Die vorbezeichneten Gewerbs⸗Gegenſtaͤnde würden bald andere Gewerbszweige 
nach ſich ziehen. 

Zur Beſchuͤtzung der Eiſen-Production der Zoll-Vereins⸗ Staaten iſt der 
Zoll von Roh- und Brucheiſen auf 10 Sgr. und von Stangeneiſen in gewoͤhn— 
lichen Dimenſionen auf 1 Thle. 15 Sgr. pr. Centner beſtimmt. In Anerkennung 
der erheblichen Nachtheile der Vertheuerung dieſes Materials hat die Kommiſſion 
die Maßregeln erwogen, welche das Intereſſe der Eiſen- Produktion mit dem der 
Gewerbe und der Landes- Kultur zu vereinbaren geeignet wären. Die zollfreie 
Einfuhr des Bruch- und Roheiſens in die Seehaͤfen der Provinz wird ohne Ge⸗ 
faͤhrdung der vereinsländifchen Eiſen⸗Produktion fuͤr ausfuͤhrbar gehalten. 

Die Kommiſſion erachtet indeſſen dieſe Maßregel nicht für ausreichend, da 
die Verarbeitung zu Stabeiſen weit ausſehende Fabrik- Unternehmungen erfordert 
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und das Uebel fo dringend iſt, daß es nicht raſch genug befeitigt werden kann; fie 
glaubt demnach 
die Aufhebung des auf Roh- und Brucheifen, fo wie die Ermäßigung 
des auf Stabeiſen ruhenden Eingangs ⸗Zolles aufs dringendſte empfehlen 
zu muͤſſen. 

Das Koͤnigl. Seehandlungs⸗Inſtitut hat für gewerbliche Zwecke feine Wirk⸗ 
ſamkeit bisher auf Preußen nicht ausgedehnt. Wenn auch der Staat nicht mit der 
Privatipduſtrie in Konkurrenz treten darf, ohne dieſe zu laͤhmen, ſo find die Schwie— 
rigtkeien, welche der Einführung neuer Induſtriezweige ſich entgegenſtellen, und die 
Opfer, welche dieſe erheiſcht, hier doch ſo groß, daß die wirkſame Unterſtuͤtzung 
ſolcher Erſtlings-Unternehmungen oft unerlaͤßlich iſt, um deren Erſtehen möglich zu 
machen. Unter allen Umſtaͤnden hat es jedoch weſentliche Vorzuͤge, wenn auch 
dieſe Privatunternehmern anheimfallen. 

Die Kommiſſion glaubt demnach ſich dahin ausſprechen zu muͤſſen: 

daß es überaus wuͤnſchenswerth fei, daß die Seehandlung ihre anbah⸗ 
nende Gewerbthaͤtigkeit auch auf Preußen ausdehne; daß ſie Fabrikan⸗ 
lagen indeſſen ſelbſtſtaͤndig nur errichte, wenn geeignete Privatunterneh⸗ 
mer und Aktiengeſellſchaften ſich nicht finden. 

Im entgegengeſetzten Falle würden Geldvorſchuͤſſe, Gewährung von Mafchi- 
nenwerken und Betheiligung durch Aktienzeichnung ausreichend fein. Den Aktio- 
nairen gegenuͤber würde die Seehandlung aber nur eine gleiche Berechtigung wie 
dieſe nach Verhaͤltniß ihres Aktienantheils ausuͤben duͤrfen. 

In einem Staate, wo der Einfluß der Regierung auf die gewerblichen Ver: 
hältniſſe noch Beduͤrfniß iſt und wo die Behoͤrden, namentlich die Regierungen, 
einen vielfach entſcheidenden Einfluß auf die Gewerbsverhaͤltniſſe uͤben, iſt es von 
hoher Wichtigkeit, daß ein ſolcher Einfluß Seitens der betreffenden Organe der 
Regierungen auch mit voller Hingebung und genuͤgender Kenntniß geuͤbt werde. 
Dies kann aber, nach der Meinung der Kommiſſion, zur Zeit nur in ſehr ungenuͤ— 
gender Weiſe bei den Provinzialbehoͤrden erreicht werden. 

Es iſt zwar in jedem Regierungs-Collegium ein Mitglied mit Bearbeitung 
der Gewerbe⸗Angelegenheiten beauftragt; daſſelbe iſt jedoch in der Regel gleichzeitig 
zu ſehr mit Berufsarbeiten anderer Art belaſtet, als daß es feiner großen und 
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wichtigen Aufgabe mit Erfolg ſich widmen könnte. Es darf ein ſolcher Erfolg nur 
erwartet werden, wenn den Maͤnnern, welchen ein ſolches Amt uͤbertragen wird, 
und bei denen eine geeignete, wo noͤglich auch techniſche Vorbildung, ſo wie rege 
Neigung fuͤr den Beruf vorausgeſetzt werden muß, Zeit und Mittel zu Gebote 
ſtehen, ſich ſtets in genauer Kenntniß des Umfanges und der Bedeutung, des Fort— 
ſchritts und der Entwickelung der Gewerbe, beſonders in der Provinz, zu erhalten. 
Nur dann koͤnnen dieſelben entſprechend einwirken, den Gewerdtreibenden: gegenüber 
einen Vertrauen erweckenden Einfluß ſowohl ſich ſelbſt erwerben, als der Regierung 
ſichern. Daß dieſes Ziel zur Zeit durch die betreffenden Departements⸗Räthe der 
Regierungen nicht erreicht wird, auch ohne weſentliche Aenderung der beſtehenden 
Einrichtungen nicht erreicht werden kann, iſt in der Kommiſſion faſt einſtimmig an⸗ 
erkannt worden. Abgeſehen von dem bereits erwähnten. Mangel an genuͤgender 
Muße fuͤr eine Berufsbeſchaͤftigung, welche noch weniger als andere ſich auf bloße 
Erledigung kurrenter Arbeiten beſchraͤnken darf, welche fortgeſetztes Studium, le⸗ 
bendigen Verkehr und unausgeſetzte perſönliche Verſtaͤndigung mit dem Publikum 
erheiſcht, ſcheint auch die Art der Ausbildung, welche zur Zeit von den höhern Ver— 
waltungsbeamten gefordert wird, keine genügende Bürgſchaft für eine richtige und 
über den Begriff des rein Geſchäftlichen hinausreichende Ausübung ſolchen Berufs 
darzubieten. Zu dieſer würde, da überdies in den wenigſten Fällen eine eigentlich 
techniſche Vorbildung hinzutreten kann, mindeſtens ein gründliches Studium der 
Staatswirthſchaft in allen ihren Disciplinen gehören, ohne welches das gewerbliche 
Leben in ſeiner wahren Bedeutung, in ſeinem richtigen Verhältniß zum ganzen 
Staatsorganismus unmöglich gewürdigt und, wie hier nothwendig, im höhern ſtaats— 
männiſchen Sinne aufgefaßt werden kann. 

Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend, und nicht um einen größern direkten 
Einfluß der Regierung auf die Gewerbsverhältniſſe zu begründen, wohl aber dieſen 
Einfluß ſachgemäß und erfolgreicher zu geſtalten, ſieht ſich die Kommiſſion ver- 
anlaßt die 

Sorge für die Vorbildung und Anſtellung beſonderer Gewerberäthe auf 
das Dringendſte zu empfehlen, 
wenn auch zunächſt nur eines für die Provinz oder je eines für Oſtpreußen und für 
Weſtpreußen, wo möglich aber für jeden Regierungsbezirk. 
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Als Mittel, die kleinen Gewerbe gegen das Uebergewicht des großen Kapi⸗ 5. Einführung von Pros 


tals zu ſchützen, iſt die Annahme eines Steuerſyſtems vorgeſchlagen, welches das 
größere Einkommen verhältnißmäßiger in Anſpruch nimmt. Bei der Berathung 
wurde einerſeits nicht verkannt, daß das Prinzip der Progreſſipſteuer auf Gerechtig⸗ 
keit beruhe, andererſeits wurden aber auch die Gefahren hervorgehoben, welche das— 
ſelbe begleiten, indem Progreſſivſteuern nur zu leicht große Unternehmungen unter⸗ 
drücken und das Streben nach Erwerb lähmen können. Während die Commiſſion 
in Erwägung dieſer wichtigen Rückſichten Modifikationen bei der Ausführung des 
Progreſſiv⸗Steuerſyſtems nothwendig erachtet, glaubt ſie doch, daß die Furcht vor 
Mißbräuchen von der Anwendung einer an ſich gerechten und heilſamen Maßregel 
nicht zurückhalten dürfe. Die Kommiſſion glaubt daher 

die Annäherung an das Syſtem der Progreſſiv⸗Steuer und zwar nicht 

allein in Beziehung auf das Gewerbe, ſondern auch auf das Einkommen 

imAllge me inen 
in Vorſchlag bringen zu müſſen. 


greſſipſteuern. 


Während im Gewerbsleben durch Aſſociationen die zu großen Unternehmun⸗ X. Kllaßregeln zur Kör- 


gen erforderlichen Kräfte ſich leicht vereinbaren, ſind jene beim Landbau nicht ohne 
geſetzliche Hülfe herbeizuführen. Entwäſſerungs⸗Anlagen z. B. unterbleiben zur Zeit, 
ſelbſt wenn der Nutzen ein⸗ganz augenſcheinlicher iſt und die überwiegende Majorität der 
intereffirenden Grundbeſitzer deren Ausführung wünſcht, ſobald eine Minorität die 
Zuſtimmung verweigert. Aus gleichen Gründen wird die Errichtung von Schutz⸗ 
Anlagen wider Waſſerfluthen gehindert und iſt dies der vornehmlichſte Grund, wes⸗ 
halb die Niederungen noch immer der Ueberfluthung durch Stauwaſſer ausgeſetzt 
ſind. Dieſer Uebelſtand tritt um ſo mehr hervor, nachdem durch Auflöſung der 
vormaligen Agrarverfaſſung dem Gutsherrn die entſcheidenden Anordnungen für die 
Verbeſſerung der Ruſtikalſtellen entzogen und die letzteren in kleinen unzufammenhän- 
genden Flächen abgeſondert ſind. 

Auch in dieſer Beziehung hat der Staat vermittelnd einzuwirken geſucht, 
durch baare Zuſchüſſe, auch wohl durch alleinige Uebernahms⸗der Koſten u. ſ. w. 
Eine derartige Einwirkung kann indeſſen immer nur vereinzelte Erfolge haben. Es 
iſt im hohen Grade wünſchenswerth, daß die zur Entwickelung der Landeskultur 
dienenden Maßregeln mehr und mehr den Betheiligten anheimfallen, daß dieſelben 
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1. Aſſociation der Grund⸗ 
beſitzer zu Meliorations⸗ 
zwecken. 


2. Erweiterung der land» 
ſchaftlichen Kreditanftalten. 


40 


überall, wo das Bedürfniß nach gemeinſamer Landeskultur und Meliorations-An⸗ 
lagen ſich herausſtellt, zu einem genoſſenſchaftlichen Verbande mit Corporationsrech⸗ 
ten zuſammentreten und die zur Ausführung der Anlagen erforderlichen Fonds im 
Wege der Anleihe beſchaffen können. Wiewohl das Geſetz über die Benutzung der 
Privatflüſſe die Bildung von Genoſſenſchaften zu derartigen Zwecken geſtattet, iſt 
daſſelbe doch zu ſehr einem vereinzelten Intereſſe gewidmet, um dem allgemeinen 
Bedürfniß zu genügen. Die Kommiſſion — eine allgemeine geſetzliche Beſtim⸗ 
mung nothwendig, 
wonach, unter angemeſſener urn durch die Staatsbehörden, bei 
allen Anlagen für Entwäſſerung und zum Schutz wider Waſſerfluthen 
die Minorität der rn durch die Weft der Majorität ver⸗ 
pflichtet wird. 
Dabei gilt die Vorausſetzung, daß in dem Geſetz ahnlich wie in dem Geſetz vom 
23. Februar 1843 Beſtimmungen, in Betreff der Ertheilung von Corporations⸗ 
rechten, Schutz wider Regreßanſprüche u. f. w. Aufnahme finden. Ferner, daß 
Streitigkeiten ſchiedsrichterlich geſchlichtet werden, und daß Gelegenheit zur Beſchaf⸗ 
fung der erforderlichen Meliorations-Kapitale geboten werde. 

Die dauernde Verſchuldung iſt als eine erhebliche Quelle des Nothſtandes 
erkannt worden, und es iſt eine Erweiterung der landwiechſchaftlichen Creditanſtal⸗ 
ten in der Art nothwendig, daß eine erfolgreiche Abwickelung der das Grundvermö⸗ 
gen belaſtenden Schulden und die Beſchaffung von Kapitalien für den künftigen 
Bedarf möglich gemacht wird. ' 

Dies iſt in wirkſamer Weiſe nur durch geeignete Geldinſtitute zu erreichen, 
denen die Mittel zu Gebote ſtehen, auch die geringfügigſten Erſparniſſe zinsweiſe 
zu belegen. f 

Auch den Heinem Gemmdbeß herd i t die Beihülfe von Kreditinſtituten, welche 
das erforderliche Einrichtungs-Kapital darbieten und e Anſammlung für zukünf⸗ 
tigen Bedarf vermitteln, nothwendig. 

Die landwirchſchaftlichen Kredit, Anstalten v werden biervnch eine den Bedürf⸗ 
niſſen der Zeit entſprechende Wirkſamkeit nur erlangen können, wenn 

a) dieſelben auf die e der ien Grundſtücke ausgedehnt 
werden und 
b) das Recht einer Zettel-Emiſſion Ahlen 
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Zwar iſt hin und wieder das Bedürfniß der Beſchaffung neuer Kreditmittel 
für die kleinern Grundbeſitzer in Abrede geſtellt worden, und man hat die damit 
verbundenen Gefahren vielfach hervorgehoben. Ungeachtet aller Schwierigkeiten des 
Ueberganges habe der Bauernſtand dieſelben, vermöge der ihm eigenthümlich inne: 
wohnenden Fähigkeit, mit geringen Mitteln Bedeutendes zu leiſten, vielfach zu über⸗ 
winden gewußt. Der Mangel an Kredit habe ihn vor Verſchuldung bewahrt, jede 
ihm in dieſer Beziehung dargebotene Erleichterung werde zu leichtſinnigem Schul⸗ 
denmachen verleiten und dadurch die Quelle des Nothſtandes eröffnen, welche bei 
den großen Gutsbeſitzern ſich als Folge der Verſchuldung zu erkennen gegeben. Noch 
ſei der Bauernſtand in der Kultur zu wenig vorgeſchritten, um nicht bei der Dis⸗ 
poſition über anſehnliche Summen zu mißbräuchlichen Verwendungen und zu Ver⸗ 
ſchwendungen verleitet zu werden. In dem Verkauf überflüſſiger Inventarienſtücke 
beſitze derſelbe ausreichende Mittel zur Begegnung von Geldverlegenheiten. Aber 
ſelbſt wenn das Bedürfniß der Beſchaffung von Kreditmitteln anerkannt werde, ſei 
es vorzuziehen, wenn der Staat eine angemeſſene Summe zur Bildung eines Me⸗ 
liorationsfonds für die kleinen Grundbeſitzer auswerfe. ' 

Dieſen Argumenten wird indeſſen entgegengeſtellt, die Verſchuldung des 
Bauernſtandes ſei in Folge der Erbregulirung dennoch nicht ausgeblieben und ſie 
werde aus dieſem Grunde ohnedies im Anwachſen bleiben 

Es ſeien dies aber die unproduktiven Schulden, die um ſo verderblicher wir⸗ 
ken, wenn gleichzeitig die Mittel verſagt werden, dieſelben zu übertragen; ſobald die 
zu Meliorationszwecken zu verwendenden Fonds entweder ganz fehlen oder nur mit 
ganz unverhältnißmäßigen Opfern erkauft werden koͤnnen. Der Staat vermöge 
jene nicht mit gleichem Nutzen zu gewähren, da ihm die erforderlichen Organe zur 
Prüfung und Kontrolle nicht überall zu Gebote ſtehen. 

Der Bauernſtand bewahre thatſächlich eine große Scheu vor dem Schulden- 
machen; er ſcheue oft zum Nachtheil ſeiner Wirthſchaft keine Anſtrengung, um ſich 
ſeiner Schulden zu entäußern. Der Verkauf von Inventarien⸗Stücken verbiete ſich 
in den Zeiten eines allgemeinen Futtermangels von ſelbſt, er ſei aber überdies mit 
einer Schwächung der wirthſchaftlichen Kräfte verbunden, ſo lange der Viehſtand 
ſeinen Höhepunkt noch nicht erreicht. Die Verbindung mit den größern und intelli⸗ 
genten Gutsbeſitzern leiſte Gewähr vor Mißbräuchen, indem jedenfalls die Tar⸗ 
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prinzipien in Betreff der kleinern Beſitzungen fo normirt werden dürften, daß eine 
Ueberſchuldung nicht zu befürchten ſtehe, und indem für die Gegenden, wo der 
Bauernſtand noch beſonders unkultivirt iſt, eine vorſorgende Ueberwachung der Ka⸗ 
pitalverwendung nicht ausgeſchloſſen ſei. 

Bereits iſt von den Ständen mehrerer landwirthſchaftlichen Kreiſe das Ge⸗ 
ſuch um Ausdehnung des landwirthſchaftlichen Kredits auf die Geſammtheit der 
ländlichen Grundbeſitzer geſtellt worden, der oſtpreußiſche General⸗Landtag hat ſich 
zu Gunſten einer ſolchen Maßregel ausgeſprochen und auch das Miniſterium des 
Innern hat genehmigt, daß ein Statut über die hiernach erforderliche Reform der 
landwirchſchaftlichen Kredit⸗Anſtalten entworfen und zur Prüfung vorgelegt werde. 
Der von einer Departements ⸗Landſchafts⸗ Direktion ausgearbeitete Entwurf eines 
ſolchen Statuts, geht von der Ueberzeugung aus, daß die Errichtung einer abge» 
ſonderten Kreditanſtalt für die kleinern Grundbeſitzer mit großen Nachtheilen ver⸗ 
bunden ſein würde, indem dieſen die geeigneten Organe für die Verwaltung der⸗ 
ſelben fehlen und der Anſchluß an ein längſt beſtehendes, in dem öffentlichen Ver⸗ 
trauen feſtbegründetes Inſtitut ganz überwiegende Vortheile darbiete. 

Die Majorität der Kommiſſion pflichtet dieſer Anſicht bei, und bringt 

die Ausdehnung des landwisthſchaftlichen Credits anf die zur Zeit nicht 
aſſociationsfaͤhigen laͤndlichen Grundſtuͤcke 
in Vorſchlag. Sie verhehlt ſich indeſſen nicht, daß dieſe Vereinigung ohne weſent⸗ 
liche Verletzung der Intereſſen der bereits aſſoclürten Gutsbeſitzer nur moͤglich iſt, 
ſobald der Landſchaft die Befugniß ertheilt wird, einen Theil des Pfandbriefsbetrages 
im Depoſito zu behalten und dagegen eine, wenn auch geringer normirte Summe 
in Zetteln zu verausgaben. 

Bei den neuern Agrar» Verhältniffen, bei der Vermehrung der Bevölkerung 
und der Zinspapiere iſt der Bedarf an Circulationsmitteln uin das Mehrfache deſſen 
geſtiegen, was vor Einführung der agrariſchen und gewerblichen Reformen in Umlauf 
geweſen. Die zur Zeit umlaufende Geldſumme erreicht bei weitem nicht das Maaß 
derjenigen, welche zur Erhaltung des Gleichgewichts, d. h. um die Steigerung des 
Geldpreiſes zu verhindern und die Geſammtheit der Zahlungsverpflichteten vor Ver⸗ 
letzungen zu bewahren, nothwendig geweſen waͤre. Die Mehrung der Cifrculations⸗ 
mittel bis zur Herſtellung des vormals beſtandenen Verhaͤltniſſes zwiſchen Geldbedarf 
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und Geldvorrath erſcheint der uͤberwiegenden Mehrzahl der Commiſſionsmitglieder 
daher als ein Act der Gerechtigkeit gegen diejenigen, deren Zahlungsverpflichtungen 
ſich aus aͤlterer Zeit herſchreiben und glaubte dieſelbe, daß dieſes Ziel, wenn auch 
nur annähernd, unter allen Umſtaͤnden erſtrebt werden muͤſſe. 

Eine abermalige Mehrung der Zinspapiere durch Bepfandbriefung der klei⸗ 
nern Grundſtuͤcke wuͤrde aber im entgegengeſetzten Sinne wirken d. h. abermals den 
Bedarf an Circulationsmitteln ſteigern; das vermehrte Angebot wuͤrde gleichzeitig 
den Cours der Pfandbriefe herabdrücken, wie dies in Folge des Angebots großer 
Summen von Eiſenbahn-Actien im Betreff aller andern Zinspapiere der Fall ge⸗ 
weſen iſt und die Inhaber derartiger Papiere, ſo wie die groͤßern Gutsbeſitzer, 
welche kuͤnftig Pfandbriefe aufnehmen, wuͤrden durch eine ſolche Maßregel gleich 
ſehr bedroht. Die Zettel⸗Emiſſion erſcheint hiernach ebenſowohl als ein Act der 
Nothwendigkeit wie der Gerechtigkeit; ſie wird durch die Intereſſen der geſammten 
Geſellſchaft geboten. 

Die hier entwickelten Gründe haben einem Theile der Commiſſions⸗Mit⸗ 
glieder dennoch nicht ausreichend geſchienen, um alle Bedenken gegen die vorgeſchlagene 
Maßregel zu beſeitigen. Offenbar liege darin eine Bevorzugung der Landeigen⸗ 
thümer gegenüber den andern Volksklaſſen; der Staat könne ohne die erheblichſten 
Gründe das Recht der Geld-Creirung nicht aufgeben, und es liege offenbar in 
feinem Intereſſe, die erforderlichen Cireulations- Mittel aus eignen Kräften zu er⸗ 
ſchaffen. In Erwägung aber, daß die Intereſſen der übrigen Volksklaſſen durch 
Errichtung von Handelsbanken ausreichend unterſtützt werden, kein vorgeſchrittener 
Staat aus eigenen Kräften die Grundlage einer ausgedehnten Gelderzeugung dar⸗ 
biete, überall ſich die Nothwendigkeit herausgeſtellt habe, die Kräfte des Staates 
und das Vermögen des Volkes zu dieſem Behufe zu verbinden, ſpricht die Kom⸗ 
miſſion ſich dahin aus: i 

daß es zweckmäßig ſei, die Landſchaft zur Emiſſion von Zetteln gegen 
Niederlegung von Pfandbriefen und Bereithaltung eines baaren Reali⸗ 
ſationsfonds zu ermächtigen. 
Dabei würde es Sache der nähern Erwägung ſein, wie weit die Befugniß zur 
Verausgabung an Zetteln ausgedehnt werden dürfe; ob die dadurch erzielten Er⸗ 


fparniffe zu einer wirkſamen Amortiſation von Meliorations- Kapital oder behufs 
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Anſammlung eines Provinzial⸗Fonds zu Chauſſee⸗Bauten u. ſ. w. verwendet 
werden ſollen, welcher Betrag dann als Steuer an die Staatskaſſe abzuführen 
ſei u. ſ. w. 

Die geringe Berufsbildung der kleinern ländlichen Grundbeſitzer iſt ein jo 
wichtiges Hinderniß der vorſchreitenden Landes-Kultur, daß deſſen Beſeitigung die 
ernſteſte und nachhaltigſte Aufmerkſamkeit erheiſcht. Nur von einer unmittelbaren 
perſönlichen Einwirkung auf jene Beſitzer ſind zur Zeit Erfolge zu erwarten. 
Zwar haben, unter Mitwirkung der Regierung, die landwirthſchaftlichen Vereine 
ſchon vielfach um die Hebung der bäuerlichen Wirthſchaften, insbeſondere durch 
Errichtung von Beiſpielswirthſchaften ſich bemüht, und gemeinſinnige Männer 
haben auch durch Belehrung und Beiſtand viel Gutes gewirkt; indeſſen glaubt die 
Kommiſſion, daß erhebliche Wirkungen nur von einer allgemeinen, ſyſtematiſchen 
und aus dauernden Einwirkung zu erwarten ſeien. Sie glaubt demnach der 
Verwaltung 

die Anſtellung von Landes⸗Kultur⸗Kommiſſarien 
vorſchlagen zu müſſen, die in ähnlicher Weiſe und unter Mitwirkung der land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine die Landes-Kultur⸗Intereſſen zu fördern, zu pflegen und 
zu ermitteln haben würden, wie die in Vorſchlag gebrachten Gewerberäthe die 
gewerblichen, wobei zugleich eine Vermittelung der zu IV. 6. und X. I. bezeichneten 
Intereſſen Seitens deffelben vorausgeſetzt wird. 

Die Anſtellung von Landes⸗Kultur⸗Kommiſſarien iſt jedoch nur in der Vor⸗ 
ausſetzung zu empfehlen, daß die geeigneten Perſönlichkeiten gefunden werden, da 
eine tiefe Kenntniß der Agronomie fo, wie der Provinzial- und Lokal- Verhältniſſe, 
eine reiche Erfahrung und eine ausdauernde Begeiſterung für den hochwichtigen 
Gegenſtand vorausgeſetzt werden muß, um entſprechende Erfolge möglich zu machen. 

Wenn gleichzeitig die landwirthſchaftlichen Vereine ſich zu einer immer all⸗ 
gemeinern Wirkſamkeit entfalten, Ackerbauſchulen für die kleinern Grundbeſitzer 
errichtet und Vorbilder rationellen Wirthſchafts-⸗ Betriebes aufgeſtellt werden, iſt 
raſcherer Fortſchritt in der Berufsbildung der kleinern ländlichen Grundbeſitzer mit 
Sicherheit zu hoffen. In letzterer Beziehung hegt man günſtige Erwartungen von 
der bereits eingeleiteten Herbeiziehung von Koloniſten aus den wirthſchaftlich kul⸗ 
tivirteren Gegenden Deutſchlands. 
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Die Mehrung der Kommunikations - Mittel, insbeſondere der Chauſſeen und 4. Mehrung der Kommu— 
innerer Waſſerverbindungen, tritt in den Vordergrund der Maßregeln, welche zur nikationsmittel. 
Entwickelung der Produktiv⸗Kräfte und zur Vorbeugung künftigen Nothſtandes 
erforderlich ſind. Die Regierung hat neuerdings für dieſen Zweck ſehr bedeutende 
Mittel angewendet, und die Kommiſſion ſpricht ihre Ueberzeugung dahin aus: 

daß der Herſtellung geſicherter Kommunikations-Mittel eine ebenſo un- 
ausgeſetzte als umfaſſende Pflege zu Theil werden müſſe, wenn die 
anderweit zur Vorbeugung eines Nothſtandes ins Werk zu ſetzenden 
Mittel überhaupt Erfolg haben ſollen, 
indem ſie bemerkt, daß der Mangel an Kommunikations- Mitteln in ausgedehnten 
Theilen der Provinz ſehr weſentlich zur Steigerung des Nothſtandes beigetragen 
hat. (IV, 7.) 

Als Haupturſachen der geringen Erfolge des Elementar-Unterrichts haben XI. Förderung der Volks- 
ſich die unverhältnißmäßig große Zahl der den einzelnen Landſchulen zugewieſenen kultur und Entwichelung 
Kinder und die große Entfernung vieler Ortſchaften vom Schulorte zu erkennen der ſezialen Perhältniſſe. 
gegeben. 1. Verbeſſerung des Er⸗ 


) ; ziehungsweſens. 
Man ſieht ſich demnach veranlaßt: a. Mehrung der Unterrichts⸗ 
der Regierung die Mehrung der Elementarſchulen anftalten. 

auf's dringendſte zu empfehlen. Wo die Schulbezirke zu ausgedehnt find, da 

erſcheint die Errichtung neuer Schulen nothwendig, im entgegengeſetzten Falle gewährt 

die Errichtung zweiter Lehrerſtellen, neben der Koftenerfparung den Vortheil, daß 

junge unerfahrene Seminariſten Gelegenheit finden, ſich unter der Leitung eines älteren 

Lehrers für ihren Beruf praktiſch auszubilden. Wenn künftig vermöge einer forg« 

ſamen Pflege der Landes-Kultur die Mittel ſich aus dem Einkommen der Ge— 

meinden leichter werden beſchaffen laſſen, ſo wird bis zur Erreichung dieſes Zieles 

eine kräftige Unterſtützung aus Staatsfonds, noch außer den Summen, welche 

bisher zur Verbeſſerung des Lehrer ⸗ Einkommens gewährt worden, durch die höch— 

ſten Intereſſen geboten. 

Da der beſtehende Schulplan an und für ſich dem Zwecke entſprechen b. Reviſſon der Schulen und 
dürfte, derſelbe indeſſen nur ausnahmsweiſe angemeſſene Erfolge darbietet, ſo hält ie 
man ſich zu der Annahme berechtigt, daß derſelbe nicht überall zur vollen Aus⸗ 
führung gelangt iſt. Ebenſo erſcheint die Berufsbildung der Elementarlehrer noch 
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immer ungenügend, und die Kommiſſion ſchlägt aus den oben (V. I.) entwickelten 
Geſichtspunkten vor: 
daß auf die Ausführung des beſtehenden, jenen Geſichtspunkten entſpre⸗ 
chenden Schulplans nachdrücklicher gehalten und die Einrichtung der 
Schullehrer-Seminarien von Neuem geprüft werde. 


©) Erziehung der weibli⸗ Bei der (V. 1.) angedeuteten, ſehr mangelhaften und für das häusliche 
chen Jugend. Leben, die Grundlage aller Kultur, ganz ungenügenden Bildung der Landarbeiter⸗ 
frauen iſt der Unterricht der weiblichen Jugend in Handarbeiten von hoher Be— 
deutung und es erſcheint eine ernſte Anregung dieſes Gegenſtandes nothwendig. 
Nicht ſelten wird dieſem allgemein gefühlten Bedürfniſſe durch die Bemühungen | 
wohlgeſinnter Gutsherrſchaften und Geiftlichen entgezen gekommen. Da indeffen 
ein genügender Erfolg auf dieſem Wege nicht zu erreichen iſt, fo wird für zweck— 
mäßig gehalten, 
die Ehefrauen der Lehrer und andere Frauen durch Prämien zur Erthei⸗ 
lung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten anzuregen. 


d) Ausbreitung deutſcher Wenn man ſich auch beſcheidet, daß deutſche Sprache und Sitte ſich in der 
Sprache und Sitte. polniſchen und litthauiſchen Bevölkerung nicht ohne Weiteres einführen laſſe, fo er- 
ſcheint die Verbreitung des deutſchen Elements in geeigneter Weiſe doch von der 
höchſten Bedeutung. Es würde demnach als ein Grundſatz, von dem nie abgewi⸗ 

chen werden dürfte, aufzuſtellen und feſtzuhalten ſein: 
daß kein Lehrer angeſtellt werde, welcher der deutſchen Sprache nicht 
vollkommen mächtig und mit Erfolg Unterricht in derſelben zu ertheilen 

im Stande iſt. 
| 


. GNapregen wider die Sobald Ehebündniſſe geſchloſſen und Haushaltungen gegründet werden, de⸗ 
leichtſinnige Abſchließung ren Exiſtenz durch einen entſprechenden Erwerb nicht ſicher geſtellt iſt, entſteht eine 
von Ehebündniſſen. Bevölkerung, die das eigentliche Element des Nothſtandes bildet. Wenn die Ge- 
ſetzgebung auch in dieſen Beziehungen mehr denn auf einem anderen Gebiet ihrer 
Wirkſamkeit Bedenken tragen muß, hindernd einzuſchreiten, ſo ſcheint es doch um 
ſo mehr Pflicht, die in der Geſetzgebung liegenden Urſachen zu beſeitigen, durch 

welche das Entſtehen ſchlecht fundirter Haushaltungen befördert wird. 


a) Aufhebung der Pater Die landrechtlichen Beſtimmungen über die Folgen des unehelichen Beiſchlafs 


nitäts⸗Klage. 
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und über die Verpflichtung zur Ernährung unehelicher Kinder wurden urſprünglich 
erlaſſen, um dem Kindermorde vorzubeugen. 

Eine vieljährige Erfahrung hat gelehrt, daß ſie dieſen Zweck nicht erreichen, 
daß vielmehr in den Provinzen, wo das allgemeine Landrecht nicht gilt und die Pa⸗ 
ternitäts Klage unzuläßig iſt, — fo weit die Nachrichten vorliegen — der Kin⸗ 
dermord ſich nicht häufiger ereignet, als in den alten Provinzen. Mit Rückſicht 
hierauf und auf V. 4. ſieht die Kommiſſion, in der Mehrzahl, ſich veranlaßt: 

die Aufhebung der Beſtimmungen des allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. I. 
und 2. über die Folgen des unehelichen Beiſchlafs und über die Verpflichtung 
zur Ernährung der unehelichen Kinder 


zu empfehlen. 


Das allgemeine Landrecht beſtimmt, daß Mannsperſonen, die zur Ehe ſchrei⸗ 
ten wollen, mindeſtens 18 Jahr alt ſein müſſen. Als Wirkung der klimatiſchen 
und anderen Verhältniſſe ſind die dem Arbeiter- und Handwerkerſtande angehörigen 
jungen Leute dieſes Alters in Preußen öfters wenig entwickelt, und gehen nicht jel- 
ten unüberlegte Ehebündniſſe ein. Dieſer Umſtand hat die Mehrzahl der Kommif- 
ſion, — gegen lebhaften Widerſpruch der Minderzahl — veranlaßt: 

der Geſetzgebung die Erhöhung des zur Ehe berechtigten Alters, 
in Vorſchlag zu bringen. 

Mehrfach iſt es als wünſchenswerth bezeichnet worden, daß den Gemeinden 
Mittel eingeräumt werden, der Abſchließung von ſolchen Ehebündniſſen entgegenzu⸗ 
treten, deren Folgen denſelben vorausſichtlich nachtheilig werden könnten, und man 
hat vorgeſchlagen, daß die Trauung nur auf Grund eines von dem Gemeindevor⸗ 
ſtande ausgeſtellten Atteſts über die Aufnahme des Bräutigams in die Gemeinde 
ſtattfinden dürfe. Wenn auch auf der einen Seite angeführt worden, daß ein ſol⸗ 
ches Atteſt nach der beſtehenden Geſetzgebung nicht leicht werde verweigert werden 
können, und daß dieſe Maßregel demnach wirkungslos bleiben werde, ſo iſt doch ande— 
rerſeits die Ueberzeugung ausgeſprochen, daß die Obrigkeit durch dieſe Beſtimmung 
in den Stand geſetzt werde, ihren moraliſchen Einfluß gegen die Abſchließung of— 


fenbar leichtſinniger Ehen geltend zu machen. Sie werde das Atteſt aus ſanitäts⸗ 


polizeilichen Rückſichten verweigern können, ſobald das Paar ſeinen Wohnſitz in ei⸗ 
ner bereits überfüllten Stube aufſchlagen wolle u. ſ. w. 


b) Erhöhung des zur Ehe 
berechtigenden Alters. 


e) Aufnahme in die Ge⸗ 
meinden. 
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Die Kommiſſion hat über dieſen Vorſchlag ſich nicht zu verſtändigen vermogt, 
da eine gleiche Stimmenzahl ſich für und wider denſelben ausgeſprochen. 


3. Maßregeln gegen Noch immer werden vielfache Klagen darüber erhoben, daß die Zahl der 
den unmäßigen Brannt⸗Schankſtellen zu groß ſei, daß insbeſondere der Kleinhandel mit Branntwein häufig 
x resume e zum Genuß auf der Stelle gemißbraucht werde. Wenngleich dieſe Mißſtande nur 
Branntwein⸗Debis. als Nachwirkung der älteren Geſetzgebung zu betrachten find, und die Kabinets⸗ 
Ordre vom 21. Juni 1844 der Adminiſtration ausreichende Mittel zur Begegnung 

derſelben darbietet, ſo glaubt die Commiſſion der Verwaltung * vorſchlagen zu 

müſſen: f 

daß die Conceſſion zum Kleinhandel mit Branntwein immer nur zugleich 
mit der zum Schank, mithin nur in den Fällen ertheilt werden möge, 
wo ein Bedürfniß zum Branntweinsſchank ſich zu erkennen gegeben hat. 


Die Erfahrung lehrt überdies, daß die Magiſtrate in den Städten dritter 
Steuerſtufe kein ſo erheblich hoͤheres Maß von Selbſtſtändigkeit beſitzen, als die 
der vierten Klaſſe um die beſtehende Bevorzugung derſelben bei Ertheilung von 
Conceſſtonen zum Schank und zum Kleinhandel mit Getränken zu rechtfertigen. 
Aus dieſem Grunde erſcheint es nothwendig: 

daß auch den Magiſtraten in den Städten dritter Steuerſtufe die Be⸗ 
fugniß der Ertheilung des Konſenſes zum Schank und zum Kleinhandel 
mit Getränken entzogen und durch eine geſetzliche Vorſchrift den Land⸗ 
räthen übertragen werde. 


by Branntwein⸗Trink⸗ Das Ausborgen von Branntwein verleitet die ärmern und uncultivirtern 
ſchulden. Volksklaſſen nicht ſelten zu unmäßigem Branntweingenuß, der die verderblichſten 
Folgen nach ſich zieht. Die Kommiſſion glaubt demnach der Geſetzgebung nach 
dem Vorgange ähnlicher Beſtimmungen in Betreff der Spiel⸗ und Lotterieſchulden 
vorſchlagen zu müſſen: 
daß mittelſt beſonderer Verordnung das Einklagen von Branntwein⸗Trink⸗ 
Schulden für unzuläßig erklärt werde. 


.) Erhöhung der Maiſch⸗ Vermöge der großen Vervollkommnung der Branntwein⸗Fabrikation erreicht 
ſteuer. das auf dem Branntwein ruhende Steuer-Quantum zur Zeit nur etwa ein Drittel 
desjenigen Betrages, welchen der Geſetzgeber urſprünglich im Auge gehabt hat. 
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Ueberzeugt, daß die Wohlfeilheit des Branntweins von weſentlichem Einfluß auf 
deſſen Verkehr iſt, glaubt die Kommiſſion 

eine wirkſame Erhoͤhung der Maiſchſteuer 
in Vorſchlag bringen zu muͤſſen. 

Hiebei wird jedoch zur Sprache gebracht, daß eine gleichmaͤßig erhoͤhete Belaſtung 
des großen wie des kleinen Brennereibetriebes den Untergang des letztern zur Folge haben 
werde, ein Ergebniß, welches vom Standpunkte der Gerechtigkeit wie des Landes⸗Kultur⸗ 
Intereſſes als gleich nachtheilig betrachtet werden muͤſſe. In letzterer Beziehung 
wird noch angefuͤhrt, daß es Guͤter ohne Wieſen und ohne kleefaͤhigen Boden 
gäbe, die theuer erkauft, in einem mäßigen‘ Brennereibetriebe ihre vorzuͤglichſte Ein⸗ 
nahme finden und dadurch der Boden⸗Kultur foͤrderlicher find. als manche Brenne⸗ 
reien, welche außer Stande ſich befinden, die großen Maſſen von Schlempe nachhaltig 
im Intereſſe der Boden⸗Kultur zu verwenden; dieſe beruhen zum Theil auf ausge⸗ 
dehntem Kartoffel⸗-Ankauf, verleiten die Bauern in einzelnen Theilen der Provinz, 
beſonders in Maſuren, den Kartoffelbau zum Verkauf im Uebermaß zu betreiben und 
durch den Mißbrauch desjenigen Fruchtbaus, der vor allem geeignet iſt, Viehzucht 
und Ackerbau zu heben und die Exiſtenz der Landarbeiter ſicher zu ſtellen, die Ve⸗ 
getationskraft ihrer Aecker zu ſchwaͤchen. Es koͤnne daher, um die kleineren Bren⸗ 
nereien zu ſchuͤtzen und den genannten Nachtheilen zu begegnen, die Erhöhung der 
Maiſchſteuer den allſeitigen Intereſſen nur entſprechen, wenn ſie nach Maßgabe des 
durchſchnittlichen Maiſch-Raums und progreſſiv⸗ ſteigenden Prozentſaͤtzen dergeſtalt 
normirt wird, daß kleine, mittlere und große Brennereien zu beſtehen vermoͤgen. 
Von einer einſichtigen Steuerverwaltung ſei zu erwarten, daß ſie eine richtige und 
gerechte Normirung der Prozentſaͤtze nach Maßgabe des Betriebsumfanges zu be⸗ 
ſtimmen im Stande ſein werde. — Von der anderen Seite wird entgegnet: es ſei 
nicht von allgemeinem Intereſſe, die mittlern und kleinen Brennereien zu erhalten; 
die letztern erſchweren nur die Steuer⸗Kontrolle und wirken dadurch beſonders ver⸗ 
derblich, daß fie Gelegenheit zum Austauſch des Branntweins gegen Naturalien dar⸗ 
bieten. Schon fangen in Folge des neuen Gewerbe Polizeigeſetzes, obwohl die 
Kartoffeln in den letzten Jahren nicht gerathen ſind, die Brennereien auf kleinen 
ländlichen Beſitzungen an, ſich zu vermehren, und es konne der Zweck nur durch 
gleichmäßige Erhöhung der beſtehenden Steuerſaͤtze erreicht werden. 


— 
‘ 
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Nachdem noch entgegnet worden, der Austauſch gegen Naturalien finde auch 
bei den Schaͤnkern ſtatt, und die Arbeiten in den großen Brennereien gehen dadurch, 
daß ihnen weder in der Nacht noch am Sonntage fuͤr die Dauer eines faſt zehn: 
monatlichen Betriebes Ruhe, kaum Beſinnung geſtattet werde, nicht minder der 
Entartung entgegen, ergiebt die Abſtimmung uͤber den Vorſchlag der Anwendung 
des Progreſſiv⸗Steuerſyſtems auf den vorliegenden Fall eine gleiche Stimmenzahl fuͤr r 
die eine, wie für. die andere Anficht. 
d. Aufhebung der Brau⸗ Wenn von den vorbezeichneten Maßregeln eine erhebliche Minderung des 
N Branntweingenuſſes erwartet werden darf, ſo erfordert das Beduͤrfniß, insbeſondere 
der arbeitenden Klaſſe unter den hieſigen klimatiſchen Verhaͤltniſſen, daß ihnen ein 
angemeſſener Erſatz geboten werde. Dieſer iſt nur durch Herſtellung und allgemeine 
Verbreitung eines wohlfeilen und geſunden Bieres zu erzielen, welches zugleich eine 
nahrhafte Stärkung darbietet. Wenn derſelben zur Zeit die Braumalz-Steuer 
entgegenſteht, jo iſt es weniger die Hoͤhe dieſer Steuer, als die Behufs ihrer Er⸗ 
hebung und zum Schutze derſelben angeordnete Kontrolle, welche das Brauen im 
kleineren Maßſtabe zum wirthſchaftlichen Bedarf auf den Guͤtern und in den ein⸗ 
zelnen Haushaltungen hindert und dadurch zugleich die große Maſſe der Bevoͤlkerung 
ausſchließlich auf den Branntweingenuß verweiſet. Es giebt in der Provinz ausge⸗ 
dehnte Landſtriche, welche des Biers vollſtaͤndig entbehren, und beſchließt die Kommiſ⸗ 
ſion demnach 
die Aufhebung der Brau⸗Malzſteuer 
angelegentlichſt zu empfehlen. 
4. Aufhebung der Mahl⸗ Die Kommiſſion ſtimmt in der Ueberzeugung uͤberein, daß die Mahl⸗ und 
8 Schlachtſteuer einen entſittlichenden Einfluß auf das Volk übt, und deren Aufhebung 
durch die dringendſten Intereſſen geboten werde. Sie beſcheidet ſich, daß dieſer Maß⸗ 
regel- ſtehen große Schwierigkeiten entgegenſtehen, und daß es kaum ausfuͤhrbar fein 
duͤrfte, einen vollſtaͤndigen Erſatz der dem Staat und der Kommune aus der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer erwachſenden Einnahmen vermoͤge einer directen Beſteuerung zu 
gewinnen. Wo es ſich indeſſen um ſo wichtige Intereſſen handelt, da glaubt | 
man vertrauen zu dürfen, daß es gelingen werde, den durch Aufhebung der Mahl⸗ | 
und Schlachtſteuer und durch deren Erſatz mittelſt einer directen Steuer entſtehenden 
Ausfall in anderer Weiſe auszugleichen und ſieht die Kommiſſion ſich demnach ver⸗ 


. 
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anlaßt, dieſe Angelegenheit der Beruͤckſichtigung der Staats- Regierung dringend 
zu empfehlen. 
Auf die ad V. 7. entwickelten Gründe, ftügt die Kommiſſion die volle Ue⸗ 
berzeugung, daß der Erlaß einer Landgemeinde » Ordnung eines der weſentlichſten 
Momente zur Begegnung von Nothſtaͤnden in der Provinz fei, ſie halt ſich daher 
verpflichtet, bei der Staats⸗Regierung die baldige Emanation einer Landgemeinde⸗ 
Ordnung angelegentlichſt zu ‚befürworten. 
Inzwiſchen ſind die Verhaͤltniſſe in einzelnen Theilen Litthauens von einer 
ſolchen Dringlichkeit, daß ſie eine ſofortige Abhilfe erheiſchen. 
Es ſind daſelbſt auf ausgedehnten Forſt⸗ und Domainen⸗Terrains zahlreiche 
Einzel⸗Etabliſſements (mehrentheils von der Ausdehnung einiger Morgen) und Ko⸗ 
lonien entſtanden, welche zeither alles Gemeindeverbandes entbehren. Sie liegen von 
Dorfsgemeinden meiſtentheils zu entfernt, um ſolchen einverleibt werden zu koͤnnen; 
ſodann aber fehlt es an einem geſetzlichen Anhalte ſowohl zum Anſchluſſe dieſer Ab⸗ 
zweigungen von Domainen⸗ und Forſtlaͤndereien an beſtehende Kommunen, als zur 
Ausführung organiſcher Kommunal-Einrichtungen in jene ſelbſt. 
Zur Beſeitigung der hieraus ſich ergebenden großen Uebelſtaͤnde ſieht die 
Kommiſſion fich veranlaßt: 
den baldigſten Erlaß proviſoriſcher Beſtimmugen fuͤr den Zweck der For⸗ 
mirung ſolcher Anſiedlungen zu Kommunen oder des Anſchluſſes derſelben 
an andere Kommunen 

als dringend nothwendig zu bezeichnen. 7 

Zur Beſeitigung der in Betreff der Armenpflege beſtehenden und V. 8. 
entwickelten Mißverhaltniſſe iſt vorgeſchlagen, daß jeder Grund⸗ und Haus⸗ 
beſitzer durch das Geſetz zur Verpflegung der von ihm aufgenommenen hilfsbeduͤrf⸗ 
tigen Einlieger verpflichtet werde und zur Begruͤndung angefuͤhrt: daß es nothwen⸗ 
dig ſei, den Gemeinden Schutzmittel gegen den übermäßigen Andrang loſer Leute 
zu gewaͤhren; insbeſondere die kleinen und ärmern Kommunen, in welchen die po⸗ 
lizeiliche Ordnung weniger kraͤftig gehandhabt wird, ſeien dieſem Andrange in einer 
Weiſe ausgeſetzt, die den Ruin derſelben zur Folge habe und eine geordnete Hand⸗ 
habung der Armenpflege faſt unmoglich mache. 

Andererſeits wird eingewendet, daß die von dem Vorſchlage verhoffte 

7 * 


5. Erlaß einer Land⸗ 
gemeinde⸗Ordnung. 


6. Proviſoriſche Maß⸗ 

regeln für die außer 

Gemeindeverband be⸗ 

findlichen Anſiedlungen 
in Litthauen. 


7. Beſtimmungen in 
Betreff der Armen⸗ 
Geſetzgebung. 

a) Verpflichtung der 
Grund⸗ und Hausbe⸗ 
ſitzer zur Armenpflege. 


b) Deklaration des Be⸗ 

griffs der Ortsobrigkeit 

in dem Geſetz v. 31. De⸗ 
zember 1842. 


8. Maßregeln direkter 
Vorſorge. 


a) Sparkaſſen. 
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Wirkung in den Fällen nicht eintreten werde, wo arme Gigenkäthner aus der 
Aufnahme von Losleuten einen Erwerb machen, da alsdann ſelbſt die Sub⸗ 
haſtation der Grundſtuͤcke keine ausreichenden Mittel fuͤr die Armenpflege dar⸗ 
bieten duͤrfte. Eben deshalb aber werde die Aufnahme loſer Leute in den aͤrm⸗ 
ſten Gemeinden am haͤufigſten vorkommen und daraus der Kommunal⸗Armenpflege 
eine neue Schwierigkeit erwachſen. — Es ſei die Aufgabe der Geſetzgebung, die 
Armenpflege auf ſolche geſellſchaftliche Verbande zu fixiren, die weder vermoͤge ihrer 
zu großen Ausdehnung die Ueberſicht erſchweren und zu Mißbraͤuchen Anlaß geben, 
noch vermöge ihrer Mittelloſigkeit eine wirkſame Armenpflege unmoglich machen. 
Der vorliegende Vorſchlag reduckre dieſe zu Zeiten auf ein Haus, verfalle alſo 
in das Extrem des letzteren Fehlers, und es ſei die Reihe vn Liebloſigkeiten 
nicht zu uͤberſehen, die vorausſichtlich von den armen Kathenbeſitzern ausgehen 
wuͤrden, um ſich einer verarmenden oder ſchon verarmten Familie zu entledigen. 


Da Jedermann ſich huͤten wird, eine ſolche Familie bei ſich aufzunehmen, 
ſo wird dieſe der Hoffnung beraubt, ihre Lage je zu verbeſſern und ein verderb- 
liches Schubſyſtem befoͤrdert. 


Die Kommiſſion hat ſich uͤber dieſen Gegenſtand nicht zu einigen vermocht, 
indem ſich eine gleiche Stimmenzahl fuͤr und wider den Vorſchlag ergiebt. 


Dagegen glaubt die Kommiſſion zur Vorbeugung des Schubſyſtems mit Be— 

ziehung auf die V. 8. angefuͤhrten Umſtaͤnden 
der Geſetzgebung eine Deklaration des $. 1. W 2. des Geſetzes vom 
31. Dezember 1842 in Vorſchlag bringen zu muͤſſen, wonach der Aus 
druck „Ortsobrigkeit“ durch „Ortsvorſtand“ zu erſetzen ſeie, 

indem man uͤberzeugt iſt, dieſe Maßregel werde dazu beitragen, mehr Ordnung in 

den Ortsbehoͤrigkeits⸗Verhaͤltniſſen der loſen Leute herbeizuführen. 

Die Kommiſſion hat ſich naͤchſtdem verpflichtet gehalten, einige in Vorſchlag 
gebrachte Maßregeln, welche beſonders geeignet erſcheinen, bei eingetretenem Noth⸗ 
ſtande und unter gegebenen Umſtaͤnden direkte Abhilfe zu gewaͤhren, namentlich die 
Errichtung von Sparkaſſen, Magazinen und die Anſammlung von Gemeindefonds 
zur Eroͤrterung zu ziehen. 

Die Kommiſſion Hält die Verbreitung von Sparkaſſen, welche den Rand- 
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greifen faſt noch überall fehlen, fuͤr ein wichtiges Mittel, in künftigen Nothſtaͤnden 
Aushilfe zu gewähren, und glaubt, daß überhaupt die Belebung des Sinnes für Spar: 
ſamkeit und Anſammlung von Kapital die ſittliche Kultur erheblich fördern wuͤrde. 
Sie iſt jedoch der Meinung, daß der Staat zur Förderung derſelben nicht mehr 
thun koͤnne, als bereits geſchehen, naͤmlich durch ein allgemeines Geſetz die 
Verhaͤltniſſe der Sparkaſſen zu regeln, deren Errichtung aber dem Gemeingeiſte der 
für das öffentliche Wohl ſich intereſſirenden Männer und Korporationen anheim 
zu geben. 


Auch die Anſammlung von Gemeindefonds wird als wuͤnſchenswerth aner— 
kannt, um ſo mehr, als die damit verbundene Verwaltung und Kontrolle, insbe⸗ 
ſondere dem laͤndlichen Gemeindeverbande, zugleich eine materielle und praktiſche 
Grundlage verleihen und gemeinſchaftliche Intereſſen ſchaffen wuͤrde, ohne welche 
eine Gemeindeordnung ſich nicht lebenskraͤftig zu entwickeln vermag. Wenn gleich ein 
geſetzlicher Zwang zur Anſammlung von Gemeindefonds ſich nicht wuͤrde rechtfertigen 
laſſen, wenn ferner viele Mißbraͤuche bei deren Verwaltung nicht zu vermeiden ſein 
werden, auch durch das Vorhandenſein ſolcher Hilfsfonds Anſpruͤche auf Armenpflege 
hervorgerufen werden duͤrften, erachtet die Kommiſſion doch fuͤr wuͤnſchenswerth, daß 
durch geſetzliche Anordnungen das Anſammeln von Gemeindefonds, insbeſondere für 
Zeiten der Noth moͤglich gemacht wuͤrde. 


Dagegen kann ſich die Kommiſſion fuͤr die Anlegung von Staats⸗Magazinen 
nicht ausſprechen. Wenn gleich die großen Dienſte, welche dieſelben vormals, die Mi⸗ 
litair⸗Magazine noch neuerdings in Nothjahren geleiſtet haben, ſich nicht verkennen 
laſſen, fo erſcheint doch das regelmaͤßige Magaziniren mit uͤberwiegenden Nachthei⸗ 
len verbunden; es laͤhmt die Privat⸗Spekulation und die Benutzung von Magazinen 
kann nur in einzelnen Fällen und fo lange als Beduͤrfniß erſcheinen, als jene mit 
zu großen Hinderniſſen zu kaͤmpfen hat. Man iſt überzeugt, daß, ſobald Kommuni⸗ 
kations⸗Mittel in ausreichendem Umfange vorhanden und durch ein geordnetes Kre⸗ 
dit⸗Syſtem der Nothwendigkeit des ungeregelten Verkaufs der Getreide- Vorraͤthe 
vorgebeugt fein wird, überall Erſparniſſe der Landwirthe ſich anſammeln und uͤber⸗ 
dies Privatvorraͤthe ſich anhaͤufen werden, die jedem Konſumtionsbedarf zu genuͤgen 
im Stande ſein duͤrften. 


b) Anſammlung von Ge⸗ 
meindefonds. 


c) Staats⸗Magazine. 
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XII. Abhilfe eines ein- Es iſt von Wichtigkeit, daß die zur Bewältigung eines eintretenden Noth⸗ 


getretenen Wothftandes. 


1. Verpflichtung zur Noth- 
ſtandshilfe. 


2. Ob ſie zur Armenpflege 
gehörig? 


ſtandes zu ergreifenden Maßregeln im Einklang mit den Vorbeugungsmitteln ſtehen, 
da entgegengeſetzten Falls neue Mißſtände eintreten und die endliche Erreichung des 
vorliegenden Zieles erſchweren würden. Die Kommiſſion hat demnach geglaubt, auch 
die Geſichtspunkte ins Auge faſſen zu müſſen, von welchen bei den Maßregeln 
zur Abhilfe eines eingetretenen Nothſtandes auszugehen ſein werde. 

Um in dieſer Beziehung eine klare Anſchauung zu gewinnen, war es noth⸗ 
wendig ſich darüber zu verſtändigen, 

wem nach Lage der Geſetzgebung die Sorge für den Lebensunterhalt ar— 

beitsfähiger, doch erwerbs- und mittelloſer Perſonen obliegt? 
Zunächſt ward die Anſicht ausgeſprochen, die Nothſtandshilfe ſei ein Beſtandtheil 
der Armenpflege, und die Verpflichtung zu derſelben folge aus der die letztere be— 
treffenden Geſetzgebung. Wie überhaupt der Unterhalt der Bedürftigen immer den 
zunächſt Betheiligten obliegt, und erſt bei deren Unvermögen die weitern Kreiſe in 
Anſpruch genommen werden, daher zuerſt die Verpflichtung der Familie, dann die 
der Gemeinde und endlich die des provinziellen Landarmen-Verbandes eintritt, fo 
müſſe in gleicher Weiſe die Verpflichtung zur Nothſtandshilfe gefolgert werden. Auch 
dürfe nicht unberückſichtigt bleiben, daß in feinen höhern Stadien der Nothſtand 
Siechthum zur Folge hat, dieſes aber unzweifelhaft eine Berechtigung zur Armen— 
pflege in ſich begreift. 

Darauf iſt indeſſen entgegnet worden, daß eine ſolche Annahme in der be— 
ſtehenden Geſetzgebung keine Begründung finde. Dieſe und insbeſondere das Allge⸗ 
meine Landrecht ſchreibe ſich aus einer Zeit her, wo ein Nothſtand in der heutigen 
Bedeutung noch unbekannt geweſen; wo die Fälle, daß arbeitsfähige Perſonen in 
großer Zahl gleichzeitig erwerblos geworden, zu den äußerſten Seltenheiten ge- 
hört haben. 

Nach einer ſorgfältigen Erwägung der bezüglichen Geſetzesſtellen entſchied 
die Verſammlung ſich faſt einſtimmig dahin: 

daß nach Lage der Geſetzgebung diejenigen, welche zwar die Kräfte, aber 
nicht die Gelegenheit haben, ſich und den Ihrigen ausreichenden Unter: 
halt zu erwerben, als Arme im geſetzlichen Sinne nicht zu erach— 
ten ſeien. 


x 


— —u—ͤ— 


m _ 


55 


Es bedurfte hiernächſt der Entſcheidung, ob nach Lage der Geſetzgebung 
eine Verpflichtung zur Nothſtandshilfe überhaupt ausgeſprochen iſt, und wem die⸗ 
ſelbe hiernach obliegt? 

Von vielen Seiten wurde die Ueberzeugung ausgeſprochen, es könne nach 
den Beſtimmungen des Allg. Landrechts, Thl. II. Tit. 19., nicht zweifelhaft ſein, 
daß dem Staate dieſe Verpflichtung obliege, da derſelbe nach §. 1 ausdrücklich die 
Vorſorge für die Ernährung der erwerbsbedürftigen Bürger übernommen. Indeſſen 
ward dieſe Auslegung in ihren rechtlichen Folgerungen mehrfach beſtritten, indem 
auch die Familie, die Gemeinde und der Landarmen- Verband einen Beſtandtheil 
des Staatsorganismus darſtellen und der Centralſtaat nicht den Inbegriff der ge⸗ 
ſammten Staatsmacht repräfentire. Wenn der Staat im engeren Sinne, oder die 
Regierung bisher thatſächlich die Nothſtandshilfe übernommen, ſo ſei dies nicht in 
Folge einer geſetzlichen Verpflichtung, ſondern aus Rückſicht einer höheren Staats⸗ 
Politik, und weil augenblickliche Hilfe nothwendig war, geſchehen, beſonders aber, 
weil die Geſetzgebung dieſe Verhältniſſe noch nicht geordnet hätte. Die Abſtimmung 
ließ die Frage: 

wer nach der beſtehenden Geſetzgebung zur Nothſtandshilfe rechtlich ver: 
pflichtet iſt? 
unerledigt, indem 8 Stimmen die Verpflichtung des Staats behaupteten, Stim⸗ 
men über dieſen Gegenſtand eine Lücke in der Geſetzgebung erkannten, und 1 Stimme 
die Nothſtandshilfe als Beſtandtheil der Armenpflege vorausſetzte. 

Dieſe Abſtimmung ſchien das Bedürfniß einer beſonderen geſetzlichen Ber 
ſtimmung über die Verpflichtung zur Nothſtandshilfe zu bekunden, und es ward 
daſſelbe der Erwägung unterzogen. 


Von der einen Seite wurden die Gefahren und demoraliſirenden Einflüſſe 
hervorgehoben, die aus der geſetzlichen Verpflichtung zu einer Vorſorge für die Be: 
ſchaffung von Erwerbsmitteln unausbleiblich hervorgehen müſſen. In dem Bewußk⸗ 
ſein, daß jedenfalls für Arbeitsverdienſt von Seiten der Obrigkeit geſorgt werden 
müſſe, werden die arbeitenden Klaſſen in ihrer vorſorgenden Thätigkeit gelähmt; ſie 
ſparen nicht für den Winter, ſuchen den Verdienſt nicht in der Ferne auf und ſe⸗ 
hen der Zukunft in einer erſchlaffenden Unthätigkeit entgegen. 


3. Wem ſie obliegt? 


4. Ob darüber eine ge- 
ſetzliche Beſtimmung 
nothwendig? 
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Wenn auch dieſe Gefahren nicht abgeleugnet werden konnten, ſo wurde 
darauf doch entgegnet, daß dieſelben thatſächlich zum Theil ſchon in Folge der 
Verpflichtung zur Armenpflege beſtehen, daß in dem Volke bereits die Meinung er⸗ 
zeugt worden, es werden bei eintretender Noth Arbeitsſtellen eröffnet und Unter⸗ 
ſtützungen verabreicht werden. Dieſer Uebelſtand ſei aber lediglich dadurch hervor⸗ 
gerufen, daß der Staats⸗Regierung die Organe fehlen, um aller Orten dem Noth⸗ 
ſtande unter Vermeidung von Mißbräuchen zu begegnen; überall habe der vermit⸗ 
telnde Beiſtand der Privaten und Kommunen zur Vertheilung von Unterſtützun⸗ 
gen und zur Gewährung von Arbeitsverdienſt in Anſpruch genommen werden 
müſſen, und es ſeien Verſchwendungen und Mißbräuche, d. h. der Quell eines 
demoraliſirenden Einfluſſes der beſtehenden Nothſtandshilfe gar nicht zu vermeiden, 
ſo lange dieſe unentbehrlichen Organe nicht ein unmittelbares und perſoͤnliches In⸗ 
tereſſe dabei haben, daß der Nothſtand mit möglichft geringen Mitteln bewäl⸗ 
tigt werde. 

Wenn auch in den Theilen der Provinz, in welchen Nothſtand bisher we⸗ 
niger hervorgetreten, oder wo es den Behörden gelungen iſt, erheblichen Miß⸗ 
bräuchen zu begegnen, derartige Uebelſtände ſich nicht zeigen, ſo wird im Allgemeinen 
doch die Richtigkeit dieſer Anführungen anerkannt. 

Deſſenungeachtet dürfe man aus einer ‚öftern mißbräuchlichen Handhabung 
der bisherigen Nothſtandshilfe ein Bedürfniß nach geſetzlicher Regelung derſelben 
nicht folgern; der Staat habe die Nothſtandshilfe bisher faktiſch übernommen; 
an dieſer Thatſache müſſe man um ſo mehr feſthalten, als die Hülfe, welche die 
Dorfs⸗Kommune in den ärmeren Gegenden aus eigenen Mitteln zu leiſten im Stande 
ſei, unzureichend ſein werde. Auf die Provinz aber könne um ſo weniger zu⸗ 
rückgegangen werden, als dieſe kein ſelbſtſtändig abgeſonderter, ſondern verfaſſungs⸗ 
mäßig ein integrirender Theil des Geſammt⸗ Staates ſei. Der mißbräuchlichen 
Handhabung der Nothſtandshilfe werde nach Emanation einer Landgemeinde⸗ 
Ordnung wohl zu begegnen ſein, und es ſei zu berückſichtigen, daß Ueberbürdun⸗ 
gen gar nicht vermieden werden können, ſobald ſolchen Gemeinden und Kreiſen, 
welche vermöge ihrer Lage und Bodenbeſchaffenheit vorzugsweiſe der Sitz des 
Nothſtandes ſind, die Verpflichtung zur Nothſtandshilfe auferlegt wird, wozu in 
Zeiten ernſter Kalamität ihre Kräfte ganz unzureichend erſcheinen. Es handle ſich 
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daher um Uebernahme einer neuen und druckenden Laſt, der die Gemeinden und 
ſelbſt die Provinz, wenn ſie ihre Verpflichtungen gegen den Staat erfüllen fol, 
nicht gewachſen fein wuͤrden; der Staat werde dann jedenfalls einſchreiten muͤſſen, 
wenn auch unter der Form einer milden Beiſteuer, eines Geſchenkes, welches der 
Provinz gewährt wird. Es ſei aber gerade dieſe Form, welche ſchmerzlich 
empfunden werde. Wäre dieſe in Beziehung auf Verwendungen zur Foͤrde⸗ 
rung der Landes⸗Kultur und Induſtrie, zu Chauſſeebauten u. ſ. w. rechtzeitig 
den anderen Provinzen gleichgeſtellt worden, hätte man manchen ſocialen Uebeln 
rechtzeitig begegnet, fo würde der Staat nicht in die Nothwendigkeit verſetzt worden 
ſein, der Provinz durch außerordentliche Verwendungen in dem Grade, wie geſche— 
hen, zu Huͤlfe zu kommen. Wenn, was nicht dankbar genug anerkannt werden 
könne, neuerdings Großes geſchehen, ſo ſei doch zu berüuͤckſichtigen, daß die Wirkun⸗ 
gen erſt nach längerer, Zeit hervortreten koͤnnen, und daß Chauſſeebauten, welche 
zur Abhilfe des Nothſtandes unternommen werden, haͤufig mehr koſten, als was in 
geordneten Zeiten erfordert wird. 

Nicht minder lebhaft ward indeſſen die Anſicht verfochten, daß die Gemein⸗ 
den, die Kreiſe und die Landarmen⸗Verbaͤnde die Nothſtandshilfe übernehmen, und 
der Staat, wenn irgend moͤglich, von derſelben ganz befreit werden muͤſſe. Es ſei 
weniger der materielle Beiſtand, den die Kommunen zur Abhilfe eines Nothſtandes 
zu leiſten verpflichtet wurden, welcher hier in Betracht komme, als die großen 
Erfolge des Läuterungs⸗ Prozeſſes, den die bedürftige Bevölkerungsmaſſe durch das 
Medium der principaliter verpflichteten Gemeinden erleiden. Dieſe ſondern die 
Beduͤrftigen von den nicht Beduͤrftigen auf das Schaͤrfſte; fie regeln den Unterhalt 
des Erſteren haushaͤlteriſch, und dieſer Erfolg ſei von ſo hoher Wichtigkeit, daß er 
unter allen Umſtaͤnden erſtrebt werden müſſe. 

Es ſei als eine überaus. erfprießlicdye und daher zu wuͤnſchende fernere Wir⸗ 
kung anzuſehen, daß die Kommunal- und fiändifchen Verbande folder Art ein hoͤ⸗ 
heres Maß materieller Verpflichtungen uͤbernähmen, weil dies den Gemeingeiſt kräfti⸗ 
gen werde. Nicht minder ſei es wünſchenswerth, daß die Gemeinden zu einem un⸗ 
mittelbaren Intereſſe bei der Nothſtandshelfe gelangen, daß fie derſelben Opfer zu 
bringen verpflichtet werden, und es durfte vorausgeſetzt werden, daß die Gemeinde⸗ 
ordnung auch Beſtimmungen uͤber die Beaufſichtigung der Proletarier und der Ar⸗ 
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men enthalten werde. Die Gemeinden haben ein unmittelbares Intereſſe bei der 
Beſeitigung eines eintretenden Nothſtandes, ſchon der Selbſter haltung wegen, um 
ſich vor Angriffen und Beraubungen zu ſchuͤtzen; es ſei naturgemaͤß, daß ſie bei 
deſſen Bekämpfung kraͤftig mitwirken, ſelbſt wenn die Verpflichtung dazu in den 
Geſetzen nicht ausdruͤcklich ausgeſprochen. Es ſei eben fo wenig geſetzlich angeord⸗ 
net, daß jeder Staatsbuͤrger die Regierung bei Invaſionen oder wider Raubgeſindel 
unterſtuͤtzen muͤſſe, und doch werden dieſe Verpflichtungen nicht in Zweifel gezogen, 
ſie folgen von ſelbſt aus den Geſetzen der Selbſterhaltung. 


Wenn es unbeſtrittene Thatſache iſt, daß die Regierung oft ſich außer 
Stande befindet, mit den vorhandenen Organen den Nothſtand genügend zu be: 
kaͤmpfen, wenn diefe Organe nur dadurch brauchbar und zuverlaͤſſig, gewiſſermaßen 
neu erſchaffen werden koͤnnen, daß fie ſelbſt die erforderlichen Opfer auch zu brin⸗ 
gen verpflichtet werden, ſo weit ihre Kraͤfte reichen; wenn endlich nur in dieſem 
Wege der Kampf gegen den Nothſtand mit moͤglichſt geringen Mitteln und aller 
Orten gleichmaͤßig bewerkſtelligt; der aus unverhältnißmäßigen Verwendungen her- 
vorgehenden Demoraliſation vorgebeugt werden kann, ſo liege es in der Natur der 
Dinge und ſei durch die hoͤheren Intereſſen der Gemeinden unmittelbar geboten, 
daß fie principaliter und fo weit ihre Kraͤfte reichen, oder doch bis zu einer naͤ⸗ 
her zu beſtimmenden Grenze einſchreiten muͤſſen, und daß in subsidio der Kreis, 
der Landarmen⸗Verband oder die Provinz eintrete; die Kommunal Armenpflege ge⸗ 
waͤhre ein ſo bitteres Brod, und die dazu Verpflichteten wiſſen ſich in einer Weiſe 
dagegen zu ſchuͤtzen, daß dieſelbe erfahrungsmäßig nur als aͤußerſtes Mittel in An- 
ſpruch genommen wird. Bei ganz außerordentlichen Landes⸗Kalamitaͤten werde der 
Staat ſo wenig wie bisher Anſtand nehmen, mit feinen Hilfsmitteln hinzuzutreten, 
und um der Provinz das Druͤckende derartiger Gaben zu nehmen, werde dies als 
eine geſetzliche Verpflichtung ausgeſprochen werden können. 

Bei der Abſtimmung ſprechen ſich 7 Stimmen dafür aus, daß bei geſetzli⸗ 
cher Regelung der Nothſtandshilfe, dieſe principaliter, wenn auch nur bis zu ei⸗ 
ner gewiſſen Grenze den Gemeinden auferlegt werden muͤſſe, während 9 Stimmen 
die Anſicht aͤußern, die Nothſtandshilfe werde ausſchließlich aus Staatsmitteln, wenn 
auch unter Vermittelung der Gemeinden zu beſtreilen fein. 
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Bei fortgeſetzter Erwägung der zur Beſiegung eines bereits eingetretenen 5. Beſchlußfähigteitder 
oder nahe bevorſtehenden Nothſtandes zu ergreifenden Maßregeln wird darauf hin— 1 
gewieſen: 
daß das Geſetz vom 22. Juni 1842 uͤber die Befugniß der Kreisſtaͤnde 
Ausgaben zu beſchließen, eine ſchleunige Beihuͤlfe der Letzteren unausfuͤhr— 
bar mache. 
Vorausgeſetzt, der Staat ſei geſetzlich zur alleinigen Gewährung der Noth— 
ſtandshilfe verpflichtet, fo muͤſſen doch Falle gedacht werden, wo dieſelbe wegen der 
großen Ausdehnung des Uebels unausfuͤhrbar ſei, oder wo dſeſe zu ſpaͤt eintreffen 
wuͤrde und wo die Kreisſtaͤnde zur Vermeidung groͤßeren Unheils den Willen haben, 
aus den Mitteln der Kreis- Korporationen einzuſchreiten. Dann werden aber ver— 
möge der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten die bezuͤglichen Beſchluͤſſe erſt nach Verlauf 
von 6 bis 8 Wochen herbei zu fuͤhren ſein, weshalb erleichternde Formen zur Be— 
ſchlußfaͤhigkeit der Kreisftände in Nothſtand wuͤnſchenswerth ſeien. 


Von vielen Seiten wird eine derartige Erleichterung indeſſen aͤußerſt be⸗ 
denklich und durch kein Beduͤrfniß gerechtfertigt erachtet. 


Die Foͤrmlichkeit, wonach die Kreisſlaͤnde Ausgaben zu allgemeinen Zwecken 
nur beſchließen dürfen, wenn deren Umfang und Verwendung fo wie der Aufbrin- 
gungs⸗ Modus 4 Wochen vorher den Mitgliedern des Kreistages bekannt gemacht 
worden, ſei eine unerlaͤßliche Schutzwehr, insbeſondere der ſchwach vertretenen Staͤdte 
und Landgemeinden wider Verletzungen und Ueberbuͤrdungen. 


Es muͤſſe vorausgeſetzt werden, daß ein Nothſtand ſich laͤngere Zeit vor 
Eintritt deſſelben bemerklich mache; wenn die Majorität der Kreistags⸗Verſammlung 


einverſtanden ſei, werden die zunaͤchſt erforderlichen Maßregeln ſich vorher ſchon pro⸗ 
viſoriſch bewirken laſſen u. ſ. w. 


Dagegen wird indeſſen angeführt, daß proviſoriſche Maßregeln aͤußerſt ber 
denklich, indem durch eine itio in partes die Beſchlußfaͤhigkeit der Kreisftände voll⸗ 
ſtaͤndig gelähmt werden koͤnne, daß Kreistags⸗Verſammlungen nicht leicht zu außer⸗ 
ordentlichen Verwendungen geneigt ſein werden, bevor das Uebel nicht in erhebli— 
chem Umfange wirklich hervorgetreten iſt; daß es nicht rathſam fei, längere Zeit vorher 
Nothſtands⸗Maßregeln zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen u. ſ. w. 

8 * 
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Die Verfammlung entſcheidet ſich mit 9 Stimmen zu 6 gegen die vorge 
ſchlagene Maßregel. f . 


An die vorſtehenden, unter XII. 1--5. erörterten Verhaͤltniſſe ſchließt ſich 
die Betrachtung, daß, angenommen dem Staate liege die Nothſtandshilfe ausſchließ⸗ 
lich ob, doch, wie ſchon angefuͤhrt, anerkannt werden muͤſſe und durch das bis- 
herige Verfahren der Regierung beſtaͤtigt ſei, daß die Organe der Verwaltung zur 
Bewaͤltigung eines Nothſtandes oͤfters nicht ausreichen, daß vielmehr die Hilfe der 
Gemeinden, der ſich bildenden Vereine, ſo wie aller fuͤr das oͤffentliche Wohl ſich 
intereſſirenden gemeinnuͤtzigen Maͤnner nicht entbehrt werden kann. Man haͤlt jedoch 
dafuͤr, daß die nachhaltige Mitwirkung der Privaten und Gemeinden nur verhofft 
werden duͤrfe und daß Mißbraͤuche bei derſelben nur vermieden werden koͤnnen, wenn 
jene ein unmittelbares Intereſſe bei haushaͤlteriſcher Verwendung der Nothſtands⸗ 
Fonds haben. Einige Mitglieder glauben dieſes Intereſſe beifpielsweife dadurch her⸗ 
vorzurufen, daß die nach Emanation der Wegeordnung zur Unterhaltung von Staats⸗ 
Straßen zu verwendenden Staats⸗Fonds und die zur Unterhaltung von Kreis⸗ 
Straßen zu verwendenden kreisſtändiſchen Fonds zuſammengeworfen werden und daß 
den Abgeordneten der Kreisſtaͤnde dann eine Mitwirkung bei Ausfuͤhrung und Beauf⸗ 
ſichtigung dieſer Fonds geſtattet wird, oder vielmehr: es möge das Prinzip allgemein 
ausgeſprochen werden, der Staat werde feine Hilfe um ſo reichlicher eintreten laſſen, 
jemehr die Privaten und Gemeinden zu derſelben beiſteuern. 


Ohne ſich über die Ausfuͤhrbarkeit und den Erfolg einer derartigen Ver— 
einbarung auszuſprechen, war die Verſammlung doch der Ueberzeugung, daß Ur— 
ſachen, Art und Umfang des Nothſtandes in verſchiedenen Zeiten und Gegenden 
mannigfache Abweichungen darbieten. Dergeſtalt laſſen ſich im Voraus allgemeine 
Normen uͤber das Adminiſtrations-Verfahren bei eintretendem Nothſtande in keiner 
Weiſe aufſtellen. Im Allgemeinen haben die in den Jahren 1844/45 angeordneten 
Maßregeln ſich als zweckmaͤßig erwieſen. Die Majorität glaubte demnach ſich auf 
den Wunſch beſchraͤnken zu muͤſſen: 


daß die Adminiſtrativ⸗Maßregeln zu Bewaͤltigung eines eintretenden 
Nothſtandes ſich fo viel wie moͤglich auf Gewährung von Arbeits verdienſt 
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beſchraͤnken moͤgen, und daß das Intereſſe der Gemeinden und Privaten 
fuͤr die Nothſtandshilfe moͤglichſt erweckt und ihnen eine Mitwirkung bei 
Ausführung: von Nothſtands⸗Arbeiten geſtattet werde. 


Beim Schluß der Berathungen haben die ſtändiſchen Mitglieder der Kommiſſion 
erklärt, daß die landes väterliche Fürſorge Sr. Majeſtät des Königs, welche in der 
Provinz Preußen ſeit einigen Jahren größere Verwendungen haben geſchehen laſſen, 
allgemein und mit der größten Dankbarkeit anerkannt werde. Schmerzlich aber 
werde es empfunden, daß dieſe reichlichere Verwendungen häufig ſo angeſehen und 
bezeichnet werden, als wären dieſelben ganz unverhältnißmäßige Opfer, welche der 
Staat der Provinz Preußen in einem, andere Provinzen fremden Verhältniß brin⸗ 
gen müſſe; als erwachſe aus denſelben für den Staat eine Laſt, welche dem aus 
der Provinz gezogenen Vortheil nicht entſpreche; als bilde die Provinz gewiſſer— 
maßen einen bleibenden Nothſtand des Staats. Man hege in der Provinz die 
Meinung, daß der hierin liegende Vorwurf unbegründet ſei; daß, wie ſich ſchon aus 
W ergeben müſſe, die Provinz in keiner Weiſe, weder bei Erhebung 
noch bei Verwendung der allgemeinen Staatsmittel, vor andern Theilen des Reichs 
begünſtigt werde. 

Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend und wahrlich nicht, um ihrem in 
reichem Maße ſpendenden Könige gegenüber undankbare Beſchwerde zu erheben, 
ſondern nur um den drückendſten Vorwurf zurückweiſen zu können, welcher eine 
Provinz treffen kann, haben die ſtaͤndiſchen Mitglieder der Verſammlung daher dar— 
auf angetragen: daß der Herr Vorſitzende eine vollſtaͤndige und klare Zuſammen— 
ſtellung der Thatſachen und Notizen veranlaſſen wolle, welche geeignet ſeien, die 
Richtigkeit ſolchen Vorwurfs in ein klares Licht zu ſtellen und die Moͤglichkeit ge— 
währe, dieſelbe zu prüfen und zu wuͤrdigen; eine Zuſammenſtellung, namentlich der 
Geldbetraͤge, welche ſeit längerer Zeit aus der Provinz Preußen in den Staats⸗ 
ſchatz gefloſſen und aus demſelben auf dieſe Provinz verwendet find. 
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Die Stellung dieſes Antrags im Schooße der Kommiſſion hielten die An- 
tragsſteller um ſo mehr fuͤr gerechtfertigt, als die Erledigung deſſelben nach ihrer 
Anſicht ein weſentliches Moment bei Erdrterung der wichtigen Frage bilden duͤrfte, 
in wie weit es Pflicht ſei, einem allgemeinen Nothſtande der Provinz aus Staats⸗ 
mitteln zu begegnen. 


Koͤnigsberg, den 15. Januar 1847. 


Die zur Erörterung der Urſachen des in der Provinz Preußen öfter 
wiederkehrenden Nothſtandes ernannte Kommiſſion 


Namens derſelben 


Auerswald. v. Lavergne-Peguilhen. Siehr. 
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